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Die Schlagzeilen: Frankfurter Bezirksvorsitzende 
wird stellvertretende Landesvorsitzende – GEW 
geht gestärkt in die bildungs- und tarifpolitischen 
Auseinandersetzungen 2015 – Belastungsgrenze 
erreicht – Wir lassen uns nicht abhängen! 

GEW Landesdelegiertenversammlung  
vom 20. bis 22. November 2014  
in Wetzlar

Stadthaushaltsentwurf 2015/16

Seit klar geworden ist, dass die 150 Milli-
onen Euro des sogen. Aktionsprogramms 
zur Sanierung von Frankfurter Schulen viel 
zu kurz gegriffen ist, wird in bildungspoli-
tischen Kreisen überlegt, wie man in dieser 
Frage weiterkommt.

Dass die 150 Millionen Euro nicht 
reichen, wird schon allein daran deutlich, 
dass allein für die ERS I/II, Ludwig-Erhard-, 
Salzmann-, Boehle-, Merian-, Anne-Frank- 
und Victor-Frankl-Schule, also 8 Schulen 
mehr als 160 Millionen Euro veranschlagt 
sind. Dazu kommen die anderen Schulen, 
der Neubau von 6 neuen Grundschulen, 
eines Gymnasiums, gymnasialer Oberstu-
fen usw. Gar nicht zu reden von einer fach- 
und sachgerechten Ausstattung.

Seit geraumer Zeit sind deshalb minde-
stens 900 Millionen Euro im Gespräch. Das 
sagen inzwischen nicht nur die SPD oder 
die Linke, sondern auch Teile der Grünen.

Die Linke hat in einem 70-seitigen Pa-
pier zum Haushaltsentwurf die städtische 
Finanzlage untersucht und der schwarz-
grünen Politik eine Verschleierung der tat-
sächlichen finanziellen Verhältnisse nach-
gewiesen. Weiter kritisiert die Linke wie 
auch andere Oppositionsparteien eine ein-
seitig Unternehmen bedienende und sozi-
al diskriminierende Einnahmen- und Aus-
gabenpolitik.

Weil diese Analyse und die Schlussfol-
gerungen in der medialen Öffentlichkeit 
unverdienter Weise weitgehend unbeach-
tet bleiben, veröffentlichen wir einen Aus-
zug aus diesem Papier. (s. S. 9)

Der Doppelhaushalt 2015/16 soll im 
Übrigen trotz der unklaren Lage in Bezug 
auf die Neuordnung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs schon am 18. Dezember 
2014 von der Stadtverordnetenversamm-
lung verabschiedet werden.

Installierung eines neuen Billig- 
modells von Betreuung? Betreuung-
sangebote – noch mehr Mehrarbeit 
für Lehr-kräfte? Dürfen Grundschulen 
noch mitentscheiden, oder zählt nur 
Sorges Meinung?

Frankfurt will den „Pakt für den 
Nachmittag“- so sieht das zumin-
dest die Bildungsdezernentin Sorge. 
Angeblich gibt es bereits eine Liste 
von Schulen, an denen die Stadt zum 
kommenden Schuljahr mit dem Aus-
bau beginnen möchte. Eine Informa-
tion und Abstimmung von Schulgre-
mien an Grundschulen gibt es nicht.
Unklar ist, wie viel Geld und Stellen 
Stadt und Land in jede Schule investie-
ren werden. Unklar ist auch, ob es eine 
zusätzliche Leitung eines Projekts ge-
ben wird. Auch die Raumfrage bleibt 
offen. Von Multifunktionalität von 
Klassenräumen ist die Rede. Das heißt 
aber nicht, dass zusätzliche Räume – 

pädagogisch sinnvoll gestaltet – gebaut 
werden, sondern nur, dass bestehende 
Räume in „multifunktional“ umben-
annt werden.
Wir wollen euch über den bishe-
rigen Stand informieren und gemein-
sam mit euch aus den Grundschulen 
über die Vorstellung der Lehrerinnen 
und Lehrer zu Ganztagsangeboten an 
Schulen und wichtige Schritte hin zu 
echten Ganztagsschulen diskutieren. 
Ziel ist es, jetzt Forderungen an Stadt 
und Land zu formulieren, statt abzu-
warten, bis Land und Stadt ihre Sicht-
weise durchdrücken. 

Also: engagiert euch  
und kommt am  
21. Januar 2015  
15.00 Uhr zur GEW  
in die Bleichstraße 38!

Pakt für den Nachmittag in Frankfurt

Der Doppelhaushaltsentwurf von Schwarz-Grün für die Stadt Frankfurt für 2015/16  
begünstigt einseitig die Gewinne privater Großunternehmen, benachteiligt die sozial 
Schwachen und vernachlässigt die Infrastruktur, insbesondere die Bildungseinrichtungen! 

Wenig weihnachtliche 
Gefühle hinter der 
Römerfassade, wenn 
am 18. Dezember der 
Doppelhaushalt bera-
ten wird.

Die neue GEW-Spitze in Hessen: 2.v.l. und r.: Jochen Nagel und Birgit Koch als „Tandem“-
Vorsitzende, Maike Wiedwald (l.) und Karola Stötzel (vorübergehend an den Rollstuhl ge-
bannt) als stellvertretende Vorsitzende

Über 300 Delegierte berieten, wählten und stimmten ab

Die schwarz-
grüne Null 
(siehe Seite 6)

Während uns Bundes- 
finanzminister Schäuble, 
CDU mit einer sogenann-
ten „schwarzen Null“ 
beglücken will, zeigen 
CDU und Grüne in Hes-
sen, wer wen in Wirk-
lichkeit „beglückt“:
Jede beamtete Lehrerin, 
jeder beamtete Lehrer 
soll ab 2015 auf 2.000 
bis über 3.000 Euro pro 
Jahr verzichten!

Weitere Berichte auf den Seiten 2 – 7

Die Schlagzeilen: Schwarz-Grün begünstigt 
einseitig die Gewinne privater Großunternehmen, 
benachteiligt die sozial Schwachen und 
vernachlässigt die Infrastruktur, insbesondere die 
Bildungseinrichtungen!
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Belastungsgrenze erreicht – 
Wir lassen uns nicht abhängen! Auf einer sehr hitzigen Debatte 

der Landesdelegiertenversamm-
lung forderten Kolleginnen aus 
den Grundschulen endlich die Be-
soldung nach A 13. Die reale Be-
lastung habe ein Ausmaß erreicht, 
das frau nicht mehr hinzunehmen 
bereit sei. Nicht zuletzt angesichts 
der Praxis der „Inklusiven Be-
schulung“ dränge sich die Frage 
auf, warum Grundschullehrkräf-
te sich mit A 12 abspeisen lassen 
sollten. Noch dazu mit den läng-
sten Arbeitszeiten bzw. dem läng-
sten Pflichtstundendeputat. Des-
halb hatten die KollegInnen A-13 
Buttons aufgesteckt.

Nachdem klar war, dass diese 
Forderung nicht in der aktuellen 
Tarifrunde unterzubringen war, 
wurde beschlossen, dieses The-
ma auf der Tagesordnung zu hal-
ten und mit Nachdruck weiterzu-
verfolgen.

Um diese Diskussion zu beför-
dern, soll die Auseinandersetzung 
um dieses Anliegen, wie sie Anfang 
der 70er Jahre des letzten Jahrhun-
derts schon einmal geführt worden 
ist, referiert werden. 

Ich stütze mich dabei auf den 
Band „Vom Kämpfen lernen – 40 
Jahre GEW Hessen“, bearbeitet 
von Michael Ebenau, 1989 heraus-
gegeben vom GEW Landesverband 
Hessen.

Die Auseinandersetzung schei-
terte damals – kurz vor dem Durch-
bruch – schlicht an den Vorgaben 
der Finanzpolitik und am Festhal-
ten am hierarchischen Schulwesen. 
Beides gilt es endlich zu überwin-
den!

Rückblick 1970 - 1975
Vor 45 Jahren forderte die GEW 
Hessen mit Nachdruck das Re-
ferendariat für die Lehrämter an 
Grund-, Haupt-, Real- und Sonder-
schulen. In einem Gesetzentwurf 
wurde zwar allen die Möglichkeit 
eröffnet, über Bewährungsaufstieg 
bzw. Erweiterungsprüfung in die 
Besoldungsgruppen A 12/A 13 auf-
zurücken, allerdings nur zu einem 
geringen Prozentsatz.

Als die Landesregierung zu kei-
nem Kompromiss mit Hinweis auf 
die drei ‚Klassiker‘ (Mangel an Stel-
len, Lehrkräften und Haushalts-
mitteln) bereit war, beschloss die 
GEW eine Kampagne und schließ-
lich 1970 die Vorbereitung von Ar-
beitskampfmaßnahmen. 

Dies reichte aus, um die Lan-
desregierung unter Ministerpräsi-
dent Osswald, SPD zu einem Kom-
promiss zu veranlassen. Das Re-
ferendariat sollte in zwei Stufen 
1970 und 1972 eingeführt wer-
den. Gleichzeitig wurden 1970 
die seit 1966 für die erste Phase 
der Ausbildung der Grund- und 
Hauptschullehrer verantwort-
lichen Abteilungen für Erziehungs-
wissenschaften in Fachbereiche für 
Erziehungswissenschaft bzw. Päda-
gogik umgewandelt bzw. die Fach-
didaktiken in die entsprechenden 
Fachbereiche eingegliedert.

Gegen diesen Kompromiss 
wandten sich damals die Frank-
furter Lehrkräfte und ließen am 
9. Juli 1970 den Unterricht für ei-
ne Protestveranstaltung ausfallen. 
Die Proteste führten neben Rück-
trittsforderungen gegen den Lan-
desvorsitzenden auch zu weiterge-
henden Forderungen, insbesonde-
re der Aufhebung der gespaltenen 
Lehrerbesoldung. Zu den Forde-
rungen gehörte u.a. das achtse-

A 13 auch für Grund- 
schullehrkräfte!

Drei Jahre nach dem Gewerk-
schaftstag in Fulda war es wieder 
soweit. Die GEW Hessen stand per-
sonell und thematisch vor schwie-
rigen Aufgaben. Einerseits wa-
ren Kontinuität und Generatio-
nenwechsel an der GEW-Spitze zu 
gewährleisten. Und andererseits 
zwingt die Politik in Bund, Län-
dern und Kommunen die Bildungs-
gewerkschaft von der Kita bis zur 
Hochschule und Weiterbildung zu 
Antworten, die in enger Rückkopp-
lung mit der Gewerkschaftsbasis er-
folgen müssen.

Fast dreihundert Delegierte aus 
den Kreis- und Bezirksverbänden 
und den Fach- und Personengrup-
pen wählten eine neue GEW-Spit-
ze und die Referatsleitungen, de-
battierten fast drei Tage lang – ra-
tional und emotional und fassten 
dann Beschlüsse.

Zur Begrüßung nahm die im 
letzten Jahr in Düsseldorf neu ge-
wählte GEW-Bundesvorsitzende 
Marlis Tepe das Wort. Sie sprach 
dabei wichtige Themen wie die Bil-
dungsfinanzierung und den damit 
verbundenen Kampf gegen die Um-

GEW Landesdelegiertenversammlung vom 20. bis 22. November 2014 in Wetzlar

verteilungspolitik von unten nach 
oben an. Sie wies darauf hin, dass 
die GEW das umstrittene „Ta-
rifeinheitsgesetz“ aus guten Grün-
den ablehne, ebenso das strittige 
TTIP- und CETA-Abkommen. Die 
Flüchtlingspolitik und die Milita-
risierung in Form der Kooperati-
onsabkommen Kultusministerien/
Schulen sowie die Außenpolitik in 
der Gestalt des Israel/Palästina-
Konflikts wurden ebenso thema-
tisiert. Hier schilderte sie sehr ein-
drücklich ihre Erlebnisse und Er-
kenntnisse, die sie dazu bewegen, 
sich für bisher verweigerte Kon-
takte der Lehrergewerkschaften 
beider Seiten einzusetzen. Dass 
hierbei eher auf die Frauen als die 
Männer zu setzen sei, war eben-
falls herauszuhören.

Außerdem sei die GEW auf 
dem Weg zur viertgrößten Einzelge-
werkschaft dabei, die 270.000-Mit-
gliedermarke zu knacken, was für 
die anstehenden Auseinanderset-
zungen eine gute Basis biete.

Diese brauchen wir auch an-
gesichts der finanziellen Einschnü-
rung durch Bund und hessische 

Landesregierung, tarifpolitisch und 
bildungspolitisch.

Den Wahlen voran ging eine 
Satzungsdebatte, weil die Kandi-
daturen die Aufnahme der Mög-
lichkeit eines „Tandems“ im Lan-
desvorsitz in der Satzung nötig 
machten. Die hauptamtliche Vor-
sitzendenfunktion wird dabei auf 
zwei Personen je zur Hälfte auf-
geteilt.

Statt eines oder einer Vorsitzen-
den standen als Tandem der bis-
herige Vorsitzende Jochen Nagel 
und die bisherige Stellvertreterin 
Birgit Koch zur Wahl. Sie wurden 
mit 83% gewählt.

Die frühere Vorsitzende des 
BV Frankfurt Karola Stötzel wur-
de als stellvertretende Vorsitzen-
de mit mehr als drei Viertel der 
Stimmen bestätigt. Und mit Mai-
ke Wiedwald als stellvertretende 
Vorsitzende, die noch mit Sebastian 
Guttmann das Vorsitzenden-Team 
des BV Frankfurt stellt, wurde eine 
Weichenstellung in Richtung Ge-
nerationswechsel vorgenommen. 
Auch sie erhielt auf Anhieb mehr 
als drei Viertel der Stimmen. 

Die Vorbereitungen für die Ta-
rif- und Besoldungsauseinanderset-
zung 2015 spiegeln sich auf den Sei-
ten 6 und 7 wieder. 

Besonders groß war die Unzu-
friedenheit bei den KollegInnen aus 
den Grundschulen. Sie sind nicht 
nur mit immer steigenden Bela-
stungen konfrontiert, sondern wol-
len sich nicht länger mit A 12 und 
den längsten Pflichtunterrichts-
stunden aller Schulformen abspei-
sen lassen. Viele KollegInnen hatten 
schon die A 13-Buttons angesteckt.

Da die Einstufungsfrage al-
lerdings nicht in der anstehenden 
Tarif- und Besoldungsauseinander-
setzung über Gehaltserhöhung und 
Arbeitszeitverkürzung zu regeln ist, 
wurde beschlossen, dies längerfri-
stig auf die Tagesordnung zu setzen 
und dafür eine Kommission einzu-
richten. Der nebenstehende Artikel 
soll einen Beitrag hierfür leisten.

Aber es ging im Grundsatzbe-
schluss nicht nur um die Arbeits-
bedingungen, sondern um ein „so-
zial gerechtes und demokratisches 
Bildungswesen“, das mit Privati-
sierung, Ökonomisierung, Selekti-
vität, Unterfinanzierung und Ent-
mündigung zu kämpfen hat.

Naturgemäß spielte die Präzi-
sierung der GEW-Position zu der 
Inklusionsverhinderungspolitik 
der Landesregierung eine größe-
re Rolle.

Angesichts zunehmender mili-
tärischer Aufrüstung durch unse-
re führenden PolitikerInnen wur-
de Antrag vorgelegt, der vielfältige 
Vorschläge für die Friedenserzie-
hung in den Bildungseinrichtungen 
macht.

Viele weitere Themen kön-
nen hier nicht gewürdigt werden. 
Festzuhalten ist, dass sich mehrere 
Anträge und Beschlüsse auch kri-
tisch mit dem DGB-Bundesvor-
stand befassen mussten, um hier 
Fehlentwicklungen zu verhindern.

Auch getanzt wurde ausgie-
big, und das Theater „Grüne So-
ße“ mit seiner Erzieher_innen-
Revue brachte die „Entgeltord-
nung SuE“ in kabarettistischer 
Form auf die Bühne (siehe Arti-
kel auf S.7). 

mestrige Mindeststudium für die 
Lehrkräfte aller Schularten und die 
Einführung eines einheitlichen Vor-
bereitungsdienstes.

Vor den Landtagswahlen 1970 
hatte die SPD die Einführung ei-
ner gleichrangigen Ausbildung aller 
Lehrer als Aufgabe für die nächste 
Legislaturperiode versprochen, die 
dann immerhin auch zu einer Ge-
setzesvorlage 1972 führte.

1971 hatte es das Land Hessen 
mit dem ersten hessischen Besol-
dungsanpassungsgesetz ermöglicht, 
die Lehrkräfte mit dem Lehramt an 
Grundschulen gleich zu besolden 
wie die Haupt- und Realschullehr-
kräfte, schließlich war die Ausbil-
dung für diese Gruppen gleichran-
gig und gleichwertig. Auch Ham-
burg ging so vor. 

Allerdings hatte vor diesem 
hessischen Gesetz der Bund mit sei-
ner sozialliberalen Mehrheit über 
das sogenannte „BesVNG“, das 
„Besoldungsvereinheitlichungs- 
und Neuregelungsgesetz“ in die 
Hoheit der Länder eingegriffen und 
schließlich über das Bundesverfas-
sungsgericht 1972 die Möglichkeit 
der Einstufung der Grundschullehr-
kräfte nach A 13 untersagt.

Hessen legte das geplante Lehr-
amtsgesetz darauf hin zu den Ak-
ten, beließ aber die Besoldung der 
aktiven Lehrkräfte. Grundschul-
lehrkräfte blieben also zunächst 
in A 13.

Dann kam 1973 das zweite 
„BesVNG“, in dem vorgesehen 
war, eine ganze Reihe von Lehr-
kräften herunterzustufen, insbe-
sondere, aber nicht nur die Grund-
schullehrkräfte. Über die Besol-
dung sollte die Ausweitung der 
integrierten Gesamtschule verhin-
dert werden.

Dies führte zu umfangreichen 
Streikvorbereitungen, die schließ-
lich durch ein angebliches „Kom-
promisspapier“ des damaligen Bun-
deswissenschaftsministers Klaus 
von Dohnanyi, SPD durchkreuzt 
wurden. Gegen den massiven Pro-
test des Frankfurter Bezirksver-
bands wurde 1973 die Urabstim-
mung über einen Streik deshalb 
ausgesetzt.

Die Auseinandersetzungen zo-
gen sich bis ins Jahr 1974, weil die 
Bundesregierung den Ball an die 
Bundesländer zurückspielte. Als 
schließlich erkennbar war, dass we-
der Bundesregierung noch Bundes-
rat den Forderungen der GEW nach 
Besitzstandswahrung und Einfüh-
rung der Stufenlehrerausbildung 
nachkommen würden, wurde für 
Mitte März 1974 ein eintägiger 
Warnstreik beschlossen. Weil aber 
das erforderliche 75%-Quorum 
mit 73,2% knapp verfehlt wurde, 
sagte der GEW Landesvorstand den 
Streik ab.

Die Bundesregierung betrieb 
weiterhin eine Verschleppungs-
Strategie bis zum Februar 1975, 
als das „zweite BesVNG“ schließ-
lich verabschiedet wurde. 

Es beinhaltete in der Hauptsa-
che, dass alle G- und H-R-Lehrkräf-
te, die in der Grundschule unter-
richteten, nach A 12 zurückgestuft 
wurden. Die hessische Landesregie-
rung nutzte dann in der Folge bis 
1977 alle weiteren Möglichkeiten 
dieses Bundesgesetzes, um bei der 
Besoldung der Lehrkräfte Einspa-
rungen vorzunehmen.

Herbert Storn
Maria Ebobisse, Christine Avellini, Herbert Storn, Christoph Baumann

Frankfurter Delegierte: v.l.n.r. Alexander Pohlit, Rahel Aude, Henrich 
Zorko, Nina Hofmann 

GEW-Bundesvorsitzende Tepe bei 
der Eröffnung der LDV

Nina Hofmann 
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Ein Jan Gänger kann sich auf n-tv.de nach 
zwölf Stunden Beobachtung des russischen 
Fernsehens nicht darüber einkriegen, dass 
die „westliche“ Sicht aufs Weltgeschehen 
fürs russische Publikum immer noch nicht 
Pflicht ist: „Haben Sie gewusst, dass die 
USA so ziemlich an allem Schlechten schuld 
sind? Dass die französische Regierung den 
Amerikanern hörig ist? Oder, dass die ja-
panischen Notenbanker, in landestypischer 
Manier dabei sind, die Welt zerstören (sic!). 
Nein? Ich auch nicht?“ „Bizarr“ nennt 
Gänger diese Weltsicht und empört sich: 
„Über Russland lerne ich nichts. Mir wird 
vor allem erzählt, wie verlogen der Westen 
ist“, eine Unterstellung, die kein klarden-
kender Mensch hierzulande auch nur in Er-
wägung ziehen würde!
Glücklich im Vergleich zu den grob-
schlächtig von ihren Medien manipu-
lierten Russen*innen können sich dagegen 
die Konsumenten „unserer“, fairem Jour-
nalismus verpflichteten westlichen Medi-
en schätzen, in denen man sich sachlich und 
objektiv informieren kann. Etwa über die 
Rede der Bundeskanzlerin in Sydney am 16. 
11. 2014, wo sie laut n.tv.de zur Ukraine-
krise gesagt haben soll: „Mit Blick auf den 
mutmaßlichen Abschuss des malaysischen 
Flugzeugs MH17 über der Ukraine sagte 
sie: »Die Ukraine-Krise ist wahrlich keines-
wegs allein eine regionale Angelegenheit. 
Nein, an diesem Beispiel sehen wir: sie be-
trifft uns alle.«“ Oder wie es die Onlinever-
sion des „deutschen Nachrichtenmagazins“ 
Der Spiegel berichtete: „Merkel warnte da-
vor, dass Putin eine solche Politik auch ge-
genüber Ländern wie Moldawien, Serbien 
oder Georgien betreiben könnte. »Die Uk-
raine-Krise ist wahrlich keineswegs allein 
eine regionale Angelegenheit. Nein, an die-
sem Beispiel sehen wir: sie betrifft uns al-
le.«“
Der Leser, der auf die Pluralität der Bericht-
erstattung gesetzt und beide Medien stu-
diert hat, ist verwirrt: Was hat Merkel denn 
nun als Beispiel für die überregionale Be-
deutung der Ukraine-Krise wirklich ge-
nannt: Den Flugzeugabsturz oder die mög-
liche russische Politik gegenüber Molda-
wien usw.? Nach den Gesetzen der Logik 
muss eine der beiden Versionen unwahr 
sein, sollten die verantwortlichen Autoren 
über Grundfertigkeiten im Lesen verfügen, 

Log In

könnte man sogar an eine bewusste Lüge 
denken.
Zeitlich parallel zur Berichterstattung von 
Spiegel-Online zu Merkel prangerte das 
Magazin in seiner Print-Ausgabe die An-
maßungen der russischen Außenpolitik bei-
spielsweise folgendermaßen an:
Russland sei u. a. im Begriff, in Serbien „für 
eine Dreiviertelmilliarde Euro eine 350 km 
lange Eisenbahnstrecke“ zu bauen. Außer-
dem seien russische „Magnaten [russolo-
gisch für Investoren]“ dabei, mit ihrem Ka-
pital Serbien zu infiltrieren: „Der Moskau-
er Ölmulti Lukoil besitzt inzwischen 79,5 
Prozent am lokalen Tankstellennetz Beope-
trol, Gazprom hält die Mehrheit am größ-
ten Gasbetreiber des Landes. ‚Die rus-
sischen Investitionen haben Regionen wie-
der eine Perspektive gegeben, die durch das 
Bombardement der Nato 1999 schwer ge-
troffen worden sind‘“, gibt „Der Spiegel“ 
die Aussage eines russischen „Strategiepa-
piers“ wieder. Wirklich infam, dass die Rus-
sen sich anmaßen, das von deutschen und 
anderen Nato-Fliegern in die Steinzeit einer 
(südost)europäischen Friedensordnung zu-

Das Hessische Kultusministerium will sich 
aus der Finanzierung von zehn hessischen  
Schulsozialarbeit-Einrichtungen zurück-
ziehen. Die bestehenden Vereinbarungen 
wurden einseitig durch das Ministerium 
gekündigt.

Einrichtungen, die z.T. seit 1976 durch-
gängig erfolgreich arbeiten, sind bedroht, 
zum Juli 2015 die Arbeit einzustellen oder 
in jedem Fall erfolgreiche pädagogische 
Kernprozesse aufzugeben. Diese Situation 
verunsichert nicht nur die Träger der Ein-
richtungen und ihre MitarbeiterInnen, son-
dern die betroffenen Schulen, die Eltern und 
SchülerInnen.

Trotz Erklärungen damaliger und heu-
tiger politisch verantwortlicher Minister,
n	dass „Schulsozialarbeit- verstanden als 

ein professionelles sozialpädagogisches 
Angebot im Kontext der Kooperati-
on von Jugendhilfe und Schule- (einen) 
wichtigen Beitrag (leistet)“ (Staatsmi-
nisterin a.D. Dorothea Henzler, KPA-
Ausschuss-Vorlage Nr. 18/5 v. 22. 08. 
2009

n	„dass Angebote der Schulsozialar-
beit eine wichtige Unterstützung für 
Schulleben und Unterricht darstellen“  
(HKM, Minister Prof. Dr. Lorz in einer 
Stellungnahme an die MdL Grumbach 
und Yüksel v. 10. 10. 2014)

werden einige fast 40 Jahre bestehende Ver-
tragsverhältnisse  gekündigt.

2008 ist die Landesregierung noch der Auf-
fassung,
n	„dass es sich bei Schulsozialarbeit um 

eine gemeinsame Verantwortung von 
Land und Kommune handelt“ (Hes-
sischer Landtag Drucksache 17/475, 
24. 09. 2008)

2009 wurde für die jetzt betroffenen 10 Schu-
len noch eine Garantieerklärung abgegeben: 
n	„ Die Landesregierung, insbesonde-

re das Hessische Kultusministerium, 
unterstützt eine Reihe von Angeboten 
der Schulsozialarbeit. (...) Die finanzi-
elle Förderung wird fortgesetzt“ (KPA- 
Ausschuß- Vorlage Nr. 18/5 v. 27. 08. 
2009)

2014 erfolgt die Kündigung eben dieser Ver-
einbarungen durch das Hessische Kultus-
ministerium zum 31. 07. 2015.
Unterrichtsunterstützende sozialpädago-
gische Förderungen (USF), als „eigenstän-
dige Angebote der Schulen“ soll Vorrang 
haben vor bewährten Jugendhilfeangebo-
ten.

Schulsozialarbeit wird für die betrof-
fenen Schulen in Konkurrenz gesetzt zu 
unterrichts-unterstützenden sozialpädago-
gischen Fördermaßnahmen.  Schulsozialar-
beit  ergänzt dann nicht mehr diese „unter-
richtsunterstützenden Fördermaßnahmen 
nach dem USF- Erlass“, sondern soll über 
eine Finanzierung aus eben diesen Mitteln, 
Teil in diese Fördermaßnahme übergeleitet 
werden. Die betroffenen Schulen müssen 
sich dann entscheiden,  auf Schulsozialar-
beit in der bisherigen Form ganz zu verzich-
ten oder USF- Mittel, die in den Schulen be-
reits pädagogisch sinnvoll genutzt werden 
umzuwidmen. Beides geht nicht. Eine Ver-
mischung der Aufgabenbereiche nach SGB 
VIII einerseits und dem USF-Erlass anderer-
seits ist aus rechtlichen Erwägungen auch 
nicht erwünscht.
USF ist keine Ergänzung zur Schulsozial-
arbeit, sondern soll sie ersetzen. Ein Bei-
spiel klassischer Mängelverwaltung.

Das Hessische Kultusministerium wird 
in den anstehenden Clearinggesprächen die-
sen Widerspruch klären müssen und kann 
sich nicht auf eine Argumentationshilfe des 
Hessischen Rechnungshofs berufen. Es eine 
Entscheidung der Landespolitik wie Schul-
sozialarbeit in Hessen ausgestaltet und aus-
gestattet wird.

Eine der betroffenen Einrichtungen, ex-
emplarisch dargestellt für alle anderen zeigt 
die Folgen von Umsteuerung und Überlei-
tung.

Schulsozialarbeit in der Ernst-Reuter-Schule II, 
Frankfurt

`76	Installation in einer integrierten Ge-
samtschule in einem sozialen Brenn-
punkt im Frankfurter 	 Nordwe-
sten. Träger: Arbeiterwohlfahrt Kreis-
verband Frankfurt e.V.

 	 Fünf Jahre als Modellversuch für Hes-
sen und bundesweit mit wissenschaft-
licher Begleitung.

`81	Wegfall der Mittel der Bund-Länder-
Kommission. Halbierung der Mittel 
und der Stellen.

`03	Wegfall der Förderung durch das Hes-
sische Sozialministerium.

`04	Evaluierung der pädagogischen Arbeit 
mit einem wissenschaftlichen Instru-
mentarium.

`05	Wissenschaftliche Studie „Schulsozial-
arbeit im Urteil der Nutzer“ Prof. Mi-
chael Schumann u.a., Juventa
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Eine politische Kehrtwende in Sachen 
Schulsozialarbeit

Noch lächeln 
sie an der 
Ernst-Reuter-
Schule II

rückgebombte Serbien wieder aufzubauen! 
In anderen Ländern Kapital zu investieren, 
gar die Mehrheiten an dortigen Firmen zu 
übernehmen - ein Vorgang, der in der west-
lichen „internationalen Gemeinschaft“ ab-
solut undenkbar wäre! – lässt an die Unter-
werfungsgelüste tartarischer oder mongo-
lischer Horden denken, die sich gewaltsam 
fremden Besitz aneignen.
Dabei schrecken die Moskauer Poten-
taten auch vor ebenso subtilen wie hinter-
listigen Strategien der propagandistischen 
Meinungsmanipulation in den betroffenen 
Staaten nicht zurück: „In dieser Russland 
traditionell verbundenen Region dürfen wir 
uns nicht nur darauf beschränken, in Un-
ternehmen zu investieren. Wir müssen Geld 
für Infrastruktur und für die Menschen 
dort ausgeben, die auf Russland als eine al-
ternative Macht in der Welt schauen“, zi-
tiert „Der Spiegel“ Wie grässlich! Man stel-
le sich nur vor, Daimler würde beim Bau ei-
ner neuen Motorenfabrik irgendwo in der 
Welt auch noch in den sozialen Wohnungs-
bau investieren, um Menschen eine kosten-
günstige Heimstatt zu bieten, Coca Cola in 
Kolumbien einen Fonds zur Förderung der 
Gewerkschaftsrechte einrichten und darü-
ber hinaus kostenlose Schulspeisung für die 
Kinder von armen Familien anbieten: Wür-
de dies nicht nur das bewährte und erfolg-
reiche westliche Geschäftsmodell durchein-
anderbringen, sondern auch falsche Begehr-
lichkeiten wecken, die geeignet wären, das 
diesen Erfolg garantierende Leistungsprin-
zip von Grund auf zu erschüttern? Jedenfalls 
wird hier deutlich, dass die Russen bei ih-
rem Drang, den Westen zu attackieren, nicht 
einmal mehr vor sozialen Wohltaten zurück-
schrecken!
Der Witz an Berichterstattung(en) wie der 
des „Spiegel“ ist die alte Devise, Quod licet 
iovi, non licet bovi oder in Deutsch: Was der 
Herr der Götter darf, ist dem Rindvieh noch 
lange nicht erlaubt. Durch diesen einfachen 
Kunstgriff werden in der Staatenwelt ganz 
gebräuchliche Aktivitäten bei einem Souve-
rän wie Russland zu Ausdrucksformen sei-
ner außerordentlichen Bosheit, die auch gar 
nicht mehr bewiesen werden muss, sondern 
schon allein dadurch feststeht, dass dieser 
Souverän die Frechheit besitzt, sich seine po-
litischen Maßnahmen nicht bei der selbst-
ernannten obersten Weltbehörde konzessio-

nieren zu lassen. Man nennt dies Feindbild-
pflege vulgo Hetze. Dreimal dürfen Sie nun 
raten, wer von beiden Online-Medien gelo-
gen hat. Da die frisierte Aussage der Kanz-
lerin so schön ins redaktionelle Hetzkon-
zept passte, wurde sie zur ungefragten Beru-
fungsinstanz.
Andererseits: Nicht berichtet in deutschen 
Medien wurde, dass Merkel sagte: „Wir 
wissen aus der Geschichte, dass man nicht 
zu friedfertig sein darf, dass man Worte 
schon ernst nehmen sollte und genau hin-
hören sollte.“ Man? Wir? Neville Chamber-
lains Appeasement-Politik gegenüber Hitler 
als Lehre für die Deutschen, bloß nicht zu 
friedfertig zu sein?
Arbeitnehmer*innen und ihre Gewerk-
schaften brauchen Frieden: Ohne Wenn und 
Aber!
Sie sollten daher genau hinhören und kri-
tische Leser*innen abgeben, wenn solche 
Verdrehungen und Wehrbereitschaftstöne 
erschallen. So viel kalter Frieden wie derzeit 
war lange nicht mehr. Dem sollten wir 2015 
entschiedener entgegentreten!
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„Wenn Du entdeckst, dass Du ein totes Pferd reitest, dann steig‘ ab!”

Eine Lehrerin der Wall-Schule be-
klagte sich darüber, dass die (För-
der)Schule erst im August erfah-
ren habe, dass sie geschlossen bzw. 
(frisch renoviert) in eine Grund-
schule umgewandelt werden solle. 
Die Kollegin wies auf die Schwie-
rigkeiten hin, die das für die Schüle-
rInnen in Bezug auf ihren Schulab-
schluss bedeute. Ihre Befürchtung: 
mehr Schulabbrecher.

Befürchtungen, was mit der Be-
schulung und Förderung ihrer Kin-

Streiflichter aus der Debatte um die „Modellregion Inklusion“ im Bildungs- und Integrationsausschuss des Frankfurter Stadtparlaments am 10. 11. 2014

der weiter geschehe, trieb auch die 
ElternvertreterInnen um.

Eine weitere Lehrerin wies da-
rauf hin, dass die Wall-Schule nur 
den Zuschlag für das (billigste) Pro-
fil 1 für den Ganztagsbereich be-
kommen habe.

Auf einen interessanten Wider-
spruch in Argumentation und Pla-
nung für die „Modellregion“ wur-
de hingewiesen:

Eine Grundschule mit Schwer-
punkt Inklusion sei doch ein Wi-
derspruch zur „inklusiven Beschu-
lung“, denn diese brauche per 
Definition doch gar keinen Schwer-
punkt mehr, weil Inklusion doch 
das Prinzip sei.

Eine Förderschullehrerin und 
ein Erzieher der Willemer-Schu-
le wiesen auf die absolut unzurei-
chenden Bedingungen hin, unter 
denen ihre Schule an der inklu-
siven Beschulung als „Pilotregi-
on Süd“ teilgenommen habe. Die 
Ressourcenausstattung sei so man-
gelhaft, dass man eigentlich guten 
Gewissens keine weiteren Kinder 
mit Förderbedarf mehr aufneh-
men könne.

Und es seien nicht nur die Res-
sourcen des Landes, sondern auch 
der Stadt, die nicht bereitgestellt 
würden. So sei die Hausmeisterstel-
le an der Schule weiterhin unbe-
setzt. Was das bei „Windel“-Kin-
dern bedeute, wenn dann auch 
noch die Seife fehle, möchte man 
sich gar nicht weiter ausmalen. 
Auch seien die Toiletten und an-
dere Räume nicht behindertenge-
recht. Für ein sehbehindertes Kind 
habe es drei Jahre  gedauert, bis ein 
erforderliches white-board da war.

Drei Schulen, die sich „auf den 
Weg gemacht“ hätten, würden je-
des Jahr weniger personelle Res-
sourcen bekommen, das sei die 
Realität! Jetzt sei auch die Strei-
chung von Schülerhorten geplant. 
Die Grenzen des Belastbaren seien 
erreicht.

Auch VertreterInnen der Weiß-
frauen-Schule, die ja von einer För-
derschule mit dem Förderschwer-
punkt Sprachheil schrittweise in ei-
ne Regelschule mit dem Schulprofil 

„Sprachheil“ umgewandelt werden 
soll, zeigten sich besorgt darüber, 
dass Errungenschaften wie der bis-
her oft erreichte Berufsanschluss 
für die SchülerInnen gefährdet sei 
und dass die Ausstattung zurück-
gefahren werde. Die Weißfrauen-
Schule sei in Frankfurt die einzige 
Schule für Hörbehinderte und dür-
fe nicht zu einer nicht handhab-
baren Größe ausgebaut werden.

Frau Puhl vom Stadtelternbei-
rat berichtete von großen Sorgen 
der Eltern, die ihre Kinder an För-
derschulen unterrichten lassen, ins-
besondere, dass eine (relativ) wohn-
ortnahe Beschulung bald gar nicht 
mehr geplant sei. Sie wies auf eine 
weiteres „Manko“ hin, nämlich die 
Förderung (oder auch nicht) in den 
weiterführenden Schulen.

Sebastian Guttmann wies für 
die GEW darauf hin, dass auch bei 
der Modellregion nicht über Inklu-
sion, sondern über die von der Hes-
sischen Landesregierung erfundene 
„Inklusive Beschulung“ gespro-
chen wird. Außerdem enthält die 
Modellregion einen weiteren ent-
scheidenden Konstruktionsfehler: 
In der Kooperationsvereinbarung 
wird davon ausgegangen, dass bei 
der derzeitigen Versorgung der 
Frankfurter Schulen mit Förder-
schullehrkräften derzeit ein hohes 
Qualitätsniveau bestehe. Deshalb 
braucht es auch keine zusätzlichen 
Lehrkräfte, sondern es muss nur 
umverteilt und anders strukturiert 
werden, dann läuft es schon. Wenn 
man allerdings nachrechnet (oder 
einfach Menschen aus der Praxis 
fragt), kommt man schnell zu dem 
Ergebnis, dass die Zahl der För-

Gebräuchliche Alternativen:
ü	 Wir gründen einen Arbeits-

kreis, um das Pferd zu analy-
sieren.

ü	 Wir besuchen Fortbildungen, 
um zu lernen, wie man wo-
anders tote Pferde reitet.

ü	 Wir kaufen externe Experten 
ein, die angeblich tote Pferde 
reiten können.

ü	 Wir trainieren hart, um bes-
ser tote Pferde reiten zu kön-
nen.

ü	 Wir sagen: „So haben wir 
das Pferd aber schon immer 
geritten”.

ü	 Wir stellen Qualitätsver-
gleiche verschiedener toter 
Pferde an.

ü	 Wir ändern die Kriterien, die 
festlegen, ob ein Pferd tot ist.

ü	 Wir schirren mehrere tote 
Pferde gemeinsam an, damit 
wir schneller werden.

ü	 Wir erklären: „Kein Pferd 
kann so tot sein, als dass wir 
es nicht mehr reiten kön-
nen.”

ü	 Wir veranlassen einen 
Marktvergleich, um zu se-
hen, ob es bessere tote Pferde 
gibt.

ü	 Wir entwickeln neue Quali-
tätsstandards für das Reiten 
toter Pferde.

ü	 Wir beantragen neue Mittel, 
um die Leistung des toten 
Pferdes zu erhöhen.

ü	 Wir entwickeln ein Motivati-
onsprogramm für das Reiten 
toter Pferde.

ü	 Wir erklären, dass unser to-
tes Pferd besser und schneller 
als andere tote Pferde ist.

ü	 Wir bilden eine Meditati-
onsgruppe und visualisieren, 
dass das tote Pferd reiten 
kann.

ü	 Wir lassen das tote Pferd zer-
tifizieren.

ü	 Wir erstellen eine Präsentati-
on, in der wir aufzeigen, was 
das tote Pferd könnte, wenn 
es noch leben würde.

ü	 Wir beauftragen eine Ent-
wicklungsgruppe, das Reiten 
von toten Pferden neu zu de-
finieren.

ü	 Wir bilden neue Reiter für 
tote Pferde aus.

Haupt-Thema war auch dieses Mal die „Modellregion Inklusion“, jetzt als 
ordentlicher Tagesordnungspunkt und mit Power-point-Vortrag der Dezer-
nentin Sarah Sorge (Grüne).
Sie sprach von einem ZEITFENSTER, das für die „Modellregion Inklusi-
on“ jetzt offenstehe, weil das Kultusministerium seine Haltung, dass auch 
schrumpfende Schulen in Hessen ihre Stellen behalten dürften, geändert 
habe. Dadurch sei die Berücksichtigung des Mehrbedarfs für Frankfurt 
möglich. Und die 23 zusätzlichen Förderschullehrer-Stellen seien „ein Ver-
sprechen, auf das man sich berufen könne“.
Und wieder waren viele empörte Betroffene gekommen, um sich zu Wort 
zu melden.

„Wenn Du entdeckst, dass Du ein totes  
Pferd reitest, dann steig‘ ab!”

so lautet eine Weisheit der Dakota-Indianer

derschullehrerstellen völlig unzu-
reichend ist. Natürlich stellt sich 
auch die Frage, warum Land und 
Stadt nicht bereit sind, für die Ver-
wirklichung eines Menschenrechts 
mehr Geld als bisher auszugeben, 
wenn es doch offensichtlich für eine 
angemessene Umsetzung notwen-
dig ist.

Herbert Storn machte für die 
GEW in erster Linie das Kultus-
ministerium und die hessische 
Landesregierung für die von Be-
ginn an verfehlte „Modellregion-
Inklusion“-Politik (auch in den an-
deren Kommunen) verantwortlich. 
Insoweit vollziehe die Bildungs-
dezernentin eine im Grunde un-
brauchbare Strategie. Besser wä-
re es, sie würde mit der GEW und 
fast allen ExpertInnen und Betrof-
fenen gemeinsam diese Strategie in-
frage stellen.

Die Gründe haben wir in der 
letzten FLZ (3/14 – siehe Home-
page des GEW BV FFM) ausführ-
lich dargestellt.

Hauptkritikpunkt ist nach 
wie vor, dass mit der Kooperati-
onsvereinbarung kein Plan entwi-
ckelt wird, nicht einmal eine Skizze, 
wie „inklusive Beschulung“ an all-
gemeinbildenden Schulen und das 
weiter bestehende Angebot an För-
derschulen (Stichworte: „Eltern-
wahlrecht“, „Doppelgleisigkeit“) 
bzw. den regionalen Beratungs- und 
Förderzentren für ganz Frankfurt 
zusammengeführt werden sollen.

Hauptkritikpunkt ist weiter-
hin, dass die Überführung von 
Förderschullehrerstunden von zu 
schließenden Förderschulen zu den 
allgemeinbildenden Schulen für ei-
ne angemessene Förderung nicht 
ausreicht. Der Kooperationsver-
trag sieht lediglich vor, steigende 
Schülerzahlen angemessen zu be-
rücksichtigen. Dadurch wird das 
beschriebene Problem zwar nicht 
größer, gelöst wird es aber  eben 
auch nicht.

Schließlich ist die Heranzie-
hung von Kennziffern und Ziel-
vereinbarungen ein völlig untaug-
liches Mittel für schulische Inklu-
sion. 

Den Anteil von SchülerInnen 
in der sogen. „inklusiven Beschu-
lung“ als „Inklusionserfolgs-Mes-
sziffer“ zu nehmen, ohne die Qua-
lität der zur Verfügung stehenden 
Förderung zu berücksichtigen, er-
innere an eine Geschichte von Till 
Eulenspiegel, wonach mit Schlie-
ßung der Krankenhäuser alle Kran-
ken wieder gesund sind.

Und „Zielvereinbarungen“ oh-
ne Ressourcenunterstützung sind 
das Papier nicht wert, auf dem sie 
stehen, wenn es denn überhaupt zu 
solchen „Vereinbarungen“ kommt.

Die Antwort der Dezernentin  
auf den artikulierten Protest  
und Unmut:
–	 „Ohne Modellregion würden wir 

gar nichts bekommen.“
–	 Die öffentlichen Finanzen geben 

nicht mehr her.
–	 Durch Kooperation mit Schu-

len sollen Ressourcen umgelenkt 
werden.

–	 Tina: Es gebe keine Alternative 
bzw. es sei „nicht verantwortungs-
voll“, die Modellregion(spolitik) 
abzulehnen.

–	 Der Schulentwicklungsplan A 
(allgemeinbildende Schulen ) und 
S (Förderschulen) sollen zusam-
mengeführt werden.

–	 Aus den „Themenwerkräumen“ 
zur Schulentwicklungsplanung 

habe man „Parameter“ identi-
fiziert:

–	 „Vom Kind her denken
–	 „Vernetztes Denken“ (z.B. Er-

fahrungen aus der Pilotregion 
Süd).

–	 Es würden mehrere Wege gegan-
gen.

–	 Verständnis für „Wut, Enttäu-
schung und Trauer“.

–	 Es gelte der Elternwille.

Und die Stadtverordneten:

Frau Weber, SPD, bekannte sich 
zur Inklusion und verwahrte sich 
gegen Unterstellungen, die Kritike-
rInnen des „Modellprojekts“ seien 
Inklusionsgegner. Aber die Voraus-
setzungen seien nicht erfüllt. Es 
würden strukturelle Änderungen 
eingeleitet, ohne dass die Voraus-
setzungen geschaffen würden. Sie 
verwies auf den Antrag der SPD 
(im PARLIS-System der Frankfur-
ter Stadtverordnetenversammlung 
zu finden) und mahnte ein „Detail-
konzept“ an.

Frau Pauli, Linke, schloss sich 
der Kritik an und bedauerte, dass 
in Konsequenz der Antrag des Ma-
gistrats nicht zurückgestellt werde, 
um die Voraussetzungen zu schaf-
fen.

Herr Stock, Grüne, meinte, 
dass bisher nicht „vom Kind her 
gedacht“ worden sei. Die „Modell-
region“ wurde und werde von der 
alten und neuen Landesregierung 
als Rahmen vorgegeben und sei 
Sachzwang. Es sei ein Erfolg, dass 
mehr LehrerInnen nach Frankfurt 
kämen. Es sei ein grosser Schritt 
nach vorn. Er sei zu verantworten. 
Die „Modellregion Inklusion“ sei 
die einzige Möglichkeit.

Und nochmals die Dezernentin:
„Vom Kind her denken“ sei für 
die Lehrkräfte nicht neu, aber für 

die Politik; es sei „ein Wandel der 
Strukturen in Gang gekommen“. 
Der „Haltungswechsel“ ginge bis 
zur politischen Verwaltungsebene 
(Kooperation der Ämter …). Die 
Wall-Schule werde ja nicht ge-
schlossen, sondern „überprüft“.
Alle Schulgesprächstermine wer-
den genannt.

Alle Hoffnungen von Frankfurt 
ruhen auf Nordhessen …
Unter dem Tagesordnungspunkt 
10 erfolgte ein weiterer Positi-
onsaustausch zum Thema  
„Modellregion“:

Herr Kilian vom Staatlichen 
Schulamt stellte auf Rückfrage klar, 
dass es kleine (Inklusions)Klassen 
nicht geben könne. Die Bereit-
stellung der 23 zusätzlichen För-
derschullehrerInnen-Stellen hän-
ge vom „demografischen Faktor“ 
Nordhessens ab (nur wenn dort die 
SchülerInnenzahlen zurückgehen 
und die Lehrkräfte entsprechend 
nach Frankfurt versetzt würden). 

Die Stadtverordnete Weber, 
SPD, erläuterte den SPD-Antrag 
und verwahrte sich dagegen, an-
deren etwas wegzunehmen. Inklu-
sion gebe es nicht zum Null-Tarif!

Die CDU wollte mal sehen, wie 
man die Ressourcen „gerecht ver-
teilt“. Es sei ein Prozess und ei-
ne Chance.

Dezernentin Sorge nochmal: 
(in Richtung Pauli, Linke) Es sei 
Verantwortungslos, die Arme zu 
verschränken.

Es folgte der Verweis auf die 
Köpfe (bei der Inklusion komme 
es vor allem auf die Veränderung 
in den Köpfen an). Die 23 zusätz-
lichen Stellen sei ein Versprechen, 
auf das man sich berufen könne. 
Das Ganze sei ein lernendes Sy-
stem.

Ingeborg Ulrich  
und Herbert Storn
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Woodstock im Römer?
Geballte Kritik im Plenarsaal des Frankfurter 
Römer bei der Anhörung zur „Modellregion 
Inklusion“ am 17. 11. 2014

Bildungsdezernentin Sorge bestrei-
tet  den ersten Teil bis 18 Uhr 40 
mit einem vom Layout stark ver-
besserten werbewirksamen Power-
point-Vortrag, der die Zuhörer in 
die Welt einer Modellregion als eine 

Der Plenarsaal im Römer war fast voll besetzt.

Sarah Sorge (Grüne)

Alexandra Cremer, Netzwerk In-
klusion Frankfurt

Eine Kollegin aus dem GPRLL 
wies auf die hohen Belastungen der 
Grundschul-Lehrer*innen hin

Müller-Bialon

Woodstock 1969, Bethel, USA – das Original, Foto: dpa Picture-Alliance GmbH

der interessanten und vielverspre-
chenden Stationen auf dem Weg in 
ein inklusives Schulwesen entführt. 
Wir sind auf dem Weg sind neben 
dem Schirm bzw. Fokus, auf dem 
bzw. in dem die Anliegen sind, die 
meistgehörten Wörter an diesem 
Abend.

Manch einer dürfte überrascht 
gewesen sein von der Nachricht, 
dass wir bereits Mitten drin sind 
– das ist wirklich groß geschrieben 
auf der Leinwand. „Inklusive Be-
schulung“ wird ja schon eine ganze 
Weile mit Inklusion gleichgesetzt, 
egal, wie Ausstattung und Förder-
bedingungen aussehen. 

Sehr schnell und mit immer 
größerer Selbstverständlichkeit, 
natürlich auch mit Stolz werden 
die Kennziffern aufgeführt: 13 – 
30 – 46. 

Das soll ein „Inklusionsmaß-
stab“ sein und bedeutet die von 
Jahr zu Jahr steigende Zahl von 
Grundschulen mit „Inklusiver Be-
schulung“. Zuvor wurde ein et-
was anderer Maßstab verwen-
det: 2011/12 gab es in Frankfurt 
19 Schulen mit dem „Gemein-
samen Unterricht, GU“ (obwohl 
das ja noch „Integration“ hieß), 
2012/13 bereits 43 Schulen mit 
GU bzw. „Inklusiver Beschulung, 
IB“. Und 2013/14 gab es schon 68 
Schulen (hauptsächlich mit „IB“, 
weil ja der „GU“ mit seinen i.d.R. 
besseren Standards schrittweise ab-
gebaut wird).

Der Widerspruch „Wahlfrei-
heit“ der Eltern und „Abbau von 
Doppelstrukturen“ wird elegant 
umschifft. Man will ja nichts über-
stürzen! Denn: „Wir wagen etwas 
grosses!“

Dann zu den Ängsten: „Keine 
Schule wird geschlossen.“ Schulen 
werden nämlich umgewandelt. Was 
dann doch Gelächter auslöst.

Die Antwort auf den im Raum 
stehenden Vorwurf „Sparen statt 
Fördern“ lautet: Dies (Einsparen) 
ist der einzige Weg, „mehr Mittel 
ins System zu bekommen“. Mit 
„System“ ist die Regelschule ge-
meint.

Der Vorwurf, dass die „Mo-
dellregion“ außerhalb des Schul-
entwicklungsplanerstellungspro-
zesses laufe, wird zurückgewiesen. 
Denn einerseits war es ja angekün-
digt (Ehrlichkeit und reiner Wein 
zahlen sich eben doch aus). Und an-
dererseits soll ja der Umsetzungs-
prozess Inklusion in den Schul-
entwicklungsplan kommen. Und 
die „Werkräume“ und ihre Kon-
zepte sollen nicht vergeblich gewe-
sen sein!

Nachdem sich alle mal kurz ge-
schüttelt oder am Ohr gekniffen ha-
ben ob der schönen heilen Welt der 
Modelle, geht es an die Wortmel-
dungen.

Eine Netzwerkvertreterin (In-
klusion): Mit fehlt das Futter. Und 
was ist mit den anderen Regionen 
in Frankfurt? Wie wolle man mit 
den Förderausschüssen umgehen?

Erster demonstrativer Beifall.
Das Zentrum für Erziehungs-

hilfe fragt nach den notwendigen, 
aber bisher fehlenden Räumen.

Von der Wöhler-Schule kommt 
die Frage nach der wissenschaft-
lichen Begleitung und nach der Be-
ratung der Eltern.

Von der Ludwig-Weber-Schu-
le wird nach der konkreten Unter-
stützung gefragt. Welche Ressour-
cen gibt es für die zunehmende Ko-
ordination?

Es kann nicht noch mehr 
„draufgepackt“ werden.

Von der Schwarzburg-Schule 
wird ein aktueller Fall berichtet, 
wonach eine ausfallende Förder-
schullehrkraft mangels Ressourcen 
nicht vertreten werden kann.

Es wird für Hörgeschädigte bei-
spielhaft dargelegt, dass die „Mo-
dellregion“ faktisch nicht durchge-
rechnet worden sei.

Nach so vielen Einwänden und 
Kritiken bietet sich die Grundschul-
dezernentin des Staatlichen Schul-
amts lebhaft als Fürsprecherin bei 
Belastungen an.

Bei der Beantwortung des er-
sten Durchgangs von Wortmel-
dungen (und auch noch später im-
mer wieder) fallen immer wieder 
die folgenden Wörter: Prozess, Mo-
dell, vernetzen,lernende Region, 
Veränderungsprozess, Plattform, 
auf dem Schirm und im Fokus. In 
den hinteren Reihen wird bereits 
das Bingo-Spiel angefangen. 

Von der Münzenberger-Schu-
le wird die fehlende Barrierefrei-
heit beklagt.

Von der Beruflichen Philipp-
Holzmann-Schule wird nach dem 
Einbezug der beruflichen Schulen 
gefragt.

Vom Netzwerk Inklusion wird 
moniert, dass keine Aussagen ge-
macht werden zur Weiterführung 
der Inklusiven Schulung an den 
weiterführenden Schulen. Kritik 
auch an mangelnden Aussagen zur 
Ausbildung und Weiterbildung der 
Lehrkräfte.

Von einer anderen Netzwerk-
Vertreterin wird kritisiert, dass die 
Beratungsstelle unterbesetzt sei.

In der Privatwirtschaft wür-
de man einen derartigen Verände-
rungsprozess auch mit den entspre-
chenden Ressourcen unterlegen.

Sie könne den Satz wir machen 
uns auf den Weg nicht mehr hören, 
ihre Tochter habe inzwischen die 
dritte Grundschullehrerin und die 
dritte Grundschulleitung in Folge.

Von der GEW wird die Kritik 
an dem toten Pferd „Modellregi-
on“ wiederholt, außerdem darauf 
hingewiesen, dass die 23 zusätz-
lichen Förderschullehrkräfte kei-
neswegs sicher seien und auch ab-
solut nicht ausreichten. Warum 
wird nicht über mehr verhandelt 
als eine Mangelverteilung? Warum 
darf die Umsetzung eines Men-
schenrechts nichts kosten? Wa-
rum geht hier nicht wenigstens die 
Stadt Frankfurt mit gutem Beispiel 
voran und investiert zusätzliches 
Geld, das dringend benötigt wird?

Die Bildungsdezernentin arg 
in der Defensive: Wir können von 
Frankfurt aus nicht die Welt revo-
lutionieren! 

Sie geht davon aus, dass bis zu 
23 FörderschullehrerInnen-Stellen 
in den 5 Jahren zusätzlich nach 
Frankfurt kommen.

Weitere Wortmeldungen: 23 
zusätzliche ungewisse Stellen wer-
den heute als Erfolg hingestellt. Das 
mag ja so sein. Aber kein Kniefall 
sei nötig, um 160 Lehrerstellen für 
das geplante neue Gymnasium zu 
bekommen. Das sei selbstverständ-
lich. Ebenso wie zusätzliche Stel-
len für die neuen Grundschulen. 
Aber bei den Schwächsten da tut 
man sich schwer, da muss man sich 
verrenken.
Der Beifall wird stärker.

Paul-Hindemith-Schule: Wir 
brauchen nicht mehr Beratung, 
wir brauchen mehr LehrerInnen.

Die IGS-Nordend fragt, wie 
geht’s eigentlich bei uns weiter? Hat 
die Schule doch bisher mit GU er-
folgreich integriert.

Karl-Oppermann-Eltern bekla-
gen, wie es wirklich aussieht. Lehr-
kräfte sollen hier und dort sein.

Milchmädchen-Rechnungen 
werden nachgewiesen am Beispiel 
der zu schließenden Wall-Schule. Es 
wird gefragt, wie viele Kinder bei 
diesem Prozess scheitern werden.

Ein Zwischenruf aus der hin-
teren Reihe übertönt alles: mit Lie-
be allein lassen sich die Probleme 
auch nicht lösen! – Gelächter.

„Das ist ja wie in Woodstock“, 
sagt der persönliche Referent 
der Bildungsdezernentin, Herr 
Müller-Bialon kurz vor 18 Uhr, 
als das Publikum in den Plenar-
saal strömt. Was er damit meint, 
bleibt sein Geheimnis. Viel-
leicht die breite Grundstimmung 
an Protest, die den Saal füllt? 
Aber das konnte er ja nicht vor-
her wissen. Oder doch? Ahnt er 
zu einem solch frühen Zeitpunkt 
schon, was eine Stunde später 
kommt? Doch der Reihe nach:

Aber da wird schon wieder ei-
ne neue Sau durchs Dorf getrie-
ben. Durchs Dorf? Nein, wir sind 
in der freien Reichsstadt Frankfurt 
und der Adler prangt an der Stirn-
wand des Plenarsaals. Es ist keine 
Sau, es ist der rettende Hirsch, der 
schon andere durch die Franken-
Furt ans andere Ufer getragen hat: 
Falls die (geschlossenen) Förder-
schulen nicht (für den Elternwil-
len) ausreichen, gibt es eben Koope-
rationsklassen an der Regelschule. 
Das ist die Förderschule an der Re-
gelschule, klingt aber nicht so gut.

Nach der dritten Publikums-
Runde fängt dasselbe an, reihen-
weise auszuwandern. Man muss 
sich ja schließlich auch außerhalb 
des Mikros Luft machen.

War das Woodstock? 
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Alle Bundesländer außer Hessen
n	Alle Bundesländer außer Hes-

sen verhandeln durch die Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) mit den Gewerkschaften 
des Öffentlichen Dienstes über 
die Erhöhung der Gehälter für 
die angestellten Beschäftigten 
der Bundesländer im Bereich 
des Tarifvertrags der Länder 
(TVL). 

 	 Der 2013 abgeschlossene Ta-
rifvertrag für alle Bundesländer 
außer Hessen  beinhaltete im 
Wesentlichen:

 	 Die Tabellenentgelte werden in 
zwei Schritten erhöht.

 	 Erster Schritt: 2,65% mehr Geld 
ab 1. Januar 2013.

 	 Zweiter Schritt: 2,95% ab 1. Ja-
nuar 2014. In zwei Jahren also 
5,68% mehr Gehalt.  

n	Die Verhandlungen über die 
Eingruppierung der angestell-
ten Lehrkräfte – L-EGO (Län-
derentgeltordnung) – stoßen 
bei der TdL auf Granit und tre-
ten auf der Stelle.

n	2015: Verhandlungsbeginn 
TdL/Gewerkschaften am 16. 
Februar 2015, weitere Ver-
handlungsrunden am 26./27.2. 
und 16./17. März 2014.

Tarifauseinandersetzung  
in Hessen
n	Hessen gehört als einziges Bun-

desland nicht zur TdL. Seit 
dem Austritt aus der TdL 2004 
verhandeln die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes nach 
Abschluss der TVL-Verhand-
lungen mit der Landesregie-
rung über eine Übernahme der 
bundesweiten Vereinbarungen 
im Tarifvertrag Hessen (TVH). 

 	 Das Tarifergebnis vom 16. 
April 2013 in Hessen war:

 	 Erhöhung der Tabellenentgelte 
–	 ab 1. Juli 2013 um 2,8%,
–	 ab 1.April 2014 um weitere 

2,8%, zusammen also gegenü-
ber der TdL in etwa das gleiche 
prozentuale Ergebnis (Tabel-
lenentgelt), allerdings um ins-
gesamt 9 Monate zu Lasten der 
Beschäftigten verzögert. Die 
Einmalzahlungen von 450 Eu-
ro im Juli 2013 und 225 Eu-
ro im April 2014 haben dies 
im Bereich der Lehrkräfte nicht 
ausgeglichen. Laufzeit des Ta-
rifvertrags bis zum 31. 12. 
2014

 	 Bei den Beamten wurde noch-
mals gekürzt: Erhöhung der 
Beamtenbesoldung per Gesetz 
ab 1.Juli 2013 um 2,6%, ab 
dem 1. April 2014 um weitere 
2,6%, keine Einmalzahlungen.

n	2015: Verhandlungsbeginn für 
die Tarifverhandlungen frühe-
stens nach Abschluss der Ver-
handlungen der TdL, also ver-
mutlich  ab dem 16./17. März 
bzw. nach den Osterferien (ab 
13. April 2015). 

Warum spricht die GEW Hessen 
von der „Operation Düstere  
Zukunft 2.0“?
Die CDU-Regierung unter Ro-
land Koch brachte 2003 die von 
ihr so genannte „Operation Si-
chere Zukunft“ auf den Weg:

n	Verlängerung der Arbeitszeit 
der Beamtinnen und Beamten 

auf 42 Stunden, Erhöhung der 
Pflichtstundenzahl der Lehr-
kräfte um 1 Stunde 

n	Austritt aus der TdL und Er-
höhung der Arbeitszeit für neu 
eingestellte Angestellte

n	drei Nullrunden und Kürzung 
der Sonderzahlungen für Be-
amtinnen und Beamte 

n	Kündigung der Tarifverträge 
über die Sonderzahlungen

n	Kürzung der sozialen 
Leistungen des Landes um ein 
Drittel

Daraufhin gab es am 18. Novem-
ber 2003 eine Großdemonstrati-
on der Gewerkschaften, Kirchen, 
Sozialverbände und sozialen Ini-
tiativen mit mehr als 45.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern in 
Wiesbaden. 

Der schwarz-grüne Koalitions-
vertrag ‚Operation Düstere Zukunft 
2.0‘ – diesmal unter Beteiligung 
der Grünen
n	18-monatige Nullrunde (bzw. 

real Minus-Runde nach Abzug 
der Inflationsrate) für die Be-
amtinnen und Beamten vom 1. 
1.  2015 bis zum 30. 6. 2016

n	Deckelung der Besoldungser-
höhung ab dem 1. 7. 2016 auf 
ein 1 Prozent pro Jahr per Ge-
setz

n	Keine Übertragung der 2008 
für die Tarifbeschäftigten 
vereinbarten einheitlichen 
40-Stundenwoche.

Das nennt die GEW: „Beamten-
politik nach Gutsherrenart“.

Aber: Wir lassen uns nicht  
abhängen!
An einer Online-Befragung der 
GEW-Mitglieder im aktiven 
Schuldienst beteiligten sich fast 
4.000 Kolleginnen und Kollegen. 
Das ist für eine Befragung relativ 
viel. Auf die Frage: „Bist du be-
reit, gemeinsam mit der GEW ge-
gen die Zumutungen der Landes-
regierung aktiv zu werden?“ ant-
worteten über 85% der Befragten 
mit „Ja!“ 

Tarifauseinandersetzung 2015 – 
Was man jetzt tun kann!
n	Auf Personalversammlungen 

informieren und diskutieren 
 	 Nach § 47 HPVG darf die Per-

sonalversammlung „alle Ange-
legenheiten behandeln, die die 
Dienststelle oder ihre Beschäf-
tigten betreffen, insbesondere 
die aktuelle Entwicklung von 
Tarif-, Besoldungs- und Sozi-
alangelegenheiten“. Nach § 48 
HPVG dürfen „Beauftragte der 
in der Dienststelle vertretenen 
Gewerkschaften“ an der Per-
sonalversammlung teilnehmen. 
Ladet also Gewerkschaftsver-
treterInnen ein, wenn ihr es 
nicht ohnehin schon vorhabt!

n	Informiert euch über den Fort-
gang der Tarifverhandlungen 
im Bereich der TdL und in 
Hessen, gebt die Info-Mate-
rialien an KollegInnen wei-
ter, bezieht Schüler und El-
tern ein, ruft Politiker an oder 
schreibt sie an, benachrichtigt 
Zeitungen über Aktionen und 
beteiligt euch an den bevorste-
henden Warnstreiks.

Tarif- und Besoldungsauseinandersetzung 2015

In den Diskussionen im Vorbereich 
der Tarif- und Besoldungsauseinan-
dersetzungen  wird immer wieder 
geäußert, dass die Gewerkschaft 
endlich eine spürbare Arbeitszeit-
verkürzung fordern und durchset-
zen solle, während die Erhöhung 
des Gehalts dahinter zurücktritt.

Diese Forderung, endlich von 
der hohen Pflichtstundenzahl und 
der laufend steigenden Belastung 
herunterzukommen, ist nur all-
zu verständlich, wenn man an die 
Vielzahl ständig aufgesattelter neu-
er Aufgaben denkt.

Auf der Landesdelegiertenver-
sammlung der GEW Hessen vor 
wenigen Tagen lag beispielsweise 
ein Antrag vor, das sogenannte Pra-
xis-Semester abzulehnen, weil die 
ganze Last der Betreuung von Stu-
dentInnen auf die Lehrkräfte abge-
laden werden würde – wie immer 
ohne jede Form der Entlastung.

Unvergessen ist die Heraufset-
zung der Arbeitszeit unter Kochs 
„Aktion Düstere Zukunft“ 2003.

Unvergessen ist auch der Regie-
rungseintritt der Grünen in Hessen 
mit der Abmachung in der Koali-
tionsvereinbarung, nicht vor 2017 
diese Heraufsetzung für die Beam-
ten (nicht unbedingt für die Lehr-
kräfte!) rückgängig zu machen.

Und seit den Zeiten des deut-
schen Kaiserreichs ist die Zahl der 
Pflichtstunden der Grundschul-
KollegInnen nicht gesenkt worden, 
wohl aber die allgemeine Arbeits-
zeit.

Dennoch: Arbeitszeit und Be-
zahlung sind nur zwei Seiten ei-
ner Medaille. Denn längst haben 
sich viele KollegInnen ihre Arbeits-
zeit individuell und auf eigene Ko-
sten geholt. Gerade bei den jungen 
KollegInnen, den Berufsanfänge-
rInnen, ist der Anteil derjenigen, 
die auf Teilzeit gehen, sehr hoch. 
Und das hängt nicht nur damit zu-
sammen, dass für Kindererziehung 
oder Ähnliches sonst nicht genü-
gend Zeit bleibt. 

Nach Untersuchungen, die z.B. 
der GEW-Kreisverband Offenbach-
Land durchgeführt hatte, ist es die 
„normale“ Belastung, unter der Be-
rufsanfänger noch einmal beson-
ders leiden, die zum Antrag auf 
Teilzeit führt.

Damit verzichten diese Kolle-
gInnen aber nicht nur auf Einkom-
men, das ihnen zusteht, sondern sie 
verzichten sogar überproportional 
darauf, weil die Arbeiten an und für 
die Schule nicht proportional zur 
Teilzeit abnehmen. Das ist bekannt.

Wenn dann noch über Jahre, 
ja sogar Jahrzehnte, die Lehrkräfte 
von der allgemeinen Einkommens-
entwicklung, die ja auch nicht gera-
de üppig ausgefallen ist, abgekop-

pelt werden, dann fragt frau sich 
doch, warum eigentlich?!

Hängt es mit dem karitativen 
Bild von den pädagogischen Beru-
fen zusammen, das in der Karika-
tur dargestellt wird?

Hängt es damit zusammen, 
dass wir ständig mit der Dauerbe-
rieselung von dem nicht vorhan-
denen Geld in der Staatskasse leben 
müssen? Oder mit anderen Propa-
gandaleitbildern?

Es ist jedenfalls nicht gera-
de wenig, was uns immer wieder 
vorenthalten wird: Die Verluste 
von 2001 bis 2018 bezogen auf 
Gehaltsgruppe A 13 belaufen sich 

auf 620,- bis ca. 790,- Euro pro 
Monat, wenn man sie mit der Ge-
haltsentwicklung der Gesamtwirt-
schaft vergleicht. 

Und selbst der von Schwarz-
Grün geplante Gehaltsraub von 
2015 bis 2018 würde nach Be-
rechnungen der GEW Hessen für 
eine Lehrkraft in der Besoldungs-
gruppe A 13 einen finanziellen 
Schaden von mindestens 2300 
Euro bis 3350 Euro pro Jahr ver-
ursachen.

Warum sollen wir bei steigenden 
Belastungen darauf verzichten? 
Nicht erst seit Pikettys Veröffent-
lichung „Das Kapital im einund-
zwanzigsten Jahrhundert“ wissen 
wir um die ungeheure und unge-
bremste Einkommens- und Vermö-
gensungleichheit. Längst könnten 
mit den Steuersätzen, wie sie für die 

Unternehmen bis 1998 gegolten ha-
ben, die Staatsfinanzen saniert sein.

Diese unter Rot-Grün begon-
nenen und gewollten Einnahmeaus-
fälle summieren sich seit 1998 bis 
2013 auf knapp 500.000.000.000 
Euro, in Worten: Fünfhundert Mil-
liarden Euro!

So entstehen zwangsläufig  
knappe Staatskassen, mit denen 
sich alles rechtfertigen lässt!

Und: Den Staatschulden von 
ca. 2 Billionen Euro stehen 5 Billi-
onen Euro Barvermögen gegenüber, 
wobei  aber die reichsten 10 % über 
zwei Drittel des Barvermögens, al-
so fast 3,3 BillionenEuro verfügen.

Das hat mit einer Neid-Debat-
te, wie regelmäßig unterstellt wird, 
nichts zu tun. Wohl aber mit einer 
fehlgeleiteten ‚Reichtumspflege-Po-
litik‘, wie sie der ver.di-Vorsitzende 
Bsirkske nennt. Und wie sie von den 
Medien mit wenigen Ausnahmen 
tagtäglich als ökonomisch richtig 
und alternativlos verbreitet wird.

Darauf sollten wir weder als Arbeit-
nehmer noch als Pädagoginnen und 
Pädagogen hereinfallen!
Deshalb lauten unsere Forde-
rungen für 2015: Im Tarifvertrag 
Anschluss an die Gehaltsentwick-
lung und Arbeitszeit der Gesamt-
wirtschaft, vollständige Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf die 
beamteten KollegInnen und Rück-
nahme der Arbeitszeitverlängerung 
von 2003!

Herbert Storn

Nach Unterrichten, 
Betreuen, Konferie-
ren, Beraten, Ko-
ordinieren folgt die 
Belastung am selbst 
bezahlten Arbeits-
platz zuhause mit 
Nach- und Vorar-
beiten, Korrekturen 
u.v.m.

2003 ging die GEW 
mit einer großen  
Plakataktion gegen 
die Aktion „Düstere 
Zukunft“ der  
hessischen Landes-
regierung in die  
Öffentlichkeit

Blick zurück 2013 / 2014 – Blick auf 2015

Eine Arbeitszeitverkürzung ist mir wichtiger?
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Die GEW will in den Anfang 2015 
beginnenden Tarifverhandlungen 
für den Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) erreichen, was sie bei 
den letzten Tarifverhandlungen 
im Jahr 2009 noch nicht geschafft 
hat: den Erzieherberuf deutlich 
aufzuwerten – vor allem durch ei-
ne bessere Bezahlung. Dabei geht 
es auch darum, die noch aus den 
1970er-Jahren stammenden Tä-
tigkeitsmerkmale, die für die Ein-
gruppierung im öffentlichen Dienst 
entscheidend sind, gründlich zu 
überarbeiten. Das Aufgabenspek-
trum und Anforderungsprofil der 
Erzieherinnen und Erzieher hat sich 
erheblich verändert und erweitert.

Es ist allerdings damit zu rech-
nen, dass die Arbeitgeber nur nach 
intensiven Arbeitskämpfen zu Ver-
handlungen bereit sein werden. Fest 
steht: Es wird eine harte Auseinan-
dersetzung. Dafür braucht die Ge-
werkschaft eine starke öffentliche 
Unterstützung: durch Eltern, Me-
dien, Fachorganisationen der Kin-
der- und Jugendhilfe, Kirchen, 
Wirtschaft und Politik. Die GEW 
startet deshalb frühzeitig eine breit 
angelegte Kampagne, die deutlich 
macht, dass soziale Arbeit, Erzie-
hung, Bildung und Betreuung mehr 
Wert sind als es das heutige Ein-
kommen pädagogischer Fachkräf-
te widerspiegelt.

Bessere „EntGeltOrdnung“
Die Tarifkampagne steht unter dem 
Motto „Für ein besseres EGO“, 
weil tarifpolitisch eine neue, bes-
sere „EntGeltOrdnung“ im Zen-
trum steht. Und weil es um die ei-
genen Interessen geht, um den Wert 
der eigenen Arbeitsleistung und um 
deren Anerkennung durch eine bes-
sere Bezahlung.

Gut vorbereitet
Die GEW ist auf die kommende Ta-
rifauseinandersetzung gut vorberei-
tet – nicht nur inhaltlich, auch me-
dial. Sie hat einen Erzieherinnen-
Spot gedreht, in dem die Arbeit von 
drei Kolleginnen aus einem unge-
wöhnlichen Blickwinkel vorgestellt 
wird. Außerdem: Die E&W veröf-
fentlicht ab der November-Ausga-
be eine Serie mit Porträts pädago-
gischer Fachkräfte aus Kitas und 
Schulsozialarbeit.

Nicht zuletzt: In Zusammenar-
beit mit dem Frankfurter Theater 
Gruene Sosse hat die GEW die Re-

Sozial- und Erziehungsdienst / „Für ein besseres EGO“ – 
Tarifauseinandersetzung 2015 über Eingruppierungs- 
tarifvertrag (EGO) ist angelaufen!

Das Theater „Grüne Soße“ in Wetzlar

vue „Neues vom EGO“ produziert 
– im Mittelpunkt: Arbeit, Engage-
ment und Leben der Erzieherinnen 
und Erzieher. In einer Abfolge von 
zwölf Szenen bringt die Revue Be-
ruf, Leben, Engagement, Sorgen, 
Freude, auch Wut der Kita-Beschäf-
tigten auf die Bühne. Schwungvoll, 
nachdenklich und mit viel Musik. 

Erzieherinnen, Erzieher und 
Schulsozialarbeiter arbeiten viel – 
was sie alles machen, das stellt die 
GEW in den nächsten Monaten in 
und mit diversen Medien dar. Fest 
steht: Die pädagogischen Fachkräf-
te haben Applaus, sprich Anerken-
nung verdient. Und vor allem: mehr 
Geld. 

Bereits im Januar 2014 ini-
tiierte die Bildungsgewerkschaft 
mit einer tarifpolitischen Konfe-
renz in Eisenach eine Mitglieder-
diskussion über die Forderungen, 
die sie in die Verhandlungen über 
die Entgeltordnung für den kom-
munalen Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) einbringen will. Die 
entsprechenden Beschlüsse der 
Bundestarifkommission (BTK) lie-
gen seit Anfang November vor (s. 
GEW-Website unter www.gew.de/
EGO). Jetzt ist die GEW startklar 
für die Gespräche mit den Arbeit-
gebern, die ab dem 1. Januar 2015 
beginnen können.

Erzieherinnen und Erzieher 
sowie Beschäftigte in sozialpäda-
gogischen Berufen haben große 
Erwartungen an die kommende 
Tarifrunde. Es geht erstmals seit 
dem Abschluss der EGO für SuE 
in 2009 um eine neue Bewertung 
und damit eine andere Eingruppie-
rung der Tätigkeiten. Zum Hinter-
grund: Die EGO legt auf Grundla-
ge der Aufgaben der Beschäftigten 
deren Eingruppierung in eine be-
stimmte Entgeltgruppe (EG) fest. 
Dies entscheidet, welche Arbeit wie 
bezahlt wird.

Erzieherinnen, Erzieher, Schul-
sozialarbeiterinnen und -sozialar-
beiter werden, gemessen an der ge-
sellschaftlichen Relevanz der So-
zial- und Erziehungseinrichtungen 
sowie den Qualitätsstandards und 
Ansprüchen in den Bildungsstät-
ten nicht adäquat bezahlt. Klar ist: 
Das Gehaltsniveau dieser Beschäf-
tigtengruppen liegt unterhalb des-
sen, was in anderen Berufsfeldern 
mit vergleichbaren Ausbildungswe-
gen verdient wird. In der Mitglie-
derdiskussion haben sich vier Kern-
forderungen an die Arbeitgeber he-
rauskristallisiert:

Beruf aufwerten
Die GEW will in den Tarifverhand-
lungen erreichen, dass die Bezah-
lung der Sozial- und Erziehungs-
berufe insgesamt angehoben wird. 
Die Kita ist der Elementarbereich 

des Bildungswesens. Die Jüngsten 
sollen optimal gefördert und auf 
ihrem Bildungsweg von Anfang an 
unterstützt werden. Auch die Schul-
sozialarbeit gewinnt an Wichtig-
keit – mit Blick auf Inklusion und 
Ganztagsbetreuung. Gute Bildung 
und Erziehung gibt es nur dank der 
guten Leistung der Beschäftigten. 

Dies müssen die Arbeitgeber an-
gemessen bezahlen.

Leitungen neu eingruppieren
Die Eingruppierung der Leitungs-
kräfte richtet sich bisher nach der 
Zahl der regelmäßig belegbaren 
Kita-Plätze. Anspruchsvolle Lei-
tungsaufgaben, die große Sach-
kompetenz und Verantwortung 
verlangen, müssen beim Verdienst 
künftig unbedingt zusätzlich be-
rücksichtigt werden. Insbesonde-
re das Einstiegsgehalt der Leiterin 
einer kleinen Einrichtung (weniger 
als 40 Plätze – Entgeltgruppe S 7) 
liegt mit 2349 Euro brutto kaum 
höher als das einer Erzieherin oh-
ne Leitungsaufgaben – und ist da-
mit viel zu niedrig. Zumal mit der 
Leitungstätigkeit nicht zuletzt Per-
sonalverantwortung verbunden ist. 
Das führt unter anderem dazu, dass 
eine Leiterin schlechter eingrup-
piert wird, wenn die Einrichtung 
einen besseren Betreuungsschlüs-
sel hat, z.B. weil sie Kinder unter 
drei Jahren aufnimmt. Bei der Be-
wertung der Leitungstätigkeit sollte 
daher nicht nur berücksichtigt wer-
den, wie viele Kita-Plätze die Ein-
richtung hat, sondern auch, wie 
viele Mitarbeiter dort tätig sind.

Mobilität ermöglichen
Von allen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern werden heute hohe 
Flexibilität und Mobilität erwar-
tet. Doch die öffentlichen Arbeit-
geber bestrafen Mobilität statt sie 
zu fördern. Warum? Sie erkennen 
die bei anderen Arbeitgebern er-
worbene Berufserfahrung bei der 
Eingruppierung nicht ausreichend 
an. Wechselt zum Beispiel eine Er-
zieherin ihren Arbeitsort, kann sie 
selbst bei langjähriger Berufserfah-
rung in die Erfahrungsstufe 3 zu-
rückfallen, was einer Gehaltsein-
buße von rund 500 Euro brutto 
pro Monat entspricht. Die Kom-
mune kann zwar, um den Perso-
nalbedarf ihrer Kita zu decken, eine 
höhere Stufe gewähren, einen ein-
klagbaren Anspruch darauf gibt es 
jedoch nicht. Allzu oft sparen die 
öffentlichen Arbeitgeber so auf Ko-
sten der Angestellten. Für die GEW 
ist ganz klar: Berufserfahrung im 
gleichen Arbeitsfeld ist immer in 
vollem Umfang anzuerkennen – un-
abhängig davon, bei welchem Ar-
beitgeber sie erworben worden ist. 

Tätigkeitsmerkmale modernisieren
Die Tätigkeitsmerkmale des sozial-
pädagogischen Berufsfelds müssen 
überarbeitet und modernisiert wer-
den. Dies betrifft insbesondere die 
Aufnahme neuer Berufe, Arbeits-
felder und Tätigkeiten: Die GEW 
fordert, neue berufliche Qualifi-
kationen, z. B. einen Hochschul-
abschluss in Kindheitspädagogik 
sowie neue Berufsbilder und Ar-
beitsbereiche (etwa Fachberatung 
und Schulsozialarbeit), durch eige-
ne Tätigkeitsmerkmale in der Ent-
geltordnung angemessen zu hono-
rieren. Damit die GEW ihren For-
derungskatalog durchsetzen kann, 
braucht die Gewerkschaft die volle 
Unterstützung ihrer Mitglieder und 
aller Beschäftigten.

Andreas Gehrke, 
Leiter des GEW-Arbeitsbereichs 

Tarif- und Beamtenpolitik und 
Bernhard Eibeck, Referent im 

GEW-Organisationsbereich Ju-
gendhilfe und Sozialarbeit

Unterstützung für studentische 
Hilfskräfte!

Die GEW hat sich in ihrer Vergan-
genheit schon öfter dahingehend 
positioniert, dass die Arbeitsbe-
dingungen für studentische und 
wissenschaftliche Hilfskräfte ver-
bessert werden sollen. An der Ar-
beitsrealität der Hilfskräfte hat sich 
dennoch wenig bis gar nichts ge-
ändert. Hilfskräfte arbeiten un-
ter höchst prekären Arbeitsbedin-
gungen und ohne jegliche tarifver-
traglichen Regelungen und ohne 
Personalvertretung. 

Viele Hilfskräfte haben ei-
ne maximale Vertragslaufzeit von 
einem Semester und keine geregel-
ten Arbeitszeiten. Gearbeitet wird, 
wenn Arbeit anfällt, egal wann. Da-
bei befinden sich Hilfskräfte oft in 
einem besonderen Abhängigkeits-
verhältnis zu ihren direkten Vorge-
setzten, da diese häufig auch ihre 
Dozierenden oder Promotionsbe-
treuer_innen sind und damit für ih-
re Noten verantwortlich sind. Da-
bei soll ihre Tätigkeit eigentlich ih-
rer Weiterqualifizierung dienen. 

Durch die Festschreibung 
im Hessischen Hochschulgesetz 
(HHG), dass Hilfskräfte auch „stu-
diennahe Dienstleistungen“ über-
nehmen können, werden Hilfskräf-
te jedoch immer mehr zu „billigen“ 

Wolfgang Richter-Girard, Nina Ulbrich und Gunther Quaiser wurden auf 
der LDV als Leitung des Referats gewählt. / Foto Hanna Hoeft

Verwaltungskräften oder müssen 
ständig nur kopieren und einscan-
nen. Hier erfüllen Hilfskräfte im-
mer häufiger Aufgaben von admi-
nistrativem Personal oder von wis-
senschaftlichen Mitarbeiter_innen, 
die durch einen geltenden Tarifver-
trag geschützt wären. Hilfskräfte 
sollen anspruchsvollen Tätigkeiten 
nachgehen können, wir lehnen es 
aber – zum Schutz der drei Beschäf-
tigtengruppen – ab, dass die Arbeit 
von Verwaltungspersonal und wis-
senschaftlichen Mitarbeiter_innen 
auf Hilfskräfte übertragen wird. 
Hier muss es klare Regelungen und 
Aufgabenbeschreibungen für Hilfs-
kräfte geben.

Seit einiger Zeit gibt es in Hes-
sen wieder mehr lokale Initiativen 
von Hilfskräften, die sich zu einer 
hessenweiten Vernetzung zusam-
mengeschlossen haben. Die Initiati-
ven benötigen eine starke Gewerk-
schaft, die aktiv für eine Tarifierung 
und Verbesserung der gesetzlichen 
Bedingungen kämpft.

Die Landesdelegiertenver-
sammlung vom 20. bis 22. 11. 
2014 hat entsprechende Unterstüt-
zungsbeschlüsse gefasst, die im neu-
en Jahr umgesetzt werden sollen.

Weitere Einschnitte bei den Beschäftigten – 
Es reicht, wir wehren uns!
Gdp – Hessen ruft alle Polizeibeschäftigten auf die Strasse

Wiesbaden/Kassel Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Mit-
glieder, die Zeit ist reif! 

Wie lange wollen wir die stän-
digen Benachteiligungen als Polizei-
beschäftigte noch hinnehmen? Seit 
über einem Jahrzehnt werden wir 
durch die jeweiligen Landesregie-
rungen zur Kasse gebeten! Doch 
damit nicht genug: Wie im aktu-
ellen Koalitionsvertrag der Landes-
regierung vereinbart, sind weitere 
einschneidende Einsparungen gep-
lant! Das alles lassen wir uns nicht 
mehr gefallen! 

Wir gehen auf die Straße und 
machen unserem Unmut Luft! Wir 
rufen daher dich und deine Fami-

lien/Angehörigen auf, uns bei den 
Protestaktionen, auch als Nichtmit-
glied der GdP, zahlreich zu unter-
stützen und damit gemeinsam den 
Protest in die Öffentlichkeit zu tra-
gen. Ihr alle seid Betroffene, egal ob 
Pensionäre, Rentner, Tarifbeschäf-
tigte oder Beamte! 

Der Haushalt für das Land 
Hessen ist zur Zeit in den Bera-
tungen des Hessischen Landtages. 
Am 16. Dezember wird die zweite 
Lesung stattfinden, bevor es dann 
in der ersten Februarwoche zur 
Verabschiedung kommt.

Wir müssen unsere gewerk-
schaftliche Stärke nun in die Öf-
fentlichkeit und auf die Straße brin-
gen.
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Obere Reihe: Uli Hildebrand, Sebastian Guttmann
Zweitobere Reihe: Waltraud Umbach, Albin Zeidlewitz, Ernst Olbrich, Daniel Gnida, Margret Kröger, 
Meike Bär, Christina Avellini
Zweituntere Reihe: Enis Gülegen, Henrich Zorko, Christa Sperr-Straub, Hanne Hirn, Ingeborg Ulrich, 
Claudia Glock
Untere Reihe: Valentin Wiedemann, Martina Dunkel-Volknandt, Bine Friedrich, Rainer Koch, 
Christiane Treffert, Alexandra Menk, Maike Wiedwald.

Name

Avellini, Christina
Bär, Meike
Dunkel-Volknandt, Martina
Friedrich, Sabine
Glock, Claudia
Guttmann, Sebastian
Hildebrand, Ulrich
Hirn, Hanne
Koch, Rainer
Olbrich, Ernst
Ulrich, Ingeborg
Umbach, Waltraud
Wiedwald, Maike
Zorko, Henrich

Typ

Gym
GOS
GrS
Fö
R
GrS+
R
BS
IGS
BS
KGS
GrS
IGS
IGS

Schule

Helmholtzschule
FR-Dessauer Gym.
E-Huperdinck-Schule
Panoramaschule
Holbeinschule
Hostatoschule
L-v-Rothschild-Schule
Franz-Böhm-Schule
G-August-Zinn-Schule
Klingerschule
Schule am Ried
Kirchnerschule
C-v-Weinberg-Schule
Ernst-Reuter-Schule II

Telefon

069-48981785
06192-309299
069-59791886
06171-4753
069-676908
06190-8879915
06101-497144
06171-508241
069-7891567
0641-98689602
069-46308697
069-6667588
069-66076959
0172-7785855

e-Mail Adresse

aavellini@yahoo.de
MeikeBar@aol.com
TinaDV@gmx.de
bine-friedrich@t-online.de
claudiaglock@web.de
ps.guttmann@t-online.de
Hibrand@yahoo.de
brainmail@t-online.de
rainer.j.koch@t-online.de
Ernst.Olbrich@yahoo.com
Ing.Ulrich@gmx.net
Waltraud.Umbach@t-online.de
m.wiedwald@t-online.de
zorko.ersii@t-online.de

GEW Beamte

Name

Kröger, Margret
Gülegen, Enis

Typ

Fö
H

Schule

Panoramaschule
Sophienschule

Telefon

069-96230970
069-547434

e-Mail Adresse

Kroeger-Frankfurt@t-online.de
guelegen@googlemail.com

GEW Arbeitnehmer

Name

Weber, Katja
Wiedemann, Valentin
Menk, Alexandra

Typ

IGS
IGS
HR

Schule

Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II
Walter-Kolb-Schule

Telefon

06196-653003
069-778956
06146-8492575

e-Mail Adresse

webkmail@yahoo.de
valentin-wiedemann@gmx.de
a.menk@walter-kolb-schule.de

Nachrücker / Gewerkschaftsbeauftragte

Name

Wrede

Typ

SSA FFM

Schule

Engelbert

Telefon

069-38989-430
069-20326287

e-Mail Adresse

e.wrede@f.ssa.hessen.de

Schwerbehindertenvertreter
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Nachrichten aus dem Gesamtpersonalrat

Statt eines laufenden Berichts stellte 
die FLZ Fragen an Vorsitz bzw. Frakti-
onsführung der GEW-Fraktion im GPRLL.

FLZ	 Was würdet ihr rückblickend 
auf das Jahr 2014 für die gra-
vierendsten Themen halten, 
mit denen ihr euch als GPRLL 
befassen musstet?

Sebastian Guttmann: 

Da fallen mir spontan drei Themen 
ein. Erstens der Sanierungsstau an 
den Frankfurter Schulen, zweitens 
die Schulentwicklungsplanung und 
damit zusammenhängend die Dis-
kussion über die Einführung der 
„Modellregion Inklusion Frank-
furt“.

Alles nicht unbedingt klas-
sische Gesamtpersonalratsthe-
men, aber aus unserer Sicht eben 
Themen, die alle, die in Frankfur-
ter Schulen arbeiten, betreffen. 
Wir sehen es als unsere Aufgabe 
an, auch auf diesen Feldern die In-
teressen der Kolleginnen und Kol-
legen bestmöglich zu vertreten. In 
diesem Zusammenhang gab es auch 
eine durchaus produktive Zusam-
menarbeit mit dem Stadtschülerin-
nenrat und dem Stadtelternbeirat. 
Ich denke, dass die Erfolge die wir 
beispielsweise bei der Sanierung 
von Schulgebäuden erreicht haben, 
auch hiermit zusammenhängen. Ich 
glaube nicht, dass es ohne uns und 
das Bündnis einen 150-Millionen 
Euro Aktionsplan Schule gegeben 
hätte. Diesen sehen wir übrigens 
nur als ersten Schritt, dem weitere 
folgen müssen. Von einer Auflö-
sung des Sanierungsstaus kann kei-
ne Rede sein, aber immerhin ist das 
Problem wieder im Bewusstsein der 
Stadtpolitik angekommen. Und da 
müssen wir weitermachen.

Bei den anderen Themen fällt 
es mir etwas schwerer, eine Ein-
schätzung vorzunehmen. Die Er-
stellung des Schulentwicklungs-
plans für die allgemeinbildenden 
Schulen wird man erst richtig ein-
schätzen können, wenn der eigent-
liche Plan vorgelegt wird. Das wird 
wohl erst im neuen Jahr geschehen. 
Wir haben uns jedenfalls an vie-
len Stellen dieses sehr zeitaufwän-
digen Verfahrens beteiligt und im-
mer wieder versucht, Interessen der 
Lehrkräfte zu benennen und ein-
zubringen.

Und beim dritten Thema muss 
man festhalten, dass die Einrich-
tung einer Modellregion Inklusion 
von der Frankfurter Stadtverordne-
tenversammlung beschlossen wur-
de. Was das konkret für die Arbeit 
an Frankfurter Schulen  bedeutet, 
wird man erst in den kommenden 
Jahren feststellen können. Denn ein 
inhaltliches Konzept für die Ausge-
staltung  und die notwendigen Ab-
läufe gibt es nicht. Das muss jetzt 
erst entwickelt werden, es soll aber 
bereits zum kommenden Schuljahr 
2015/16 danach gearbeitet werden. 
Wer sich mit Abläufen in Schulen 
auskennt weiß, dass das so nicht 
funktionieren kann. Dies war auch 
immer die Position die wir vertreten 
haben: Erst muss es ein inhaltliches 
Konzept geben und dann kann man 
entscheiden, ob man das so machen 
möchte oder nicht.

FLZ	 Wie würdet Ihr den Umgang 
des Staatlichen Schulamts mit 
dem GPRLL bezeichnen?

Sebastian Guttmann: 

Ich würde es einmal so sagen: Es 
gibt eine Art des gegenseitigen Re-
spekts, der sich auch in der kon-
kreten Arbeit niederschlägt. Das 
ist nicht selbstverständlich und es 
verhindert auch nicht, dass es un-

terschiedliche Auffassungen gibt 
und diese auch an manchen Stel-
len konfrontativ ausgetragen wer-
den. Aber in meiner Wahrneh-
mung schaffen wir es schon, im 
Sinne des Hessischen Personalver-
tretungsgesetzes und vor allem im 
Sinne der Kolleginnen und Kolle-
gen Lösungen mit dem Schulamt 
anzustreben.

FLZ	 Wie ist nach eurer Beobach-
tung das Staatliche Schulamt 
Frankfurt am Main mit den 
Umstrukturierungen bzw. Um-
strukturierungsversuchen in 
Zusammenhang mit dem Lan-
desschulamt betroffen bzw. be-
troffen gewesen?

Sebastian Guttmann: 

Man muss hier wirklich von nicht 
durchdachten Umstrukturierungs-
versuchen sprechen. Direkt nach 
der Einführung war es wirklich 
chaotisch, weil viele Zuständig-
keiten ungeklärt waren und vieles 
einfach nicht bedacht worden war. 
Das hat die Arbeit sehr behindert. 
Auch wir waren und sind dadurch 
betroffen, auch wenn es eher Klei-
nigkeiten waren: So musste unser 
Briefkopf geändert werden, wäre 
aber nach den formalen Vorgaben 
grammatikalisch falsch gewesen. 
Als wir nachfragten hieß es vom 
Landesschulamt einfach nur, die 
Juristen hätten es halt so entschie-
den und da könne man nichts ma-
chen. Das hat uns natürlich nicht 
daran  gehindert, den Briefkopf in 
richtigem Deutsch, aber eben for-
mal falsch zu gestalten. Solche An-
ekdoten könnten viele erzählt wer-
den, in der Summe haben sie aber 
eben doch die Arbeit behindert. Ins-
gesamt lief es in Frankfurt im Ver-
gleich zu anderen hessischen Regi-
onen noch ganz gut – in anderen 
Staatlichen Schulämtern erklärten 
sich die Amtsleitungen gegenüber 
dem dortigen GPRLL für nicht 
mehr verhandlungsberechtigt, da 
sie jetzt ja nur noch Außenstellen 
sein, und ließen viele Initiativen ein-
fach ins Leere laufen. 

FLZ	 Was steht 2015 an?
Sebastian Guttmann: 

Sicher nicht weniger als 2014. Der 
„Pakt für den Nachmittag“ wird 
anlaufen. Die Umsetzung der „Mo-
dellregion Inklusion“ steht an, der 
Schulentwicklungsplan für die all-
gemeinbildenden Schulen wird vor-
liegen, die gerade angelaufene Ent-
wicklung des Schulentwicklungs-
plans für die beruflichen Schulen 
wird ebenso von uns begleitet wer-
den. Auch das Thema „Seitenein-
steiger/ Intensivklassen und -kurse“ 
wird uns und viele Frankfurter Kol-
leginnen und Kollegen zunehmend 
beschäftigen. Da es hier um Kin-
der und Jugendliche geht, die un-
ter zum Teil wirklich schwierigen 
Bedingungen in unser Schulsystem 
kommen und sich hier in einer ih-
nen fremden Umgebung und Spra-
che zurecht finden müssen, und um 
die Kolleginnen und Kollegen, die 
sich nach besten Kräften bemühen 
sie zu fördern und zu unterstützen, 
ist es uns ein besonderes Anliegen, 
dass dies unter möglichst guten 
und angemessenen Bedingungen 
geschieht. 
Sabine Friedrich ergänzt: 

Die GPRLL-Fraktion hat insge-
samt vier Personalräteschulungen 
in diesem Jahr organisiert, die je-
weils gut besucht waren und in de-
nen gute Diskussionen stattfanden. 
Außerdem wurden die Themen der 
GPRLL-Sitzungen in den Frakti-
onstreffen vorbereitet.
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Selbstverschuldete Schulden 
Auch der Anstieg der städtischen 
Schulden verliert bei genauerer Be-
trachtung an Dramatik. Ende 2006 
betrugen die gesamten Verbindlich-
keiten der Stadt Frankfurt 1,8 Mil-
liarden Euro. Sie stiegen bis Ende 
2013 auf 2,3 Milliarden Euro an. 
Das ist eine Zunahme von 495 Mil-
lionen Euro oder 28 Prozent. Wie 
ist der rapide Anstieg zu erklären? 
Die Gründe liegen in den wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen 
der vergangenen Jahre. Beispiels-
weise verkaufte der grüne Kämme-
rer Tom Koenigs Ende der 1990er 
Jahre im Auftrag der Stadt Forde-
rungen aus Wohnungsbaudarlehen 
für 424 Millionen Euro an ein pri-
vates Finanzinstitut. Diese Forde-
rungen wurden 2012 von der Stadt 
für 330 Millionen Euro zurückge-
kauft. Zunächst liest sich das wie 
ein gutes Geschäft für die Stadt. 
Doch bis 2012 zahlte die Stadt an 
das Finanzinstitut zusätzlich soge-
nannte Ausgleichszahlungen in Hö-
he von 260 Millionen Euro, weil 
der Marktzinssatz höher lag als die 
Zinsen für die öffentlichen Woh-
nungsbaudarlehen. Das heißt, am 
Ende verlor die Stadt Frankfurt 
durch dieses „Geschäft“ fast 170 
Millionen Euro an ein privates Fi-
nanzinstitut. Jetzt steht der Rück-
kauf dieser Forderungen als Schul-
den im Haushalt. Dafür zahlt die 
Stadt jetzt jedes Jahr Zinsen. Aber 
diesen stehen Zinseinnahmen aus 
den Forderungen gegenüber, so 
dass sich dieser Kredit „selbst fi-
nanziert“. Dennoch stehen die für 
den Rückkauf der Forderungen 
benötigten Mittel nicht für andere 
Projekte zur Verfügung. So werden 
Finanzmittel verschwendet und ge-
bunden, die an anderer Stelle drin-
gend benötigt werden. 

Die Zunahme der Schulden da-
rüber hinaus ist den unterlassenen 
Investitionen in die Infrastruktur 
geschuldet. So wurde der Schul-
bau unter den grünen Dezernen-
tinnen so vernachlässigt, dass in 
diesem Bereich ein enormer Inve-
stitionsstau besteht, der die Stadt 
dazu zwingt neue Schulden auf-
zunehmen. 

Vermögende Stadt 
Aber Schulden, die für den Er-
halt und die Erweiterung der In-
frastruktur der Stadt, für den Bau 
von Schulen und Kindergärten ge-
macht werden, sind Investitionen in 
die Zukunft. Sie erhöhen das kom-
munale Vermögen für die kommen-
den Generationen. Anders sieht es 
aus, wenn Schulden für Projekte 
aufgenommen werden, die auf kur-
ze und lange Sicht den Profitinte-
ressen von privaten Unternehmen 
dienen. Zu diesen zählen die soge-
nannten Öffentlich-Privaten-Part-
nerschaften (ÖPP). Diese werden 
im Haushalt unter den Verbindlich-
keiten aus kreditähnlichen Rechts-
geschäften verbucht. Dieser Posten 
ist seit 2006 von 51 Millionen Eu-
ro auf 330 Millionen Euro in 2013 
angewachsen. Die meisten dieser 
Rechtsgeschäfte bzw. ÖPP-Projekte 
haben eine Laufzeit von 30 Jah-
ren. Diese langen Laufzeiten wir-
ken sich derzeit auf die Zinsbela-
stung der Stadt aus. Denn für einen 
Großteil dieser ÖPP-Projekte zahlt 
die Stadt einen durchschnittlichen 
Zins von über drei Prozent. Viel 

Umverteilung zu den Großunternehmen beenden!
Mittel für Bildung und soziale Projekte bereitstellen!
Auszug aus dem Etat-Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer zum Doppelhaushalt 2015/2016 (Hervorhebungen FLZ)

mehr als den derzeitigen Zinssatz 
für Kommunalkredite, der bei unter 
zwei Prozent liegt und wesentlich 
flexiblere Laufzeiten hat. Welche 
Aufwendungen nach dem Ende der 
Laufzeiten auf die Stadt zukommen 
werden, ist noch nicht abzusehen. 
Aber die Erfahrung lehrt, und di-
es bemängelt auch der Bundesrech-
nungshof, dass diese Projekte für 
die Kommunen wesentlich teurer 
werden, als sie in Eigenregie zu re-
alisieren. So wird zum Beispiel das 
ÖPP-Projekt „Riedberg“ der Stadt 
voraussichtlich über 100 Millionen 
Euro Verlust einbringen. 

Auch bei der Betrachtung der 
Schulden im Gesamtzusammen-
hang des städtischen Gesamtver-
mögens besteht kein Grund zur Pa-
nik. Der sogenannte Kernhaushalt 
der Stadt Frankfurt, das heißt, der 
öffentliche Bereich, hatte zum Stich-
tag 31. Dezember 2013 eine Bilanz-
summe, das heißt ein bilanziertes 
Vermögen von 15.886.517.565,97 
Euro. Darin machen die Verbind-
lichkeiten 14,5 Prozent aus. Ge-
rade mal ein Sechstel des Frank-
furter Vermögens wurde durch 
Fremdkapital finanziert. Andere 
deutsche Großstädte würden in 
diesem Punkt mit Frankfurt gerne 
tauschen. In Hamburg zum Beispiel 
lag der Anteil der Verbindlichkeiten 
an der Bilanzsumme bei 55 Prozent.

Mit Steuern steuern 
Auf der Einnahmenseite bleibt die 
Stadt weiterhin unter ihren Mög-
lichkeiten. Im Hinblick auf die Ge-
werbesteuer, die fast 50 Prozent der 
städtischen Erträge ausmacht, ver-
zichtet Schwarz-Grün bewusst und 
völlig unnötig auf höhere Einnah-
men. 

Denn die Unternehmen profi-
tieren von der Infrastruktur, die ih-
nen die Stadt Frankfurt bietet, in 
erheblichem Maße. Ihr derzeitiger 
Beitrag zur kommunalen Daseins-
vorsorge ist allerdings relativ ge-
ring. In 2013 betrugen die Gewer-
besteuereinnahmen der Stadt 1,54 
Milliarden Euro. Dem liegt eine Be-
messungsgrundlage von 9,5 Mil-
liarden Euro Gewinn zugrunde. 
Das heißt, die Belastung der Ge-
werbesteuer für die Unternehmen 
liegt bei 16 Prozent. Wenn der ge-
genwärtige Hebesatz für die Ge-
werbesteuer von 460 Punkten auf 
490 Punkte angehoben wird, kann 
die Stadt mit Mehreinnahmen von 
bis zu 100 Millionen Euro rech-
nen. Diese Mehreinnahmen ent-
sprächen ungefähr einem Prozent 
der Unternehmensgewinne, die als 
Grundlage für die Berechnung der 
Gewerbesteuer dienen. Entgegen 
vieler Behauptungen, trifft eine Er-
höhung des Gewerbesteuerhebe-
satzes die meisten Kleinunterneh-

men nicht, da ihr zu versteuernder 
Gewinn meist unter dem Freibe-
trag liegt. Doch große Unterneh-
men zahlen heute immer noch we-
sentlich weniger Steuern als vor 
wenigen Jahren. Die Bundesregie-
rung hat im Bund die Steuern ins-
besondere für Kapitalgesellschaften 
massiv gesenkt. So wurde zum Bei-
spiel 2008 die Gewerbesteuermes-
szahl von 5 Prozent auf 3,5 Pro-
zent und die Körperschaftssteuer 

für Kapitalgesellschaften von ur-
sprünglich 42 Prozent auf 25 Pro-
zent und dann auf 15 Prozent re-
duziert. 

Im Gegensatz dazu hat die Stadt 
den Hebesatz für die Grundsteuer B 
in 2013 um 8,6 Prozent erhöht; der 
RMV erhöht jedes Jahr die Preise 
im Durchschnitt um 3 Prozent; die 
Sozialdezernentin hatte in 2013 die 
Vorgabe, die Zuschüsse pauschal 
um ein Prozent zu kürzen. Dies al-
les sind Einschnitte für einen Groß-
teil der Bevölkerung. Aber bei den 
Gewinnen von Großunternehmen 
scheut sich Schwarz-Grün ein Pro-
zent mehr zu nehmen. 

Profite vergesellschaften 
Wenn der Kommune das Soziale 
und Fragen der Umverteilung wich-
tig sind, dann muss von den gigan-
tischen Profiten, die in dieser Stadt 
erzielt werden, ein größerer Anteil 
in die Gesellschaft zurückgeführt 
werden. Insbesondere vor der Tat-
sache, dass diese Gewinne von den 
Beschäftigten erwirtschaftet und 
von den Unternehmen nicht mehr 
reinvestiert, sondern vielfach auf 
dem Kapitalmarkt mit hohen Ri-
siken angelegt werden. Die Folgen 
sind beispielweise Kapitalmarkt-
blasen, die zu Finanzkrisen führen 
und deren Kosten wieder auf die 
Beschäftigten und die Gesamtge-
sellschaft abgewälzt werden. 

DIE LINKE. im Römer will, 
dass sich Unternehmen stärker als 
bisher an den Ausgaben und Inve-
stitionen für eine funktionierende 
Stadt beteiligen. Von der Stadtre-

gierung und ihren Vertreterinnen 
und Vertretern ist allerorten zu 
hören, wir müssen sparen – über-
all. Auch im sozialen Bereich und 
selbstverständlich bei den soge-
nannten freiwilligen Leistungen. 
Aber die Gewinne der Großen blei-
ben unangetastet. 

Vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Debatten zum kommunalen 
Finanzausgleich, der derzeit vor-
sieht, dass die Stadt Frankfurt zu-

künftig rund 62 Millionen Euro 
weniger zur Verfügung haben soll, 
kann und darf die Stadtregierung 
nicht bei ihrer Haltung bleiben, die 
Gewerbesteuer nicht anzutasten. 
Denn bleiben die selbstgesteckten 
Haushaltsziele der Stadtregierung 
unverändert, würde das weitere 
Kürzungen im Haushalt bedeuten 
- oder das Haushaltsdefizit steigt 
entsprechend der Differenzsum-
me an. Es sei denn, die Stadtre-
gierung könnte sich endlich dazu 
entschließen, die Gewerbesteuer 
anzuheben. 

Welche Antworten hat Schwarz-
Grün? 
Statt sich diesen dringenden Auf-
gaben zu stellen, verbrennt die Re-
gierungskoalition Steuermillionen 
in „Herzensangelegenheiten“ wie 
der überflüssigen Altstadtrekon-
struktion. 

Seit Jahren wird die selbstge-
machte Finanznot der öffentlichen 
Haushalte beklagt, ohne durch ent-
sprechende Weichenstellungen ge-
genzusteuern. Finanzielle Mittel für 
Investitionen in ein intaktes Ge-
meinwesen sind angeblich nicht 
vorhanden. Die Antwort ist eine so-
genannte Verschlankung und Um-
strukturierung im Sinne privater 
Unternehmen und Investoren. Mit 
verheerenden Folgen für die Stadt 
Frankfurt: Immer mehr Menschen 
sind von Armut bedroht. Ein Ein-
kommen oder eine Rente, die nicht 
zum Leben reicht, gehören auch in 
einer reichen Stadt wie Frankfurt 
zur bitteren Realität.

Gespaltene Gesellschaft 
Im „Monitoring 2013 zur sozi-
alen Segregation und Benachteili-
gung in Frankfurt am Main“ spie-
gelt sich die zunehmende Spaltung 
der Stadt in Arm und Reich wider. 
Auch das arbeitgebernahe Institut 
der Deutschen Wirtschaft (IW) in 
Köln kommt zum selben Schluss. In 
ihrer Studie „Einkommensarmut in 
Deutschland aus regionaler Sicht“ 
berücksichtigen die Forscher die 
Preisniveaus in unterschiedlichen 
Regionen im Hinblick auf die Kauf-
kraft. Vor diesem Hintergrund er-
gibt sich, dass Armut in Frank-
furt für 23 Prozent der Bevölke-
rung traurige Realität ist. Obwohl 
Frankfurt eine der reichsten Städte 
in Deutschland ist, liegt der Anteil 
an Menschen mit kaufkraftbereini-
gter Einkommensarmut in Frank-
furt über dem Niveau manch ei-
ner finanzschwachen Kommune. 
Die Studie unterstreicht die Argu-
mentation der LINKEN, dass sozi-
al benachteiligte Menschen weni-
ger Möglichkeiten zur gesellschaft-

Reichtumspflege  
beenden! 
Es wird Zeit, die Um-
verteilung von unten 
nach oben zu stoppen 
und umzukehren! 

„Präambel 
Auch der Haushaltsentwurf der schwarz-grünen Stadtregierung für die Jahre 2015 und 2016 hat keine Ansätze, 
der sozialen Ungerechtigkeit entgegen zu wirken. 
Stattdessen wird die Debatte zum Haushaltsentwurf 2015/2016, wie in den Jahren zuvor, von der vermeintlichen 
Überschuldung der Stadt dominiert. Mit dem Verweis auf die „angespannte Haushaltslage“ kürzt und streicht 
die schwarz-grüne Koalition bei den freiwilligen sozialen Leistungen. Dabei hat die Stadt bei der Betrachtung 
über einen Zehnjahreszeitraum immer noch einen Einnahmenüberschuss. Die Rücklagen aus diesen Überschüssen 
der Stadt lagen 2013 bei 339 Millionen Euro. Bis 2018 sollen die Rücklagen nach Berechnungen von Kämmerer 
Uwe Becker bei 104 Millionen Euro liegen. Dabei rechnet der Kämmerer systematisch die Ausgaben höher und 
die Einnahmen niedriger als sie dann tatsächlich sind. So hatte der Kämmerer im Haushaltsentwurf für 2012 mit 
einem Defizit von 262 Millionen Euro gerechnet. Tatsächlich lag das Defizit aber bei 26 Millionen Euro. Das heißt 
Schwarz-Grün hat die Stadt um 236 Millionen Euro ärmer gerechnet.

lichen Teilhabe haben – sei es bei 
Freizeitaktivitäten, Kulturveran-
staltungen oder bei der politischen 
Partizipation.

Anstatt diese Entwicklung auf-
zuhalten oder rückgängig zu ma-
chen, agiert die schwarz-grüne Poli-
tik in Frankfurt in die andere Rich-
tung. Seit Jahren werden Preise für 
den öffentlichen Nahverkehr stän-
dig angehoben, Leistungen für be-
nachteiligte Menschen gekürzt. Öf-
fentliche Einrichtungen, die dem 
Gemeinwohl dienen, wie Stadtteil-
bibliotheken oder Musikschulen, 
werden geschlossen oder die Mittel 
gekürzt. Aber Ausgaben, die einer 
ausgewählten Minderheit in Frank-
furt zugutekommen, werden wei-
terhin getätigt. (…)

Mutige Politik, unabhängig  
von Profitinteressen 
Unsere Stadt benötigt eine mu-
tige Politik, die die kommunalen 
Handlungsmöglichkeiten gestal-
tend nutzt und erweitert. Neben 
den zwingenden gesetzlichen oder 
sachlich notwendigen Ausgaben 
gilt es, den Anteil der Mittel für 
eigene Möglichkeiten zu erweitern. 
Nur so können die notwendigen In-
vestitionen in die Infrastruktur ei-
ner wachsenden Stadt geleistet wer-
den. Es mangelt an bezahlbarem 
Wohnraum, bezahlbarem ÖPNV, 
öffentlichen Räumen für soziale 
Begegnungen, ausreichender Kin-
derbetreuung und Schulen, die den 
erforderlichen baulichen und in-
klusiven Standards entsprechen. 
(…)
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Marianne Friemelt

Tipps und Hinweise für die Personalratsarbeit

Die Personalversammlung

Fundstelle

Die Personalversammlung ist in 
den Paragraphen 44 bis 49 des HP-
VG übersichtlich geregelt. Im Ge-
gensatz zu den Konferenzen, die 
Schulleitungsmitglieder leiten, ist 
der oder die Vorsitzende des Per-
sonalrats ChefIn der Personalver-
sammlung. Das heißt, Ort, Zeit, 
Häufigkeit und Themen werden 
vom Personalrat festgelegt. 

Arten von Personal- 
versammlungen

Die „regelmäßige“ oder „ordent-
liche“ Personalversammlung findet 
mindestens einmal im Kalender-
jahr statt. In ihr soll der Personal-
rat seinen Tätigkeitsbericht erstat-
ten. Schade, wenn der Personalrat 
dies als lästige Pflicht empfinden 
sollte! Denn wenn man auf die 
Arbeit des letzten Jahres zurück-
blickt, wundert man sich manch-
mal selbst, was man alles geschafft 
hat. Das wäre dann auch einmal 
ein Anlass, sich gegenseitig zu be-
stärken für das Geleistete und sich 
einen Ausblick zu gönnen auf wei-
tere Vorhaben und die Prioritäten, 
die man setzen will. 

Neben der ordentlichen sieht 
das Gesetz „außerordentliche“ Per-
sonalversammlungen vor, die ent-
weder vom Personalrat selbst oder 
von einem Viertel der Wahlberech-
tigten oder vom Dienststellenlei-
ter initiiert werden können. Diese 
dürfen „alle Angelegenheiten be-
handeln, die die Dienststelle oder 
ihre Beschäftigten betreffen, insbe-
sondere die aktuelle Entwicklung 
von Tarif-, Besoldungs- und So-
zialangelegenheiten sowie Fragen 
der Gleichstellung von Frau und 
Mann“. Mit anderen Worten: al-
les, was uns bewegt, seien es Be-
schwerden über die Stundenplan-
gestaltung oder über immer wieder 
zugemutete Mehrarbeit, sei es die 
Vorbereitung von Anträgen für die 
Gesamtkonferenz, seien es kom-
mende Tarifauseinandersetzungen, 
seien es Informationsbedürfnisse 
über Schulentwicklung oder schul-
politische Fragen, alles kann auf 
der Personalversammlung behan-
delt werden. Dazu können auch 
Experten einer Gewerkschaft ein-
geladen und es dürfen auch Reso-
lutionen gefasst werden.

Vorbereitung einer  
Personalversammlung

Wenn der Personalrat eine Perso-
nalversammlung plant, sollte er 
Zeit und Ort mit der Schulleiterin 
absprechen. Die Personalversamm-
lung ist eine dienstliche Angelegen-
heit. Ein Raum und der erforder-

liche Geschäftsbedarf müssen nach 
§ 93(3) HPVG vom Schulträger zur 
Verfügung gestellt werden. Perso-
nalversammlungen finden nach § 
46(1) während der Arbeitszeit statt. 
Gleichwohl bestimmt § 93(1), dass 
sie außerhalb der Unterrichtszeit 
stattfinden sollen. Sofern der Un-
terricht um 13 Uhr beendet ist, ist 
es leicht, die Personalversammlung 
während der Arbeitszeit, aber au-
ßerhalb der Unterrichtszeit stattfin-
den zu lassen. Ist der Unterrichts-
betrieb aber bis zum Abend ausge-
weitet, wie das heute in den meisten 
Schulen der Fall ist, dann kann aus 
den Bestimmungen nicht geschlos-
sen werden, dass die Personalver-
sammlung auf den Abend gelegt 
werden müsse. Denn die Formu-
lierung „während der Arbeitszeit“ 
meint den „normalen Arbeitstag“ 
zwischen 8 und 17 Uhr. Der Perso-
nalrat muss sich mit der Schullei-
terin auf einen Zeitpunkt einigen, 
zu dem möglichst viele teilnehmen 
können, ohne große Zeitnachteile 
in Kauf nehmen zu müssen. Kol-
leginnen und Kollegen, deren Un-
terricht betroffen ist, müssen frei-
gestellt werden. Personalrat und 
Schulleiterin müssen einen Aus-
gleich suchen zwischen der einen-
genden Bestimmung für die Perso-
nalversammlungen der Lehrkräfte, 
nach der Unterrichtszeit nicht be-
troffen sein soll, und der Bestim-
mung in § 60(1), nach der beide 
Parteien vertrauensvoll eben auch 
zum Wohle der Beschäftigten zu-
sammenzuarbeiten haben.

Teilnahme der  
Schulleiterin

Nach § 49 nimmt die Schulleite-
rin an der PV teil, in der der Tätig-
keitsbericht erstattet wird und an 
derjenigen, die auf ihren Wunsch 
einberufen wurde. Im Umkehr-
schluss bedeutet dies, dass sie zu 
allen anderen Personalversamm-
lungen nicht eingeladen werden 
muss. Wohl aber die anderen Schul-
leitungsmitglieder. 

Diese Regelungen führen an 
vielen Schulen zu Konflikten. Ei-
nerseits möchten Kolleginnen und 
Kollegen unbeobachtet über ihre 
Probleme reden, und dazu wäre 

die Personalversammlung der rich-
tige Ort. Andererseits gibt es die 
Rechte der anderen Schulleitungs-
mitglieder, die im einen oder ande-
ren Fall nach der Personalversamm-
lung direkt zur Berichterstattung 
ins Schulleiterzimmer wechseln. 

Es stellt sich die Frage, warum 
eine Schulleiterin nicht mit Gelas-
senheit abwarten kann, was das Er-
gebnis einer Personalversammlung 
ist, sei es ein Tagesordnungspunkt 
in der nächsten Gemeinsamen Sit-
zung mit dem Personalrat, sei es ein 
Antrag für die Gesamtkonferenz. 
Warum sollte es den Beschäftigten 
nicht gegönnt werden, unbeobach-
tet über Arbeitsplatzthemen zu be-
raten? Wo wäre das Problem, wenn 
auch die anderen Schulleitungsmit-
glieder auf ihre Teilnahme an der 
Personalversammlung verzichten, 
um eben diesen Freiraum zu schaf-
fen? Es soll Schulen geben, an de-
nen dies gelingt.

Andererseits frage ich mich, 
woher eigentlich die Angst vieler 
Kolleginnen und Kollegen kommt, 
sich zu äußern und zu ihrer Mei-
nung zu stehen. Im Vergleich zu 
Betrieben der Privatwirtschaft, in 
denen Beschäftigte reale Befürch-
tungen um ihren Arbeitsplatz ha-
ben müssen, stellt die Schule nach 
wie vor einen Schonraum dar. Und 
das soll sie auch bleiben! Umso un-
verständlicher, dass viele sich nicht 
trauen, offen eine Position einzu-
nehmen und diese auch zu vertei-
digen. Sollte man wegen einer Mei-
nungsäußerung tatsächlich vor die 
Schulleiterin zitiert werden, dann 
empfehle ich, dagegen offensiv vor-
zugehen, indem man fragt, ob man 
sich an dieser Schule noch im de-
mokratischen Sektor befindet. Das 
kostet momentan ein bisschen Mut, 
bewahrt aber mittelfristig die de-
mokratische Kultur an einer Schule. 
Und wenn das mehrere tun, dann 
stärkt man sich auch noch gegen-
seitig.

Würdigung des Instruments 
„Personalversammlung“

Im Kapitel „Arten von Perso-
nalversammlungen“ wurden ja 
schon mögliche Themen genannt. 

Das Instrument der Personalver-
sammlung stellt ein wichtiges Bin-
deglied zwischen dem Personalrat 
und dem Kollegium dar. Der Perso-
nalrat muss immer darauf bedacht 
sein, dem Kollegium sein Handeln 
zu vermitteln. Dies kann er natür-
lich auch durch ein Informations-
schreiben tun oder einen Aushang 
am Personalratsbrett. Geht es aber 
um kompliziertere Sachverhalte, ist 
ein Miteinander-Reden unabding-
bar. 

An manchen Schulen muss 
der Personalrat seine Beteiligungs-
rechte gegen eine Schulleiterin ver-
teidigen, die – sei es aus Unwissen 
oder aus Bösartigkeit – diese Rech-
te mit Füßen tritt. Um sich zu be-
haupten und deutlich zu machen, 
dass es so nicht weitergeht, könnte 
es sein, dass der Personalrat ein-
mal eine Maßnahme ablehnt oder 
ein Beschlussverfahren anstrengt. 
Schulleitungen reagieren in solchen 
Fällen gerne mit dem Versuch, ei-
nen Keil zwischen das Kollegium 
und den Personalrat zu treiben, in-
dem sie behaupten, der Personal-
rat schade mit seiner Entscheidung 
der Schule. Damit dies nicht pas-
siert, muss das Kollegium infor-
miert sein, und das bewerkstelligt 
der Personalrat am besten auf ei-
ner Personalversammlung.

Aber auch für schul- und bil-
dungspolitische Themen ist die 
Personalversammlung der rich-
tige Ort. Leider kommt es immer 
wieder vor, dass Schulleitungen 
auf Gesamtkonferenzen schnell 
Beschlüsse einholen, ohne dass 
die Kolleginnen und Kollegen ge-
nau wissen, worüber sie da gera-
de abgestimmt haben. Dem kann 
ein aufmerksamer Personalrat 
vorbeugen, indem er zu dem The-
ma noch vor der Konferenz eine 
Personalversammlung einberuft. 
Hier können Referenten eingela-
den werden, die unterschiedliche 
Positionen vortragen, so dass eine 
Positionsfindung für jede einzelne 
Lehrkraft ermöglicht wird.

Wichtig ist es auch, für Initi-
ativen des Personalrats ein Stim-
mungsbild in der Personalver-
sammlung einzuholen. Will zum 

Beispiel eine Personalrat eine Vor-
lage für die Gesamtkonferenz er-
arbeiten, mit der „Grundsätze der 
Stunden-, Aufsichts- und Vertre-
tungsplangestaltung“ beschlossen 
werden sollen, so empfiehlt sich 
eine vorherige Beratung auf einer 
Personalversammlung, denn hier 
gilt es viele Interessen zu koordi-
nieren.

Und nicht zuletzt sollten auch 
tarifpolitische Themen (und daraus 
folgende gewerkschaftliche Akti-
onen) auf Personalversammlungen 
dem Kollegium vorgestellt werden. 
Gerade im Vorfeld eines Streiks gibt 
es viel Unwissen über die recht-
lichen Gegebenheiten. Dem kann 
durch Einladung von Vertretern 
der Gewerkschaft begegnet wer-
den, denn der Personalrat sollte das 
nicht selbst machen, da er per HP-
VG auf die Wahrung des Schulfrie-
dens verpflichtet ist. 

Genauso wenig übrigens wie zu 
anderen Themen, die das Kollegi-
um interessieren, in die sich einzu-
arbeiten für den Personalrat aber 
eine Überforderung darstellen wür-
de, wie z.B. Pension und Versor-
gung, komplizierte Arbeitszeitrege-
lungen o.ä.. Ein Anruf beim GEW-
Kreis- oder Bezirksverband genügt: 
die GEW wird geeignete Personen 
finden, die dazu referieren.

Verhältnis zwischen  
Personalversammlung und 
Personalrat

Die Personalversammlung dient 
demgemäß dazu, das Handeln des 
Personalrats mit den Positionen des 
Kollegiums abzustimmen. Gleich-
wohl ist der Personalrat an Be-
schlüsse der Personalversamm-
lung im rechtlichen Sinne nicht ge-
bunden. Trotzdem wäre es absurd, 
wenn ein Personalrat sich konträr 
zu diesen Beschlüssen verhielte. 

Vorhergehende Kapitel verpasst? 
Macht nichts:  
Auf der Seite www.gew-frank-
furt.de sind sie unter „Info für 
Personalräte“ – „Material für 
den Schulpersonalrat“ zum 
Download eingestellt.

Auf Personalversammlungen 
informieren und diskutieren 

Nach § 47 HPVG darf die 
Personalversammlung „al-
le Angelegenheiten behan-
deln, die die Dienststelle 
oder ihre Beschäftigten be-
treffen, insbesondere die 
aktuelle Entwicklung von 
Tarif-, Besoldungs- und 
Sozialangelegenheiten“. 
Nach § 48 HPVG dür-
fen „Beauftragte der in der 
Dienststelle vertretenen 
Gewerkschaften“ an der 
Personalversammlung teil-
nehmen. Ladet also Ge-
werkschaftsvertreterInnen 
ein, wenn ihr es nicht oh-
nehin schon vorhabt!

Tarifauseinandersetzung  
2015 –

Was man jetzt  
tun kann!

Zwar keine Personalversammlung, aber die GEW-Fraktion bei ihrer Klausur am 3.12.2014
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A sitzt über Bücher gebeugt seuf-
zend am Schreibtisch. B kommt 
mit einer Plätzchentüte in der 
Hand.

B:	 Hallo, hast du viel zu tun?
A:	 Das kann man wohl sagen. 

Gleich muss ich in die Steu-
erungsgruppe und danach 
noch zum Projektentwick-
lungs-Coaching, und heute 
abend noch eine Fortbildung 
zu Management-Kompetenz.

B:	 Ich wollte dich auch gar nicht 
lange stören und dir nur ein 
paar von meinen selbstgeba-
ckenen Vanillekipferl vorbei-
bringen.

A:	 (nachdenklich) Hm...
B:	 Was ist?
A:	 Ich habe grade überlegt, ob 

du dich bei deiner Bäcke-
rei wohl auch ein wenig um 
Qualitätsentwicklung und 
Qualitätssicherung küm-
merst.

B:	 Was soll denn das jetzt hei-
ßen? Meine Plätzchen haben 
dir all die Jahre immer gut 
geschmeckt.

A:	 Schon, aber ich habe hier die 
Qualitätsdefinition des Bä-
ckereiverbandes vor mir lie-
gen. Da steht: Weihnachts-
bäckerei nimmt eine im-
mer stärkere Schlüsselrolle 
für die Nahrung des Einzel-
nen und der Gesellschaft ein. 
Die Qualität der Backwaren 
beeinflusst entscheidend die 

Qualitätsmanagement – der Sketch 
für die Weihnachtsfeier

Möglichkeiten der Gestaltung 
des Weihnachtsfestes, der in-
neren Verbundenheit mit 
den Familienmitgliedern und 
der seelischen Ausgeglichen-
heit an diesem so streitträch-
tigen Fest. Die Sicherung und 
Weiterentwicklung des Weih-
nachtsgebäcks gehört da-
her zu den Kernaufgaben der 
erfolgreichen Vorbereitung 
und Durchführung des Weih-
nachtsfestes.

B:	 Aber ich backe die Plätzchen 
schon immer mit guter But-
ter und mahle die Haselnüs-
se selbst, damit keine Schalen 
drin sind.

A:	 Qualitätsentwicklung und 
-sicherung hat es natürlich 
schon immer in allen Be-
reichen des Bäckereiwesens 
gegeben. Mit den erheblichen 
Veränderungen, die sich in 
der gesamten Backwirtschaft 
infolge der Essensexpansi-
on und in immer rascherem 
Wandel vollzogen haben, 
wird die Frage der Qualitäts-
sicherung aber zunehmend 
unter veränderten Bedin-
gungen diskutiert. Dazu trägt 
auch die internationale De-

batte über die Globalisierung 
des Essens und die Verwert-
barkeit der Backingredienzen 
bei der menschlichen Verdau-
ung bei.

B:	 Ich verstehe nicht ganz. Na-
türlich weiß ich auch, dass 
man die Butter vor der Zu-
bereitung des Teigs eine Wei-
le im Warmen liegen lassen 
muss, weil es sonst mühsam 
ist, die Hörnchen zu formen. 

A:	 Hast du dir das Rezept denn 
akkreditieren lassen? Und 
dein Backofen: ist der vom 
Institut für Qualitätsentwick-
lung zertifiziert?

B:	 Das nicht, aber ich weiß aus 
Erfahrung, dass man beim 
Herstellen von diesen Vanil-
lekipferl höllisch aufpassen 
muss. Schließlich backe ich 
sie seit 15 Jahren. Backt man 
sie zu kurz, fallen sie ausei-
nander, weil der Teig so zart 
ist. Backt man sie zu lang, 
schmecken sie angekokelt. 
Aber tröste dich: da hab ich 
lange genug Erfahrung, dass 
das nicht passiert.

A:	 Ich will es dir noch mal er-
klären, Ich hoffe nämlich, 
dass ich damit meine Vor-
stellungen von Qualitätsent-
wicklung deutlicher und das 
Thema besser diskutierbar 
machen kann. damit mehr 
Klarheit und Vertrauen in 
die Idee der Qualitätssiche-
rung geschaffen werden kann 

und ich deine Einstellungen 
zu dem Konzept positiv be-
einflussen kann. Ich möch-
te, dass du dieses Arbeits-
vorhaben zu deinem eigenen 
machst.

B:	 ???? Das Plätzchenbacken 
war schon immer mein eige-
nes Vorhaben um die Weih-
nachtszeit. Was soll denn 
das?

A:	 Nein, ich meine doch das 
Vorhaben der Qualitätssi-
cherung. Also hör zu: Unter 
Qualitätssicherung und Qua-
litätsentwicklung sind alle 
Backmaßnahmen zu verste-
hen, durch welche die Quali-
tät der Küche im Kontext des 
Essens sichergestellt und ent-
wickelt wird.

 	 Du solltest vor dem Backen 
Qualitätsfelder benennen, für 
die du selbst definierte Quali-
tätsstandards aufstellst. Wenn 
du dann Methoden und In-
strumente entwickelst, um 
die Erreichung dieser Stan-
dards zu messen, bist du auf 
dem richtigen Weg. Denn ein 
Qualitätssicherungssystem 
bezweckt, mit systematischen 
Methoden die selbst defi-

nierten Eigenschaften oder 
Standards zu erreichen.

B:	 Die Teigmenge, die ich anfer-
tige, ergibt immer so unge-
fähr 3 Bleche. Kommt aber 
drauf an, wie eng ich die Kip-
ferl auf dem Blech lege. Man 
kann sie ruhig eng legen, 
denn sie gehen im Ofen nicht 
sehr auf.

A:	 Du, die Aufgabe der Bäcke-
rin ist es nicht, vor sich hin-
zuwurschteln und es so zu 
machen, wie es schon im-
mer irgendwie geklappt hat, 
sondern Informationen über 
Verfahren und Ergebnisse der 
bäckerischen Arbeit zu ge-
winnen, Vorschläge zur wei-
teren Entwicklung zu unter-
breiten und entsprechende 
Maßnahmen zu deren Umset-
zung einzuleiten. Im Vorder-
grund steht die Unterstützung 
der Kerntätigkeit des Teigfer-
tigungs- und Backprozesses: 
das Essen.

B:	 Genau so sehe ich das auch. 
Deshalb kaufe ich auch im-
mer Bourbon Vanillezu-
cker, und der wird fein ge-
mahlen, damit er beim Essen 
nicht zwischen den Zähnen 
knirscht. In dem werden die 
gebackenen Kipferl gewen-
det, deshalb sind sie so lecker.

A:	 Also gut, wenn du unbedingt 
ein Qualitätssicherungssy-
stem entwickeln willst, hel-
fe ich dir natürlich gern da-
bei. Eine erste Aufgabe wäre 
sicherlich das Kennenler-
nen und Bewerten der unter-
schiedlichen Methoden und 
Instrumente und die Erarbei-
tung einer Konzeption für 
deinen Backofen. Dabei soll-
test du dich auf die Quali-
tätsfaktoren konzentrieren, 
von denen ich schon sprach, 
sowie eine Beurteilung, ein 
planvolles Vorgehen und eine 
systematische Reflexion er-
möglichen.

C und D kommen rein
C:	 Oh, hast du wieder Plätzchen 

gebacken? (probieren jede 
eins) Lecker! Komm, die neh-
men wir mit ins Lehrerzim-
mer! (schnappen sich die Tü-
te und gehen ab)

Der Sketch stammt von Marianne 
Friemelt und wurde bereits erfolg-
reich aufgeführt.

Die Ausführungen zum Qua-
litätsmanagement sind leider im-
mer noch nicht selten in Schulen 
zu vernehmen.

Aber noch gibt es immer wie-
der Menschen wie C und D, die 
doch recht unbefangen an die Din-
ge herangehen…

Liebe Leserinnen und Leser,
erinnern Sie sich noch? 2011 
hatten wir Unterrichtsmate-
rial von „Handelsblatt macht 
Schule“ kritisiert, da es einsei-
tige Texte mit versteckten Wer-
bebotschaften als seriöses Lehr-
material vermarktet.
Jetzt gibt es erneut deutliche 
Kritik daran - aber auch gute 
Nachrichten: das Thema Lob-
byismus an Schulen kommt end-
lich in der Lehrerausbildung an!

Herzliche Grüße  
Felix Kamella

PS: Alle Infos zum Thema Lob-
byismus an Schulen finden Sie in 
unserer Broschüre, die Sie hier 
kostenlos bestellen können:
https://www.lobbycontrol.
de/?p=14822 Informieren Sie 
Freunde, Bekannte oder Schu-
len in Ihrer Nähe über dieses 
wichtige Thema!

Lobbyismus an Schulen wird 
Teil der Lehrerausbildung
Das sollte Schule machen: An 
der Uni Duisburg-Essen wird 
die Beschäftigung mit dem The-

ma „Lobbyismus an Schulen“ 
zu einem Bestandteil der Leh-
rerausbildung. Unter dem Dach 
der School of Civic Education 
(CIVES) startete heute die Reihe 
“Praxistest”, in der regelmäßig 
Unterrichtsmaterialien privater 
Anbieter unter die Lupe genom-
men werden.

Angehende Lehrer/innen 
werden so schon im Studium 
mit der Problematik von exter-
nen Schulmaterialien konfron-
tiert.

Der erste „CIVES-Praxis-
test“ formuliert deutliche Kritik 
an der Plattform „Handelsblatt 
macht Schule“. Das Gutachten 
bewertet das Unterrichtsmateri-
al mit dem Titel „Unsere Wirt-
schaftsordnung“ in Teilen als 
„einseitig“ und „irreführend“. 
Die Materialien zur sozialen 
Marktwirtschaft seien „durch 
eine marktliberale Ausrichtung 
geprägt“.

Weiterlesen: https://www.
lobbycontrol.de/?p=20076

LobbyControl e.V. - News-
letter vom 2. Dezember 2014

Lobbyismus an Schulen

„Die Reichenarmee hinterlässt aus- 
geplünderte Länder, zerfallene Staaten  
und Millionen von Flüchtlingen.“

Der Krieg „Reich gegen Arm“ 
hat Erscheinungsformen eines 
Drogenkrieges. Erst werden die 
Länder wie Drogenabhängige mit 
Billigkrediten angefüttert. Wenn 
sie sich daran gewöhnt haben, 
über ihre Verhältnisse zu leben, 
kommen die Dealer. Neuen Stoff 
gibt es nur noch zu Preisen, die 
das Opfer langsam, aber sicher 
ruinieren. Ende des letzten Jahr-
hunderts haben das die USA noch 

mit Hilfe ihrer Geheimdienste 
verdeckt praktiziert, heute ist es 
weltweit offene Praxis.

Wenn dann ein User im Dro-
genkrieg pleite ist, kommt der In-
kassotrupp und holt alles aus der 
Bude raus, was man zu Geld ma-
chen kann: Wasser, Strom, Gas-
versorgung, Rentenkassen, Ge-
sundheitssystem, Eisenbahn. Der 
Inkassotrupp des globalen Syndi-
kats heißt in unseren Zeiten IWF, 
Internationaler Währungsfonds.

Der Dealer selbst ist hoch-
gradig billiggeldabhängig. Auf 
das bloße Gerücht, der Stoff wird 
knapp, geraten alle in Panik. Ist 
der Nachschub gesichert, gibt es 

eine Riesenparty und der Dax 
schnellt nach oben.

Die Billiggeldproduzenten im 
Drogenkrieg liefern rund um die 
Uhr, aber nur an Dealer. Bei de-
nen bleibt der Stoff hängen. In 
den USA werden jeden Tag zwei 
Milliarden frische Dollar an die 
Dealer verteilt. Für 45 Millionen 
US-Bürger gibt es nur Lebensmit-
telkarten, dafür besitzen mittler-
weile 700 Personen des globa-
len Geldsyndikats die Hälfte des 
weltweiten Vermögens.

Es bleiben zwei Fragen zu 
klären. Erstens: Warum grei-
fen die Regierungen nicht durch? 
Die Frage ist leicht zu beantwor-
ten: Weil die Regierungen eben-
falls billiggeldsüchtig sind. Sie 
sind Großkunde beim Dealer. 
Zweitens: Wie gewinnt man ei-
nen Drogenkrieg? Da sind sich 
die Experten weltweit einig: Man 
muss das Syndikat und das Dro-
genkartell zerschlagen. Das wird 
aber nicht versucht, siehe Fra-
ge eins. Stattdessen werden die 
Endverbraucher auf kalten Ent-
zug gesetzt. Und was passiert 
im kalten Entzug? Sie fangen ir-
gendwann an zu randalieren, ge-
hen aufeinander los. Und die 
Reichenarmee zieht weiter und 
hinterlässt, was der Krieg eben 
hinterlässt: ausgeplünderte Län-
der, zerfallene Staaten und Mil-
lionen von Flüchtlingen. Das 
Flüchtlingsheer versucht dann ir-
gendwie das Mittelmeer zu über-
queren, trifft am Südufer Europas 
auf ein Millionenheer junger Ar-
beitsloser und wir hier sind gott-
froh, dass wir zwei Flugstunden 
davon entfernt im tiefsten Frie-
den leben.

Georg Schramm
Kabarettist, hat diese Rede (hier 

ein Auszug) zum 40. Jubiläum 
der GLS-Bank im Juni 2014  

gehalten. 

Georg Schramm
Foto: Achim Käflein
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Da die eingeladenen Verantwortlichen nicht kamen, wurden sie von Eh-
renamtlichen des ver.di Fachbereichs Gemeinden würdig vertreten. Von 
links nach rechts: „Oberbürgermeister Peter Feldmann“, „Stadtkämmerer 
Uwe Becker“, „Dezernentin für Soziales, Senioren, Jugend und Recht 
Prof. Dr. Daniela Birkenfeld“ und „Betriebsleiter des EB 57 Norbert 
Dürr“. 

Resolution des Kollegiums der ERS II 
vom 14. 11. 2014 
Die vom Hessischen Kultusministe-
rium beschlossene Umsteuerung in 
der Finanzierung aller vom Land 
geförderten Schulsozialarbeitsein-
richtungen auf USF-Mittel und 
der damit verknüpfte Wegfall der 
bisherigen Landeszuschüsse wird 
entweder zur Kürzung der unter-
richtsunterstützenden sozialpäda-
gogischen Förderung für die Schu-
le oder zur Reduktion der inhalt-
lichen Arbeit von Schulsozialarbeit 
führen.
Beide Planvarianten werden vom  
Kollegium der Ernst-Reuter-Schule II 
abgelehnt.
Schulsozialarbeit ist bewusst als un-
terrichtsunabhängiges Angebot zur 
Unterstützung in der Schule instal-
liert und kann demnach nicht kon-
kurrierend mit anderen unterrichts-
unterstützenden Maßnahmen der 
Schule gesetzt werden.
Schulsozialarbeit:
n	erreicht durch offene Ange-

bote, die lang erprobt und eva-
luiert sind, eine große Zahl von 
Schülerinnen und Schülern,

Für die Erhaltung der Schulsozialarbeit in ihrer  
bisherigen Form

n	bietet Regenerationsräume und 
jederzeit professionelle An-
sprechpartner für Beratungen 
und Hilfen vor Ort,

n	 stützt den Unterricht durch 
Fachprojekte, wie „soziales 
Lernen“, Gesundheitserzie-
hung, “Neue Medien“ etc,

n	unterstützt den schulischen 
Auftrag, z. B. durch Begleitung 
von Klassen bei Lehrerwech-
seln, Bereitstellung von Kom-
petenzen bei schulischen Wan-
derwochen und Klassenpro-
jekten,

n	kompensiert familiäre Defizi-
te durch soziale Gruppenange-
bote und trägt so zum Chan-
cenausgleich für Kinder aus 
sogenannten bildungsfernen 
Familien bei,

n	 leistet Berufsorientierung für 
die Klassen der Jahrgänge 8,9 
und 10 (gesamt ca. 600 Schüle-
rinnen und Schüler),

n	 ist über ein umfangreiches Be-
ratungs- und Trainingsangebot 
für die Schülerinnen und Schü-
ler eng mit dem Unterricht ver-
netzt und unterstützt hier die 

„Wo soll das alles enden?“ – Bericht von der Vorstellung 
des Schwarzbuchs Eigenbetrieb 57
Kolleg_innen  des Eigenbetriebs 
Kommunale Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe der Stadt Frankfurt 
(EB 57) haben mit Unterstützung 
des ver.di Fachbereichs Gemein-
den Frankfurt und Region ein 
Schwarzbuch verfasst, in dem sie 
schildern, wie sich ihre Arbeitssi-
tuation aufgrund der Schließung 
und Zusammenlegung von Ein-
richtungen grundlegend verändert 
hat. Das Schwarzbuch Eigenbe-
trieb 57 wurde am 27. November 
2014 im Saalbau Gutleut vorge-
stellt und ist beim ver.di Fachbe-
reich Gemeinden erhältlich.

Was ist der EB 57?
Der Eigenbetrieb 57 unterhält 
Kinder- und Jugendhäuser, Ein-
richtungen der Aufsuchenden Ju-
gendarbeit, Streetwork, Ambu-
lante Jugendhilfen, Kinder-, Eltern- 
und Jugendberatungsstellen, eine 
Lernwerkstatt, heilpädagogische 
Einrichtungen, Zentren für Erzie-
hungshilfe und das Kinderheim in 
Rödelheim. Der pädagogische Auf-
trag leitet sich aus dem Kinder- und 
Jugendhilfegesetz ab und lautet, die 
Kinder und Jugendlichen im jewei-
ligen Stadtteil in ihrer individuellen 
und sozialen Entwicklung pädago-
gisch zu begleiten und Eltern so-
wie Erziehungsberechtigte bei der 
Erziehung zu unterstützen und zu 
beraten.

Warum und wie haben sich die 
Arbeitsbedingungen des EB 57 
verändert und mit welchen Aus-
wirkungen?
Die Kolleg_innen des EB 57 legen 
selbst hohe Maßstäbe an ihre Ar-
beit an. Sie haben ihren Beruf und 
ihren Arbeitsplatz gewählt, weil sie 
die Arbeit mit den Kindern und Ju-
gendlichen sinnvoll und erfüllend 
finden. Ihr Ziel ist es, gute Arbeit 
zu leisten. Diesem Anspruch kön-
nen sie nur gerecht werden, wenn 
sie auch gute Arbeitsbedingungen 
vorfinden, und eben diese haben 
sich in den letzten Jahren zuneh-
mend verschlechtert. Grund dafür 
sind die Sparmaßnamen der Stadt 

Frankfurt im sozialen Bereich. Für 
den EB 57 hatten diese zur Folge, 
dass ein Teil der Einrichtungen ge-
schlossen und das Einzugsgebiet 
der noch verbleibenden Einrich-
tungen vergrößert wurde, ohne di-
ese mit mehr räumlichen und ma-
teriellen Ressourcen auszustatten 
und die jeweiligen Teams zu ver-
größern. Im Jargon der Betriebslei-
tung wird dieses Vorgehen „Stär-
kung durch Zentralisierung“ ge-
nannt. Offene Stellen wurden nicht 
mehr nachbesetzt, um Personalko-
sten einzusparen. Denn, wie ein 
Kollege treffend bemerkte, mit so-
zialer Arbeit kann man keine Ge-
winne erwirtschaften. Man kann 
lediglich versuchen, die Kosten so 
gering wie möglich zu halten. 

Die noch verbleibenden Kol-
leg_innen treten ihre tägliche Ar-
beit mit viel Frust im Bauch an, 
wie im Schwarzbuch EB 57 sehr 
eindrücklich beschrieben wird, da 
sie ihrem professionellen Auftrag 
aufgrund der Arbeitsverdichtung 
nicht mehr gerecht werden können. 
Ein Gefühl, das den Kolleg_innen 
aus dem Schulbetrieb nicht fremd 
sein dürfte. 

Für die Kinder und Jugend-
lichen aus den Stadtteilen, in de-

nen Einrichtungen geschlossen 
wurden, bedeutet dies, dass ein 
Teil ihrer Alltagsstruktur wegge-
brochen ist. Vielen von ihnen wa-
ren die Kinder- und Jugendhäuser, 
neben Familie und Schule, ein ge-
schützter Rahmen, in dem sie auf-
wachsen konnten. Sozial benach-
teiligte Kinder und Jugendliche 
haben durch die ambulanten An-
gebote oftmals die Beratung, Be-
gleitung und Unterstützung erhal-
ten, die ihnen Familie und Schu-
le nicht bieten konnten. Aus dem 
Schulalltag ist bekannt, wie flie-
ßend die Grenzen zwischen bei-
den Personengruppen sein kön-
nen, und wie wichtig es daher ist, 
schnell auf Unterstützungssysteme 
zurückgreifen zu können.

Des Weiteren verschwindet mit 
der Zusammenkürzung der ambu-
lanten Angebote die niedrigschwel-
lige und aufsuchende Kinder- und 
Jugendhilfe aus Frankfurt. So wur-
de zum Beispiel das Streetwork-
projekt im Bahnhofsviertel (ehe-
mals Walkman), dessen Aufgabe 
es ist, drogenkonsumierende Kin-
der und Jugendliche zu unterstüt-
zen und Ausstiegsperspektiven auf-
zuzeigen, von fünf auf eine und ei-
ne halbe Stelle reduziert. 

`05	Entwicklung eines Qualitäts-
managementsystems und Zer-
tifizierung nach DIN EN ISO 
9001:2008 durch die Deutsche 
Gesellschaft für Qualitätssiche-
rung (DQS)

`08	Überleitung der Zuständigkeit 
vom Jugendamt zum Schulamt 
der Stadt Frankfurt.

`14	Kündigung der Vertragsgrund-
lage durch das Hessische Kul-
tusministerium

Die pädagogische Arbeit ist in 
Kernprozessen organisiert, die das 
Schaubild (siehe Seite 3) zeigt.

Der Wegfall der Mittel aus 
dem Kultusministerium würde für 
die Einrichtung Schulsozialarbeit 
in der Ernst-Reuter-Schule II den 
Wegfall von 1,5 Stellen bedeuten. 
Es ist eine Illusion, dass eine Ein-
richtung mit dieser Qualität bei 
einer Vermischung von Eigenmit-
teln des Trägers, der Kommune 
und USF- Mitteln erfolgreich und 
ohne Reibungsverluste weiter ar-
beiten kann.

Jasmin Berg und  
Jürgen Spiegelberg

Kehrtwende in Sachen 
Schulsozialarbeit
Fortsetzung von Seite 3

Elternarbeit und die Umset-
zung der OloV Standards.

Sozialer Frieden, eine immense In-
tegrationsleistung, der Erfolg von 
Schülerinnen und Schülern (fast 
90% besuchen nach der 10. Klas-
se eine weiterführende Schule), die 
geringe Zahl von Schulabbrechern 
sind Indikatoren für gelungene Zu-
sammenarbeit zwischen Schulsozi-
alarbeit und Schule. 

Eine willkürliche Herauslö-
sung einzelner Prozesse würden 
das erfolgreiche und effiziente Sy-
stem der Schulsozialarbeit in der 
Ernst-Reuter-Schule II insgesamt 
beschädigen und die Erfüllung der 
pädagogischen und sozialen Aufga-
ben beschneiden, denn Wissensver-
mittlung im Unterricht gelingt nur, 
wenn die Umfeldbedingungen der 
Schülerinnen und Schüler optimal 
gestaltet werden können.

Schulsozialarbeit in der Ernst-
Reuter-Schule II muss in der bis-
herigen Form in vollem Umfang 
erhalten werden.

Für die Personalversammlung 
der Ernst-Reuter-Schule II

Katja Weber

Seitens der Stadt wird argu-
mentiert, dass die Angebote des 
EB 57 zum Großteil im Bereich 
der Freizeitgestaltung angesiedelt 
werden können, keine kompen-
satorische Bedeutung haben und 
bereits durch die Ganztagsschu-
len umgesetzt werden. Der Leser-
schaft dürfte aus dem Artikel „Pakt 
für den Nachmittag“ in der letzten 
Ausgabe der FLZ bekannt sein, wie 
es um die fachliche, materielle und 
räumliche Situation der Ganztags-
betreuungen an Frankfurter Schu-
len bestellt ist. Die Ganztagsbetreu-
ungen können aufgrund ihrer Aus-
stattung die Angebote des EB 57 
nicht ersetzen.

Die Verantwortlichen blieben  
der Veranstaltung fern

Da keine/r der Verantwort-
lichen der Einladung folgte, wurden 
sie von Ehrenamtlichen aus dem ver.
di Fachbereich Gemeinden auf dem 
Podium vertreten. „OB Feldmann“ 
fand die üblichen warmen Worte, 
„Stadtkämmerer Uwe Becker“ ver-
wies auf die Schuldenbremse und 
die Verantwortung für die Zukunft 
„unserer“ Kinder, die „Sozialdezer-
nentin“ schwärmte von der Fami-
lienstadt Frankfurt und der „Be-
triebsleiter“ pries die Vorteile der 
Zentralisierung der Einrichtungen 
an. Im Anschluss wurden Passagen 
aus dem Schwarzbuch 57 vorgele-
sen und es folgte eine engagierte 
Diskussion. 

Dass die Beiträge im Schwarz-
buch EB 57 anonym verfasst wur-
den und keine Autorin / kein Au-
tor sich als solcher zu erkennen 
gab, hat sicherlich etwas damit zu 
tun, wie mit kritischen Kolleg_in-
nen im EB 57 durch die Betriebs-
leitung umgegangen wird. Die Kür-
zungen dürfen öffentlich nicht the-
matisiert werden, sonst ist mit einer 
Abmahnung zu rechnen. Entschei-
dungen über neue Schließungen 
und Zusammenlegungen werden 
lediglich verkündet. Die betrof-
fenen Kolleg_innen werden in den 
Entscheidungsprozess nicht mitein-
bezogen. 

Die Konkurrenz zu den freien 
Trägern - oder: welcher Masterplan 
steht hinter den Kürzungen? 

Aus der Diskussion möchte 
ich nun den Punkt der Konkurrenz 
zwischen der kommunalen Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe und den 
freien Trägern der sozialen Arbeit 
herausnehmen.

Die Stadt Frankfurt hat bereits 
vor über 20 Jahren damit begon-
nen, kommunale Pflichtaufgaben 
im Bereich der Daseinsfürsorge an 
sogenannte stadtnahe Vereine zu 
übertragen. Diese Vereine sind freie 
Träger der sozialen Arbeit, die qua 
ihrer Struktur eine gewisse Nähe 
zu den Entscheidungsgremien der 
Stadt Frankfurt aufweisen, indem 
zum Beispiel in der Satzung festge-
schrieben ist, dass die jeweils am-
tierende Sozialdezernentin / der je-
weils amtierende Sozialdezernent 
Vorstandsmitglied ist. Dadurch soll 
sichergestellt werden, dass die über-
tragenen Pflichtaufgaben auch tat-
sächlich im Sinne der Stadt erfüllt 
werden. 

Im Unterschied zur kommu-
nalen Kinder-, Jugend- und Fami-
lienhilfe findet bei der Mehrheit der 
freien Träger der Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD), 
das heißt der Manteltarifvertrag 
und die entsprechende Entgeltord-
nung, keine Anwendung. Oder ein-
fach ausgedrückt: Für die Stadt ist 
es billiger, kommunale Pflichtauf-
gaben durch die freien Träger er-
füllen zu lassen, anstatt durch ihre 
Eigenbetriebe. Die Frage nach dem 
Masterplan der Stadt Frankfurt, die 
von einer Kollegin auf der Veran-
staltung gestellt wurde, lässt sich 
nicht abschließend beantworten, 
aber an der Sozialpolitik der Stadt 
wird deutlich, dass soziale Arbeit 
möglichst nichts kosten soll und 
dass Bürger_innen, die auf Unter-
stützung angewiesen sind, zuneh-
mend sich selbst überlassen wer-
den.

Aus dieser Entwicklung lässt 
sich hinsichtlich einer Handlungs-
perspektive ableiten, dass es we-
nig Sinn macht, wenn nur die Si-
tuation des EB 57 thematisiert und 
skandalisiert wird. Es bedarf einer 
gemeinsamen Aktion aller im so-
zialen Bereich tätigen Kolleg_in-
nen, die den Verantwortlichen der 
Stadt deutlich macht, dass man 
sich nicht gegeneinander ausspie-
len lässt, und bereit ist, für gute Ar-
beitsbedingungen und Entlohnung 
mindestens in Höhe des TVöD zu 
kämpfen.

Und welche Relevanz haben die 
Entwicklungen in der kommunalen 
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
für Lehrerinnen und Lehrer?

Mit den Zusammenkürzungen 
im EB 57 fällt ein wichtiges außer-
schulisches Unterstützungssystem 
weg, was zur Folge hat, dass die 
Problemlagen, die im Rahmen der 
Schule bewältigt werden sollen, im-
mer umfangreicher werden. 

Die Kolleg_innen des EB 57 ha-
ben angekündigt, es nicht bei der 
Veröffentlichung des Schwarzbuch 
EB 57 bewenden zu lassen, sondern 
weitere Protestformen zu finden, 
um auf ihre Situation hinzuweisen 
und ihre Forderung nach Verbes-
serung durchzusetzen. Schön wä-
re es, wenn sie dabei von den Kol-
leg_innen aus den Schulen unter-
stützt würden.

Anja Golder
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In der klassischen Auffas-
sung war Arbeitsrecht ein 
Schutzrecht für Arbeitneh-
mer. Die Vertreter dieser 

Richtung an den Universi-
täten sind inzwischen fast 
vollständig abgelöst durch 
Professoren, die Arbeits-

recht als Kampfrecht im In-
teresse der Unternehmens-

seite verstehen.

Die Internetplattform „work-
watch“ machte Ende Oktober da-
rauf aufmerksam, dass die stadt-
eigene „Frankfurt Wirtschaftsför-
derung GmbH“ die Dienste des 
Arbeitsrechtlers Naujoks, der sich 
rühmt, auch „Unkündbare“ aus ih-
rer Beschäftigung drängen zu kön-
nen, in Anspruch nahm und rich-
tete gleichzeitig mit einem Offenen 
Brief an den Aufsichtsratsvorsit-
zenden der GmbH, den Frank-
furter OB Peter Feldmann, eine 
dementsprechende Nachricht an 
das Frankfurter Stadtparlament. 
„Das veranlasst uns dazu“, schreibt 
work-watch auf seiner Homepage 
„den Vorgang an die Öffentlichkeit 
zu bringen. Unter anderen haben 
wir die Fraktionen im Rat der Stadt 
Frankfurt informiert. Denn ein 
solcher Antidemokrat, ein echter 
Hooligan unter den Arbeitsrechts-
anwälten, kann nach unserer An-
sicht nicht von einer Kommune be-
auftragt und auch noch mit Steu-
ergeldern dafür entlohnt werden.“

Auf diese Mitteilung hin wurde 
die Stadtverordnetenfraktion der 
Linken aktiv und richtete in der 
Sitzung der STVV am 20.11.2014 
an den Magistrat die Frage „Wo-
rin bestand die Zusammenarbeit 
zwischen der Wirtschaftsförderung 
und Naujoks?“ 

Die Antwort von Peter Feld-
mann laut work-watch: „Herr 
Rechtsanwalt Naujoks hat die 
Wirtschaftsförderung Frankfurt 
GmbH in zwei arbeitsrechtlichen 
Kündigungsschutzverfahren vertre-
ten. Außerdem hat Herr Naujoks 
die Wirtschaftsförderung Frank-
furt GmbH außergerichtlich bei 
der Einleitung eines Mediations-
verfahrens mit einem Mitarbeiter 
beraten. Die Zusammenarbeit ist 
bekanntermaßen beendet.” 

Zusätzlich zu dieser Auskunft 
trat Wirtschaftsdezernent Markus 
Frank den „Vermutungen“ ent-
gegen, Naujoks sei von der Wirt-
schaftsförderung GmbH an die von 
ihr beratenen Unternehmen weiter-
empfohlen worden. 

Schön und gut einerseits, wenn 
der von Peter Feldmann mitgeteilte 

Frankfurt: Betriebsratskiller 
Naujoks vor den Toren?

Bescheid beinhalten sollte, dass 
„Beendigung der Zusammenar-
beit“ nicht nur den Ist-Zustand 
wiedergibt, sondern auch für alle 
Zukunft gelten soll. Andererseits 
fragt man sich freilich, wie die Stadt 
überhaupt auf die Idee gekommen 
ist, diesen Herrn zu beschäftigen, 
hat doch laut work-watch das Ber-
liner Arbeitsgericht befunden, dass 
man „ihm bzw. einem von ihm ver-
tretenen Unternehmen“ bescheini-
gen müsse, „dass seine Methoden 
»von der Rechtsordnung nicht ge-
billigt« würden.“ Man wünscht 
sich hier deutlich mehr Klarheit sei-
tens der Stadt, als ihre veröffentli-

Den Gewerkschaftszerstörern entgegentreten!
Zur Neuerscheinung „Die Fertigmacher“ von Werner Rügemer und Elmar Wigand

„Wir lieben Lebensmittel“, lau-
tet der Selbstvermarktungsslogan 
der Supermarktkette Edeka. Doch 
nicht alle Betreiber von Edeka-
Märkten lieben Betriebsräte, die 
gesetzlich vorgeschriebenen Ver-
tretungsorgane der Beschäftigten. 
Die Edeka als genossenschaftlich 
organisierte Kette von Lebensmit-
telmärkten setzt seit der Jahrtau-
sendwende verstärkt darauf, den 
Mix an Betrieben ihres Konzerns 

gemäß dem Franchiseverfahren an 
Einzelkaufleute zu vergeben, die 
anders als die von den regionalen 
Großmarktzentralen der Edeka un-
terhaltenen „Regiebetriebe“ keiner 
(Selbst)verpflichtung unterliegen, 
Tariflöhne zu zahlen. Diese inter-
ne Strategie war nach einer Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung insoweit 
erfolgreich, als die unterm Edeka-
regime arbeitenden Einzelkaufleu-
te deutlich höhere Umsatzsteige-
rungen erzielten als die Regiebe-
triebe und dadurch die Stellung des 
Gesamtkonzerns im verbissen um-
kämpften Lebensmittelmarkt der 
Bundesrepublik befestigten. Er-
folge in diesem Konkurrenzkampf 
sind vor allem das Ergebnis von 
Lohndumping- und Prekarisie-
rungs-Kampagnen gegenüber den 
bestehenden Belegschaften.

Es ist ein bedrückendes Szena-
rio der Bekämpfung von Gewerk-
schaften und Vertretungsorganen 
der Beschäftigten, was die Auto-
ren von „Die Fertigmacher“ in ih-
rer vielseitigen und detaillierten Re-
cherche entrollen. Gerade aber we-
gen der Bedrohlichkeit dieses seit 
etwa der Jahrtausendwende lau-
fenden Generalangriffs internati-
onaler Kapitalagenturen und ihrer 
staatlichen Unterstützer ist diesem 
Buch eine weitestmögliche Verbrei-
tung zu wünschen, um die Auf-
merksamkeit zu schärfen für die 
düsteren „Visionen“ einer Welt oh-
ne organisierten Widerstand und 
gesetzliche Vertretungsorgane ge-
gen die Willkür von Unternehmen 
und Unternehmern.

Rügemer/Wigand zeigen auf, 
wie sich die Kapitalseite macht-
volle Werkzeuge geschmiedet hat, 
um den deutschen (und europä-
ischen) Gewerkschaften das Ge-
nick zu brechen und eine Vorstel-
lung von Gesellschaft Wirklichkeit 

werden zu lassen, wo der Einzelne 
auch vereinzelt bleiben und den je-
weiligen „winds of change“ des in-
ternationalen Konkurrenzgesche-
hens schutzlos ausgeliefert seine 
Interessen allein individuell wahr-
nehmen soll. Dafür ist mittlerweile 
in Gestalt von Anwälten und An-
waltskanzleien, Mediendienstlei-
stern wie z. B. PR-Agenturen für 
Image- wie auch Diffamierungs-
kampagnen, Wirtschaftsdetekteien 

und Überwachungsspezialisten zur 
Ausspionierung der Belegschaft, 
Unternehmensstiftungen und (an-
derer) Lobbyorganisationen eine 
ganze Industrie herangezüchtet 
worden. Bis in die Universitäten hi-
nein reichen die Tentakel dieser ar-
beitnehmerfeindlichen Netzwerke, 
wo sie laut den Autoren längst ei-
ne Wende im juristischen Denken 
von derzeit maßgeblichen Arbeits-
rechtlern bewirkt haben: „In der 
klassischen Auffassung war Ar-

beitsrecht ein Schutzrecht für Ar-
beitnehmer. Die Vertreter dieser 
Richtung an den Universitäten sind 
inzwischen fast vollständig abge-
löst durch Professoren, die Arbeits-
recht als Teil des Privatrechts, als 
Kampfrecht im Interesse der Un-
ternehmensseite verstehen. [...] Da-
durch wandelt sich auch die Auf-
fassung beim Nachwuchs der Ar-
beitsrichter. Es handelt sich um eine 
»gefährliche Entwicklung, in der 
sich das Privatrecht das Arbeits-
recht zurückholt«“, schreiben die 
Autoren.

Neben den gründlichen Analy-
sen der Akteure in diesem schmut-

zigen Krieg gegen Arbeitnehmer-
rechte geht das Buch auch auf 
ebenso spektakuläre wie typische 
Einzelfälle ein. So zeigen sie bei-
spielsweise anhand eines konkreten 
Edeka-Franchisenehmers auf, wie 
sich postmoderne Konkurrenzbe-
dingungen im Kapitalismus mit 
Prozessen der Gewerkschaftsbe-
kämpfung und der illegalen Zer-
schlagung von Betriebsräten ver-
binden. „Union-Busting“ (engl. 
für Gewerkschaftszerschlagung) 
ist dabei auch in Deutschland und 
im europäischen Ausland im Kom-
men, trotz erheblich anderer gesetz-
licher Ausgangsbedingungen als in 
den USA. Gerade deshalb aber ar-
beiten die deutschen Union-Buster, 
oft unter wissenschaftlichem Deck-
mäntelchen, an der Veränderung 
von Gesetzen, so die Bertelsmann-
Stiftung oder das IZA (Institut zur 
Zukunft der Arbeit), dem der als 
Steuerbetrüger vorbestrafte frühere 
Postvorstand Zumwinkel den Prä-
sidenten gibt.

„In Deutschland, in der Euro-
päischen Union und im globalen 
Kapitalismus herrscht nur schein-
bar der vielzitierte »stumme Zwang 
der ökonomischen Verhältnisse«: 
Der »stumme Zwang«, neuerdings 
in der herrschenden Irrlehre »öko-
nomischer Sachzwang« oder ein-

fach nur »Sachzwang« genannt, ist 
auch Arbeits- und Inszenierungs-
Ergebnis der Union Buster“, ma-
chen die Autoren deutlich, sie 
nennen Namen und beschreiben 
Strukturen der vordringenden Uni-
on-Buster-Netzwerke. Die bis ins 
Detail gehenden Schilderungen der 
Methoden, mit denen aktive Ge-
werkschafter und gewählte Be-
triebsräte in die Resignation und 
Aufgabe getrieben werden (sol-
len), lösen beim Lesen Reaktionen 
zwischen Wut und Frösteln ange-
sichts der Tatsache aus, dass die Ar-
beitsgerichtsbarkeit oft genug das 
illegale Vorgehen der Kapitalseite 
sanktioniert, anstatt Recht und Ge-
setz zum Durchbruch zu verhelfen. 
„§ 119 BetrVG stellt die Behinde-
rung von Betriebsratswahlen und 
der Betriebsratsarbeit unter Strafe. 
Der Passus wird von den Staatsan-
waltschaften und Strafverfolgungs-
behörden in geradezu aufreizender 
Form ignoriert, obwohl gegen ihn 
permanent in eklatanten Fällen ver-
stoßen wird. Ein Rechtsbruch ge-
mäß § 119 BetrVG dürfte zu den 
am wenigstens verfolgten Straftat-
beständen der Bundesrepublik ge-
hören“, schreiben die Autoren.

Auch wenn diese Studie in er-
ster Linie Fälle behandelt, die in 
der Privatwirtschaft und damit im 
Wirkungsfeld des Betriebsverfas-
sungsgesetzes liegen, sollte sie auch 
für Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes und des (noch) staatlichen 
Bildungswesens zur Pflichtlektüre 
werden, denn die Akteure des Uni-

§ 119 BetrVG stellt die  
Behinderung von Betriebs-

ratswahlen und der  
Betriebsratsarbeit unter 

Strafe. Der Passus wird von 
den Staatsanwaltschaften 

und Strafverfolgungs- 
behörden in geradezu auf-
reizender Form ignoriert

on-Busting streben nach mehr als 
nur begrenzten Erfolgen, die auf 
einzelne Betriebe oder Branchen be-
schränkt bleiben. Ihnen geht es da-
rum, eine grundlegende Änderung 
der Gesellschaftsverfassung her-
beizuführen in Richtung auf einen 
Zustand, in dem Arbeitskämpfe 
weitgehend illegalisiert sein sollen, 
Schutzbestimmungen abgeschafft 
und Vertretungsorgane für die Inte-
ressen der Beschäftigten wirkungs-
los. Gerade die derzeit ablaufende 
bzw. schon vollzogene Deregulie-
rung und Privatisierung von Teilen 
des Bildungssystems sollte darauf 
aufmerksam machen, wie nah die 
sich in anderen Bereichen der Ge-
sellschaft ausbreitende Bedrohung 
an die stets als sicher geglaubten 
Erbhöfe des Beamtenrechts und der 
Angestellten im öffentlichen Dienst 
herangerückt ist. Das Franchisesy-
stem, wie es im Beispiel des Edeka-

Marktes als Hebel zum Betriebs-
ratsmobbing aufgezeigt wird, und 
das in der oben erwähnten, lesens-
werten Studie der Hans-Böckler-
Stiftung für die Ketten Edeka und 
ReWe analysiert wird, weist beden-
kenswerte Parallelen zu den Plänen 
der Landesregierung auf, Teile des 
Schulsystems unter dem Titel der 
Selbstständigen Schule aus der bis-
herigen Schulverfassung herauszu-
brechen. 

„Die Fertigmacher“ ist auf je-
den Fall ein Buch, das dem gegen-
wärtigen Roll-Back der Gewerk-
schaftsfeinde und ihrer Medien-
macht mit bestechender Klarheit 
entgegentritt und hinreichend Ma-
terial präsentiert, um in den Ge-
werkschaften die Frage der Gegen-
wehr auf eine angemessene Grund-
lage zu stellen.

Ernst Olbrich

chten Auskünfte bieten. Und der 
Feststellung, dass die Wirtschafts-
förderung GmbH Naujoks nicht 
weiter empfohlen haben will, kann 
man nur entgegenhalten, dass be-
kanntermaßen Beispiele Schule ma-
chen, vor allem wenn es sich um 
einen doch nicht ganz unbedeu-
tenden öffentlichen Arbeitgeber 
wie die Stadt handelt, der dieses 
Beispiel gibt.

Es gilt also in dieser Beziehung 
auch weiterhin wachsam zu blei-
ben. Offensive Förderer von ge-
zielten Rechtsbrüchen, wie es Nau-
joks und seinesgleichen sind, ha-
ben in der Arbeitsrechtsprechung 
in Frankfurt nichts zu suchen!

Ernst Olbrich

Arbeitsrechtler Naujoks
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Jenseits des 

Der Einsatz von Mengele in Aus-
chwitz begann am 30. Mai 1943 
in einem bestimmten Abschnitt 
des sogenannten Zigeunerlagers. 
Ab August 1944 wurde er auch La-
gerarzt im Häftlingskrankenbau. 
Die Gaskammern und das Krema-
torium waren unmittelbar schräg 
gegenüber dem Häftlingskranken-
baulager und dem sogenannten Zi-
geunerlager. Die Selektionen wur-
den systematisch vor allem bei der 
Ankunft durchgeführt.

Das Ausmaß dieser Selekti-
onen war sehr unterschiedlich. Es 
ging nicht einfach nur nach der 
körperlichen Verfassung, sondern 
auch darum, wie viele Menschen in 
Auschwitz Birkenau schon gestor-
ben waren und wie das Fassungs-
vermögen von Auschwitz Birkenau 

100 Jahre Goethe-Universität – 

Dr. Josef Mengele

war. Einer der Überlebenden (Ru-
dolf Vrba), der sogar aus Auschwitz 
fliehen konnte, um die Welt über 
die Verbrechen zu informieren, be-
richtet im Film Shoah:

„Die Menschen wurden in zwei 
Teile geteilt, in diejenigen, die über-
leben konnten – wenigstens für 
kurze Zeit und auch hier nicht al-
le – und den Teil, der sofort in die 
Gaskammern zur Ermordung ab-
transportiert wurde, oder selbst in 
die Gaskammern gehen musste.“

Trude Simonsohn erinnert sich 
an Herrn Mengele bei der Ankunft 
in Auschwitz, wie er da stand, den 
Daumen immer nach rechts oder 
nach links bewegend. Trude Si-
monsohn hatte damals keine Ah-
nung, was dieser Mensch mit sei-
ner Daumenbewegung bewirkte. 
Aber nach einer Stunde in Ausch-
witz wusste sie, dass die eine Seite 
der selektierten Menschen ermor-
det wurde.

Es ist in der Öffentlichkeit viel-
leicht nicht immer so klar und so 
deutlich, dass es nicht nur die jü-
dische Bevölkerung in Europa son-
dern auch die Sinti und Roma be-
traf, was die Nazis an rassistisch 
motiviertem Mord, Massenmord 
hier in den Vernichtungslagern und 
bei den Erschießungskommandos 
in den besetzten Gebieten durchge-
führt haben. Es traf eben auch die 
Sinti und Roma. Einer derjenigen, 
an die wir heute am Tag des Geden-
kens, am 27. Januar, dem Tag der 
Befreiung von Auschwitz, geden-
ken ist Rickie Adler, der über die 
Ankunft in Auschwitz Folgendes 
berichtet. „Wir kamen in große 
Lastautos und dann wurden wir 
in den Ostbahnhof gebracht. Und 
da standen alles so Viehwaggons. 
Und in diesen Viehwaggons, mei-
ne Damen und Herrn, sind 80 bis 
100 Leute eingepfercht worden. 
Das dauerte ungefähr drei Tage bis 
wir in Auschwitz ankamen. Und 
wir Kinder haben gefragt: ‚Was ist 

denn los? Wo kommen wir hin und 
so?‘ Wir haben ja keine Antwort 
gekriegt. Aber die Eltern haben 
dann gefragt, die Väter: ‚Was ist 
los?‘ ‚Ja ihr kommt in ein anderes 
Land, es ist Polen und der Name 
heißt Oswenja. Da werdet ihr an-
gesiedelt, da bekommt ihr Häuser. 
Ihr müsst dann euer Brot und alles 
selber backen.‘ Ja gut, wir haben 
das nur gehört, wir Kinder. Wie ich 
ankam in Auschwitz, das war wirk-
lich aus Oswenja [Oswiecim] … 
Wir mussten dann alle raus - nach 
drei Tagen ungefähr sind wir da an-
gekommen -, alles auf den Bahn-
steig oder das war vielmehr so ein 
Plateau gewesen. Da standen auch 
wieder SSMänner, und da mussten 
die Familien sich zusammen auf-
stellen. Jeder, der da zusammen ge-
standen hat, wurde dann von den 
SSLeuten und von den Kapos, die 
schon im Lager waren - es waren 
Juden, Sinti, Roma, es waren po-
litische Häftlinge, waren auch da-
bei. Dann wurden wir in eine Bara-
cke geführt und da war der Menge-
le. Das war der schlimmste Mann, 
den ich je in meinem Leben gese-
hen habe, und ich hab‘ geglaubt, 
wenn ich ihn gekriegt hätte, ich 
hätte ihn umgebracht. Dann wur-
den an den Arm tätowiert, jeder 
bekam eine Nummer. Ich habe die 
Nummer Z, bei Zigeuner, Z2784… 
Nachdem das geschehen war, wur-
den wir mit den SS-Leuten und dem 
Hundescharführer in das Birkenau- 
Lager II gebracht, das ist das soge-
nannte ‚Zigeunerlager‘ gewesen.“

Soweit der Bericht von Rickie 
Adler, auf den wir später mit seiner 
Biografie noch eingehen werden.

Als sich nun die Rote Armee 
näherte, packte Dr. Mengele am 
10. Januar 1945 seine Sachen und 
seine Unterlagen, nachdem er vor-
her versucht hatte durchzusetzen, 
dass die von ihm schon für die Ver-
messung präparierten Kinder der 
Sinti und Roma noch nicht umge-
bracht würden, weil er sie ja noch 
für seine „medizinische“ Forschung 
brauchte. Wir wissen jedoch durch 
die Berichte, dass die Lagerleitung 
ihm das Gegenteil befahl. Er selbst 
hat die Kinder eigenhändig im Vor-
raum des Krematoriums in Birke-
nau erschossen, als ihm die Schon-
frist von der Lagerleitung verwei-
gert worden war. Anschließend hat 
er noch die Selektion der Leichen 
für wissenschaftliche Zwecke noch 
angeordnet. Es ging wohl um 14 
Kinder.

Teil IV 
Dr. Mengeles Leben  
nach 1945

Nun, Dr. Mengele verließ Ausch-
witz und fuhr mit dem Wagen und 
seinen Unterlagen in das KZ Groß-
Rosen und dann in das KZ Ravens-
brück, wo er sich noch an verbre-
cherischen Selektionen beteiligt 
hat. Danach fand er Unterschlupf 
in einem Wehrmachtslazarett in der 
Tschechoslowakei, wo er einen al-
ten Frankfurter Kollegen aus dem 
Institut traf – Dr. Otto Kahler, 
der ihm auch weiterhalf. Mengele 
wechselte rasch seine SS-Uniform 
gegen eine Wehrmachtsuniform. 
Nun vorteilhaft für ihn war, dass er 
sich geweigert hatte, sich die für SS-
Angehörige übliche Blutgruppen-
tätowierung eintätowieren zu las-
sen. Ob aus ästhetischen Gründen 
oder vielleicht doch vorahnend ist 
unklar. Jedenfalls erleichterte ihm 

das später, als er im Kriegsgefange-
nenlager der US-Armee in Schauen-
stein bei Hof und später in Helmb-
recht war, unterzutauchen. Nach 
sechs Wochen wurde er mit angeb-
lich verlorenen und dann manipu-
lierten Papieren seines Kollegen Dr. 
Kuhlmann entlassen. Die Papiere 
waren auf den Namen Fritz Holl-
mann verändert worden.

Als dieser Fritz Hollmann 
tauchte Mengele nun zunächst im 
Wald in der Nähe von Günzburg, 
seinem Geburtsort, unter und ließ 
sich von seiner Familie versorgen. 
Später arbeitete er fast drei Jahre 
als Knecht auf einem Hof in Man-
golding und bereitete seine Flucht 
nach Südamerika, nach Argenti-
nien, mit Hilfe des damals schon 
gut funktionierenden sogenannten 
Kameradenwerks vor.

Anfang 1949 ließ er sich von 
einem Günzburger Notar notari-
ell beglaubigen, dass er auf sei-
ne Erbteile verzichtet. Sein Vater 
war ein erfolgreicher Unterneh-
mer, ein Fabrikant, der landwirt-
schaftliche Industriegüter her-
stellte. Diese Verzichtserklärung 
hatte den Hintergrund, dass er 
fürchtete eventuelle Schadenser-
satzansprüche von Auschwitz-
Überlebenden aus der Erbschaft 
begleichen zu müssen.

Mengele floh dann als Helmuth 
Gregor nach Argentinien. In Südti-
rol bekam er Kontakt zu Leuten, die 
ihm gefälschte Papiere besorgten. 
Von dort er floh weiter über Bozen 
nach Genua und dort erhielt er vom 
Schweizer Konsulat auf Grundlage 
seiner gefälschten Papiere wieder 
einen nun echten Rotkreuzpass. Im 
Juli 1949 kam Mengele schließlich 

in Buenos Aires an. Dort erreichte 
er sehr rasch, dass ihm aufgrund 
des Rotkreuzpasses ein Fremden-
pass auf den Namen Helmuth Gre-
gor ausgestellt wurde.

Was nun folgt, ist schwer zu 
glauben. Seine Frau Irene betrieb 
von Deutschland aus in gutem 
Kontakt mit dem flüchtigen Men-
gele in Argentinien ihre Scheidung. 
Über einen Notar in Buenos Aires 
erreichte Mengele dann, dass der 
Frankfurter Rechtsanwalt Fritz 
Steinacker die Vollmacht erhielt, 
ihn in Düsseldorf beim Scheidungs-
prozess zu vertreten. Die Schei-
dung erfolgte dann unter seinem 
richtigen Namen, die Scheidungs-
vollmacht wurde von Josef Menge-
le mit seinem vollen richtigen Na-
men unterschrieben und liegt bei 
den Scheidungsakten.

Zwei Jahre später flog Men-
gele unter dem falschen Namen 
Helmuth Gregor über New York 

nach Genf, machte Urlaub mit sei-
ner Schwägerin und späteren Frau 
– sein Bruder war gestorben. Hier 
traf er auch seinen Sohn, der ihn je-
doch für seinen Onkel halten sollte 
und auch hielt. Das Besondere ist, 
dass Mengele mit diesen Papieren 
ganz offiziell nach Deutschland ein-
reiste, auch in seiner Heimatstadt 
Günzburg auftauchte und danach 

seine ehemaligen Arzt-Kollegen aus 
Frankfurt in Wiesbaden traf.

Bei der Rückkehr nach Argen-
tinien – er war inzwischen mit sei-
ner Schwägerin Martha liiert und 
wollte sie heiraten und sie wollten 
auch ein Haus kaufen – bekam er 
schließlich auch einen regulären ar-
gentinischen Pass auf den Namen 
José Mengele. Mit diesem Pass ging 
er dann zur deutschen Botschaft, 
die ihm tatsächlich auch einen re-
gulären deutschen Pass mit einem 
Passfoto auf seinen Namen aus-
händigte. Dies geschah, obwohl 
Mengele auf der Liste der inter-
national gesuchten Kriegsverbre-
cher stand, aber eben nicht im deut-
schen Fahndungsbuch auftauchte. 
Gegen ihn lag folglich nichts vor 
und er erhielt den Pass. Dazu muss 
man wissen, dass der damalige Bot-
schafter in Argentinien selbst im 
Außenministerium von Ribben-
trop gearbeitet und die Koordi-
nation der deutschen Wehrmacht 
mit den kroatischen Ustascha-Fa-
schisten organisiert hatte.

Nun 1958 besuchte Menge-
le Deutschland dann mit richtigen 
Namen und deutschem Pass. Auch 
hier erfolgte zunächst die Einrei-
se in die Schweiz 1957 und dann 
1958 in seine Heimatstadt Günz-
burg. Nach der Rückkehr nach 
Argentinien heiratete er dann die 
mitgereiste Schwägerin bei einem 
Kurzbesuch in Uruguay. In der dor-
tigen Zeitung erschien eine entspre-
chende Mitteilung.

Mengele kaufte ein Haus in 
einem Vorort von Buenos Aires, 
mit einer Hypothek wurde die 
Firma seines Vaters belastet. Sei-
ne Frau ließ sich mit ihrem dritten 
Vornamen unter Will de Menge-
le ganz legal im Telefonbuch ein-
tragen. 1958 erfuhr nun Hermann 
Langbein von der Originalunter-
schrift Mengeles in der Schei-
dungsakte und kümmerte sich um 
eine Strafanzeige. Es ist eine eige-
ne Geschichte, wie die Annahme 
der Strafanzeige zunächst verwei-

Verbrecher in Uniform Mengele bei der Selektion: Häftlingszeichnung aus Auschwitz

Familie aus dem Marzahner „Zigeuner“lager vor der Deportation nach 
Auschwitz
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gert wurde, weil Hermann Lang-
bein nicht angeben konnte, in wel-
cher Stadt Mengele als letztes ge-
meldet war. Wütend hatte der sonst 
sehr ruhige Überlebende von Aus-
chwitz Hermann Langbein die Ak-
te der betreffenden Person auf den 
Schreibtisch geschmissen, sich dann 
darum gekümmert und herausbe-
kommen, dass der letzte Aufent-
haltsort amtlicherweise Freiburg 
war. Hier hielt sich Mengele wäh-
rend eines Urlaubs aus Auschwitz 
auf. Der dortige Staatsanwalt erließ 
im Juni 1959 schließlich einen er-
sten Haftbefehl.

1961 erreichte Langbein 
auch, dass sich die Universitäten 
in München und in Frankfurt 
darum kümmerten, die beiden 
Doktortitel von Mengele abzu-
erkennen. Es gab Verfahren an 
der Goethe-Universität und der 
Münchner Universität, die da-
zu führten, dass ihm tatsäch-
lich der Titel aberkannt wurde. 
Das erboste ihn offensichtlich 
so, dass er aus seinen südameri-
kanischen Fluchtort heraus seine 
Frau Martha beauftragte, Kon-
takt mit dem Frankfurter An-
walt Fritz Steinacker aufzuneh-
men, der dann juristisch gegen 
die Goethe-Universität vorging, 
wenn auch letztlich ohne Erfolg. 
(Die Akten dieses Verfahrens sind 
im Augenblick im Universitäts-
Archiv der Goethe- Universität 
nicht zu finden.)

Die Situation wurde für Men-
gele ungemütlich. Der Auschwitz-
prozess wurde vorbereitet, die in-
ternationale Presse schrieb über 
ihn. Er besorgte sich in Paragu-
ay 1959 die dortige Staatsbürger-
schaft, die den Vorteil hatte, dass er 
auf keinen Fall ausgeliefert werden 
konnte. Mit diesen Papieren ausge-
stattet, tauchte er dann in Brasilien 
unter, wo er 1971 einen neuen Na-
men annahm – Wolfgang Gerhard 
– und bis zu seinem Tod 1979 in 
Brasilien auf einer Hazienda lebte. 
Soweit zu der Geschichte Mengeles 
nach 1945.

Teil V 
Der Auschwitzleugner  
Professor Dr. Ballreich an der 
Goethe-Universität

Mengeles Rechtsanwalt Stein-
acker taucht wieder auf.

Wir springen nun in das Jahr 1993: 
Die Frankfurter Rundschau berich-
tete über einen Professor der Goe-
the-Universität, der sich im Rah-
men einer Sitzung des Deutschen 
Sportbundes als Auschwitzleug-
ner entpuppte, wie ein Teilnehmer 
solcher Treffen enthüllte. „Ein al-
ter Nazi, geehrt und mit Einfluss 
auf Geld und Jugend“ titelte die 
Frankfurter Rundschau am 26. 
März 1993. Weitere Pressebe-
richte machten deutlich, dass die 
Goethe- Universität nun gegen Ball-
reich vorgehen musste und vorge-
gangen ist. Die Situation war auch 
so, dass die Veranstaltungen Pro-
fessor Ballreichs von Studierenden 
boykottiert wurden und von diesen 
gefordert wurde, dass ihm die Lehr-
befugnis entzogen wird. Der Hes-
sische Rundfunk berichtete darauf-
hin im Fernsehen über diesen Vor-
gang. Dazu muss man wissen, dass 
Ballreich behauptet hatte, dass die 
Berichte über Auschwitz nicht stim-
men könnten, denn laut Aussagen 
von Klimatechnikern wäre es nicht 

möglich, dass aus den Krematorien 
in Auschwitz Flammen heraussto-
ßen könnten. Es kam schließlich 
zu einem Disziplinarverfahren ge-
gen Ballreich.

Nun 1997, drei bis vier Jahre 
später, als Ballreich endgültig eme-
ritiert wurde, kam es zu einem Ver-
waltungsgerichtsprozess, in dem es 
um Pensionskürzungen ging, die in 
Folge des Disziplinarverfahrens ge-
gen ihn erfolgten. In diesem Pro-
zess trat nun Mengeles Anwalt Fritz 
Steinacker wieder auf – ein Anwalt, 
von dem mit Fug und Recht gesagt 
werden kann, dass er als Verteidi-
ger vieler NS-Verbrecher im Ausch-
witz-Prozess und später in anderen 
Prozessen einen üblen Ruf hatte. So 
hat er als Verteidiger zum Beispiel 
einen Gutachter abgelehnt, weil er 
einen jüdischen Doktorvater geha-
bt hätte und ähnliches.

Jedenfalls dieser Anwalt von 
Professor Ballreich, Fritz Steina-
cker, verkündete in dem Verwal-
tungsgerichtsprozess, dass die Ame-
rikaner angeblich in Dachau die 
Gaskammer selbst gebaut hätten. 
Das ging durch die Presse, ich selbst 
war Zeuge dieser Äußerung und 
Steinacker wurde schließlich vom 
Zentralrat der Juden angezeigt. Die 
Anzeige wurde dann niedergeschla-
gen, weil das Verwaltungsgericht 
nicht öffentlich tagte und Volks-
verhetzung nur in der Öffentlich-
keit möglich sei. Darauf folgte ein 
Verfahren innerhalb der Anwalts-
kammer, das von Anwalt Hermann 
Alter angestoßen wurde. Gleichzei-
tig wurde bekannt, dass Steinacker 
als Vorsitzender eines Frankfurter 
Sportvereins das Bundesverdienst-
kreuz bekommen sollte. Angesichts 
der Anzeige des Zentralrats wurde 
dieses Verfahren erst einmal ausge-
setzt, später bekam er das Bundes-
verdienstkreuz dann aber trotzdem 
noch. Auch all das wurde breit in 
der Presse dargelegt. Das ist wich-
tig, denn es kann keiner, der zu die-

ser Zeit an dieser Universität ge-
arbeitet hat, sagen, dass er davon 
nichts wusste.

Nach dem Tod von Ballreich im 
Oktober 2010 geschah dann aber 
Folgendes: In der April-Ausgabe 
des Unireports der Goethe-Uni-
versität erschien ein Nachruf auf 
den Auschwitzleugner Prof. Ball-
reich, in dem festgehalten wurde, 
dass Professor Ballreich sich um die 
Wissenschaft „außerordentlich ver-
dient gemacht“ habe.

Teil VI 
Der 27. Januar –  
Internationaler Tag des  
Gedenkens an die Opfer  
des Holocaust

Am 27. Januar 1945 befreiten die 
sowjetischen Truppen Auschwitz. 
Noch in den letzten Kämpfen di-
rekt um Auschwitz wurden 231 
sowjetische Soldaten von den Na-
zis erschossen. 60-70 davon von SS 
Männern, die sich noch auf dem 
Lagergelände aufhielten, um zu 
plündern. Am 27. Januar wurde 
Auschwitz dann jedenfalls befreit. 
Es waren nur noch ca. 7000 Häft-
linge dort, davon über 100 Kinder, 
vor allem jüdische Kinder aus den 
Zwillingsexperimenten, die sich 
noch verstecken konnten.

Seit 1996 ist der 27. Januar ein 
offizieller Gedenktag in Deutsch-
land, 2005 wurde das Datum auch 
international von der UNO zum 
Gedenktag ernannt.

Wozu aber Gedenken? Ein ge-
rade auch im Fachbereich Erzie-
hungswissenschaften durchaus 
wichtiges Thema.

Adorno formulierte 1965 wie 
folgt:

„Die Forderung, dass Ausch-
witz nicht noch einmal sei, ist die 
allererste an Erziehung. Sie geht so 
sehr jeglicher anderen voran, dass 
ich weder glaube, sie begründen zu 
müssen noch zu sollen. Ich kann 

nicht verstehen, dass man mit ihr 
bis heute so wenig sich abgegeben 
hat. Sie zu begründen hätte etwas 
Ungeheuerliches angesichts des Un-
geheuerlichen, das sich zutrug. Dass 
man aber die Forderung, und was 
sie an Fragen aufwirft, so wenig 
sich bewusst macht, zeigt, dass das 
Ungeheuerliche nicht in die Men-
schen eingedrungen ist, Symptom 
dessen, dass die Möglichkeit der 
Wiederholung, was den Bewusst-
seins- und Unbewusstseinsstand 
der Menschen anlangt, fortbesteht. 
Jede Debatte über Erziehungsideale 
ist nichtig und gleichgültig diesem 
einen gegenüber, dass Auschwitz 
nicht sich wiederhole.“

Es mag ein wenig besser gewor-
den sein in Schulen und Hochschu-
len in Deutschland; aber dennoch 
nicht untypisch ist; was Moritz 
Neumann der Vorsitzende jü-
dischen Gemeinde in Hessen auf 
einer Veranstaltung zur Kritik an 
Martin Walser anmerken wollte 
und musste:

„Da passt es zum Beispiel zur 
Schule ganz gut, heute in die Frank-
furter Rundschau zu schauen. Und 
die Überschrift alleine ist so vielsa-
gend über diesen Dreispalter heu-
te in der Frankfurter Rundschau.

‚Auschwitz Gedenktag – kein 
Thema in Schulen‘. Aah ja, was 
wollen Sie mehr? Und dann lese ich 
also noch, dass der Leiter der Max 
Beckmann Schule in Bockenheim 
gesagt hat: ‚Am Ende des Schul-
halbjahres gibt es sehr viele Noten-
konferenzen und Besprechungen, 
da ist der Termin des 27. Januar 
einfach unpraktisch.‘ Ich habe mir 
gedacht, wenn ich Gelegenheit ha-
be, werde ich es der Roten Armee 
sagen, hätte sie sich gefälligst ein 
anderes Datum für die Befreiung 
von Auschwitz aussuchen sollen.“

Nein, es ist kein billiger Scherz, 
es ist ein Stück Verzweiflung über 
die Tatsache, dass es nach wie vor 
keinesfalls eine Selbstverständlich-

keit ist, dass Veranstal-
tungen, die über Auschwitz 
und die Nazizeit aufklären, 
stattfinden.

Wir haben ein Pro-
blem an Schulen und Uni-
versitäten, die zunehmend 
autoritär ausgerichtet, ei-
ne bestimmte Atmosphäre 
schaffen, in der eine freiwil-
lige nicht per Anordnung 
selbstbestimmte Mentali-
tät nicht gerade gefördert 
wird. Der Kernpunkt ist 
eben, nicht auf Befehl, nicht 
nur als Ritual das Geden-
ken an die Verfolgten des 
Nazi-Regimes, an Ausch-
witz durchzuführen, son-
dern es geht darum, dass 
jede neue Generation Ba-
sisinformationen benötigt 
und dass auch immer neue 
inhaltliche Aspekte Veran-
staltungen aus dem gän-
gigen Ritual hervorheben 
können.

Sie werden verstehen, 
dass es mir gerade beson-
ders darum geht, in der 
universitären Bildung von 
Pädagoginnen und Päda-
gogen, vor allen von Lehre-
rinnen und Lehrern auf die-
sen Bereich hinzuweisen. 
Das ist nicht immer leicht, 
aber es gibt durchaus Per-
sonen an dieser Universität, 
die dieses Bemühen sehr 
tatkräftig unterstützen, so 

auch eine Reihe von Personen aus 
dem Präsidium, es gibt aber auch 
andere Personen, die diese Tätigkeit 
offensichtlich nicht so gerne sehen. 
Das möge hier genügen.

Zu denen, die erfolgreich zum 
Gedenken an Auschwitz beige-
tragen haben, gehört Trude Si-
monsohn. Trude Simonsohn war 
auch hier an der Universität und 
die Bedeutung, das Gedenken an 
Auschwitz auch heute wenn mög-
lich noch mit den Überlebenden zu 
gestalten.

Wir erinnern heute an zwei Per-
sonen, Auschwitz-Überlebende, die 
vor 10 Jahren verstorben sind. Karl 
Brozik wurde 1926 in der Tsche-
choslowakei geboren.1938 nach 
der deutschen Okkupation des 
Sudentenlandes floh er nach Prag. 
Im Oktober 1941-42 wurde er ins 
Ghetto Lódz deportiert, dort star-
ben seine Eltern und sein Bruder 
an den mörderischen Bedingungen.

Karl Brozik hatte Kontakt zur 
kommunistischen Widerstandsor-
ganisation, auch nach seiner De-
portation 1944 in Auschwitz Bir-
kenau. Im Januar 1945 wurde er 
auf den Todesmarsch nach Maut-
hausen geschickt und kehrte erst 
nach der Befreiung im Mai 1945 
in seine Heimatstadt Teplice zu-
rück, seine insgesamt 26 köpfige 
Familie war ermordet worden, 
er war der einzige Überlebende. 
1950 heiratete er eine andere jü-
dische Auschwitz-Überlebende und 
studierte in Prag. 1960 änderte er 
angesichts des existierenden anti-
jüdischen Verhaltens in der Tsche-
choslowakei seinen Namen. 1968 
floh er nach Frankfurt. Er arbeite-
te hier in der Sophienstraße für die 
Jewish Claims Conference und er-
reichte sehr viel für die jüdischen 
und nicht jüdischen Zwangsarbei-
ter. Hier war er führend daran be-
teiligt, die Regierung und die Indus-
trie an Rentenzahlungen für Über-
lebende zu beteiligen.

Er hat viele Vorträge gehalten, 
war Mitglied des Überlebenden-
Beirats des Fritz-Bauer-Instituts 
wie auch Ricky Adler. Karl Boszik 
verstarb im Jahre 2004.

Ricky Adler wurde 1928 in 
Frankfurt geboren und 1941 in 
das sogenannte „Zigeunerlager“ 
in der Dieselstraße/ dann Krupp-
straße eingewiesen. 1943 wurde er 
als 15jähriger nach Auschwitz Bir-
kenau deportiert. Dort arbeitete er 
bei den Krematorien, in den soge-
nannten Sonderkommandos. Von 
hier wurde er dann nach Ravens-
brück, Buchenwald und in ande-
re KZs verschleppt und von seinen 
29 Familienmitgliedern überlebten 
nur er und zwei seiner Geschwister. 
Drei weitere Geschwister und seine 
Eltern wurden in Auschwitz Birke-
nau ermordet.

Ricky Adler war Ehrenmitglied 
des Zentralrats der Deutschen Sinti 
und Roma und Mitglied des Über-
lebenden-Beirats des Fritz-Bauer-
Instituts. Auch er verstarb 2004.

Heute [Tag des Vortrags war 
der 27. Januar 2014, FLZ-Redak-
tion] ist der richtige Tag, um zu 
erinnern: an die Ermordeten, aber 
auch an die Überlebenden, die 1945 
zwar befreit wurden, aber die ganze 
Last des Erlebten nicht loswerden 
konnten und loswerden können.

Benjamin  
Ortmeyer

Versuchsobjekte von Mengele: „Zigeuner“jungen als Gegenstand grauenvoller 
chirurgischer Eingriffe
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Termine

n 	Fachgruppensitzung der Beruflichen Schulen voraussichtlich am 13. 01. 
2015. Einladung folgt gesondert.

n	 Fachgruppe Sonderpädagogik 22.1.14 um 15.00 Uhr in der Bleichstraße
Personengruppe SeniorInnen
Führung durch das Städel Museum mit dem Titel: FANTASTISCHE WELTEN –  
Albrecht Altdorfer und das Expressive in der Kunst um 1500 
21.01.2015 oder 27.01.2015, jeweils 16.00 Uhr
Wir bitten um eine verbindliche Anmeldung bis zum 12.01.2015. 

Im Labyrinth des Schweigens / Filmkritik

Am 3. Dezember 2014 fand in 
der Aula der Bettinaschule eine 
Gedenkfeier für den ehemaligen 
Schulleiter Volker Dingeldey, der 
am 13. November verstorben war, 
statt.

Unter Mitwirkung des Chors 
und der Big Band wurde  an den 
äußerst beliebten, von Lehrkräf-
ten, Schülern und Eltern gleicher-
maßen geschätzten Schulleiter aus 
den Jahren 1971 bis 1998 erinnert.

Für die Bettinaschule sprachen 
der ehemalige Fachbereichsleiter 
Wolfgang Krönert, der ehem. Stv. 
Schulleiter Jürgen Schröder, als ehe-
malige Schülerin Claudia Wolff, für 
den Förderverein Ursula Lenger 
und für die GEW Frankfurt Hans 
Wedel.

Kollege Hans Wedel erinnerte 
an Volker Dingeldey als kompe-
tenten und souveränen 1. Vor-
sitzenden des Bezirksverbandes 
Frankfurt der GEW in den 70er 
Jahren, in einer politisch bewegten 
Zeit, als gesellschaftliche Bewe-
gungen die Schulen erreichten und 
deren Themen von Lehrkräften und 
Schüler/Innen aufgegriffen wurden. 

Innergewerkschaftliche Aus-
einandersetzungen begleiteten ei-
nen Prozess, innerhalb dessen  die 
GEW den etablierten bildungspo-
litischen Forderungen weitere, die 
Arbeitszeit, Arbeitsbelastungen, 
Klassengrößen sowie tarifbezogene 
Lohnforderungen betreffend, hin-
zufügte und erstmals über Streik-
maßnahmen zu ihrer Durchsetzung 
diskutierte.

Volker Dingeldey verwirklich-
te ein reformorientiertes Gymnasi-
um in einer konservativen gymna-
sialen Umgebung: Er war seinen 
Kolleg/Innen mehr Berater und Un-
terstützender als Vorgesetzter. Er 
schätzte die pädagogische und po-
litische Arbeit seiner Kollegen in 
gegenseitigem Vertrauen und Re-
spekt. Diese erlebten das liberale 
und kollegiale Klima der Bettina-
schule als anregend und angenehm.

Deshalb wurde Volker Din-
geldey in der Rede von Hans We-
del als Vorbild für ein Schulleiter-
bild an einer „demokratisch ver-
fassten Schule“ , wie es die GEW 
entworfen hat, herausgestellt – 
im Unterschied zum „Berufsbild 
Schulleitung“ der CDU-Landes-
regierung, die für ihren „Betrieb 
Schule“ Führungs- und Managerfi-
guren haben will, deren Berufsver-
ständnis sich vom Pädagogischen 
und Kollegialen weg bewegt. Diese  
sind durch Maßnahmen im Rah-
men einer „systematischen Perso-
nalentwicklung“ in der Schulleiter-
akademie sowie durch Schulämter 
bzw. das Kultusministerium auf ih-
re neue Aufgabe des „Führen und 
Gestaltens“ vorbereitet worden.

Volker Dingeldey wäre nie zu 
einem solchen „Betriebs-Führer“ 
geworden.

Er wurde als überzeugter Ge-
werkschafter gewürdigt, doch wur-
de dabei nicht  verschwiegen, dass 
er viele Jahre später sich aus der 
Mitgliedschaft der GEW verab-
schiedete.

Alexander Fehling spielt den jungen Staatsanwalt Johann Radmann in 
dem Film Im Labyrinth des Schweigens, © CWP Film / Universal Pictures 
/ Heike Ulrich

Gedenkfeier für Volker Dingeldey

Das Allerletzte zur Integration im 
Bayerischen Volkstheater

Wie Spiegel-Online – den Baye-
rischen Rundfunk zitierend – be-
richtet, fordert die CSU in einem 
Leitantragsentwurf für ihren Par-
teitag, dass „sich Migranten auch 
zu Hause auf Deutsch unterhal-
ten sollen. [...] »Wer dauerhaft 
hier leben will, soll dazu ange-
halten werden, im öffentlichen 
Raum und in der Familie deutsch 
zu sprechen«“, zitiert der Spiegel. 
»Ein gesellschaftliches Miteinan-
der funktioniert nur, wenn alle die-
selbe Sprache sprechen«, fährt der 
Antragsentwurf fort. Oder prakti-
scherweise gleich dasselbe denken 
resp. dieselbe Partei wählen? Die 
SPD motzte mit einem Nachbes-
serungsvorschlag ihrer Generalse-
kretärin dagegen auf, die erklärte: 
»Jetzt fehlt nur eine CSU-Sprach-
polizei, die das Ganze kontrollie-

ren soll«, (Lust auf große Koaliti-
on? Warum nicht gleich Televisoren 
im High-Tech-Land Bayern?), wo-
hingegen den Grünen am CSU-Vor-
schlag lediglich aufstieß, dass es 
»lebensfremder« nicht mehr gehe. 
Ist das „Leben“ im Freistaat mithin 
so wenig normgerecht? Der FLZ, 
die sehr vom Hochdeutschen als 
Verkehrssprache angetan ist, stellt 
sich in diesem Zusammenhang ein-
zig die Frage, wie denn mit den au-
tochthonen Eingeborenen verfah-
ren werden soll. Sollen die jetzt zu 
Hause weiter Bairisch reden dürfen 
und so von der Integration ausge-
schlossen bleiben? Und: Wäre di-
es nicht eine unnötige Härte? Für 
Neugierige und alle die sich weiter-
bilden wollen, empfehlen wir den 
Blick in Art. 3 GG!

Ernst Olbrich

Ein Film über Fritz Bauer ist „Im 
Labyrinth des Schweigens“ von 
Giulio Ricarelli nicht, dafür ist die 
Gestalt des Frankfurter General-
staatsanwalts, der den Auschwitz-
Prozess durch seine Mischung an 
Zähigkeit, Ranküne und taktischem 
Geschick zuwege brachte und damit 
die deutsche Öffentlichkeit erstmals 
mit dem Thema Auschwitz kon-
frontierte, zu sehr als Hintergrund-
figur angelegt. Auch handelt es sich 
nicht um einen Film über den Aus-
chwitz-Prozess selbst, wenigstens, 
wenn man unter „Prozess“ allein 
die gerichtliche Hauptverhandlung 
versteht, denn an deren Beginn en-
det die Filmhandlung. Ricarellis 
Produktion ist ein Film über eine 
bestimmte gesellschaftliche Situa-
tion und eine damit einhergehende 
Atmosphäre, wie sie für die Ver-
drängungs- und Leugnungsphase 
bis weit in die sechziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts typisch war. 

„Als ich mit dem Stoff in Be-
rührung kam, war für mich das 
Spannendste der Gedanke Es kann 
doch nicht sein, dass ein gebildeter 
Mensch damals nicht wusste, was 
Auschwitz ist. Es war aber so. Und 
das wollten wir glaubhaft rüber-
bringen. Gleichzeitig wollten wir 
die Heldentat dieser Menschen 
zeigen, die den Prozess geführt 
haben, Generalstaatsanwalt Fritz 
Bauer, Kügler, Vogel, Gerhard 
Wiese. Denn sie haben ihn gegen 
ganz große Widerstände und ge-
gen Anfeindungen durchgezogen,“ 
begründet der Regisseur im Inter-
view den Plot, in dem ein junger 
Staatsanwalt, der völlig unbeleckt 
von der verbrecherischen Vergan-
genheit ist, zur Hauptfigur eines Er-
mittlungsgeschehens wird, in des-
sen Verlauf das Publikum durch die 
Augen des Protagonisten mit einem 
Kosmos komplizenhafter Verleug-

nung und Verhinderung von Auf-
deckung, wie er die herrschende 
Schlussstrichmentalität bezeich-
net, konfrontiert wird.

„Das Einzige, was der Zu-
schauer nicht über Auschwitz weiß, 
ist, wie wenig man nach dem Krieg 
davon wusste. Deswegen haben wir 
die Figur des jungen Staatsanwalts 
auch so zentral angelegt, damit wir 
all das durch seine Augen entde-
cken können,“ so Ricciarelli.

Es ist unter anderem diese ge-
lungene und in der Darstellung 
der Zeitumstände dichte Perspek-
tive, die den Film gerade auch für 
Jüngere sehenswert macht, welche 
die bleierne Zeit der fünfziger und 
sechziger Jahre höchstens vom Hö-
rensagen kennen. Ricciarelli fängt 
die hermetisch dichte Kulisse der in 
Amt und Würden befindlichen Mit-
täter am deutschen Vernichtungs-
krieg und Judenmord ein, die sich 
jeder Unterstützung für die Er-
mittlungsarbeit der Frankfurter 
Staatsanwälte nicht nur verwei-
gern, sondern diese nach Kräften 
mit dem feixenden Wohlbehagen 
der durch Straflosigkeit Davonge-
kommenen sabotieren, wo sich ih-
nen nur ein Ansatzpunkt dafür zu 
bieten scheint. Diese Atmosphäre 
der klammheimlichen Verschwore-
nen, die sich immer „schon verste-
hen“ und auch noch glauben, die 
ihnen fürs Mordgeschäft schuldi-
ge Ehrerbietung für ihren „Dienst 
am Vaterland“ mit ungebremster 
Frechheit einfordern zu können, 
ist bedrückend gut gezeichnet und 
lässt die Ende des Jahrzehnts aus-
brechende Wut der Achtundsech-
ziger gegen das postfaschistische 
Wohlstandsbiedermeier verständ-
lich werden.

Ein Mangel des Films ist es, dass 
Menschen, die sich der Nazibar-
barei verweigerten und sich ihr im 

Widerstand aktiv entgegenstellten, 
nicht vorkommen: Es gibt nur Op-
fer und Täter bzw. Mitläufer resp. 
Unwissende. „Ich bin jetzt immer 
wieder dieses „Was hätten Sie denn 
getan?“ gefragt worden. „Sie be-
schäftigen sich doch mit dem The-
ma!“ Ich hab festgestellt, dass ich 
mir die Frage selbst nie gestellt ha-
be. Was soll denn die Antwort sein? 
Etwa: Aber nein, niemals hätte ich, 
oder ja, auf jeden Fall. Ich stelle mir 
die Frage nicht, weil ich weiß, ich 
kann sie nicht beantworten. Es ist 
ja gemeinhin bekannt, dass wir al-
le zu allem fähig sind, wir müssen 
nur in der richtigen Situation da-
für sein oder in der falschen,“ er-
klärt der Hauptdarsteller Fehling 
im Interview und bricht damit eine 
Lanze für das ohnehin schon weit-
hin verbreitete falsche anthropolo-
gische Narrativ von der opportu-
nistisch-egoistischen „Wolfsnatur“ 
des Menschen, die auch der Film 
nicht konterkariert.

„In Frankfurt kommt nicht ein 
einzelner Täter vor Gericht, die Ver-
handlung läuft nicht auf eine be-
stimmte Person zu. Sondern auf 
ein soziales Phänomen,“ schreibt 
Ronen Steinke in seiner Monogra-
phie über Fritz Bauer, dem es da-
her nicht um eine anthropologische 
Botschaft als Lektion für die Nach-
kriegsdeutschen gegangen sei, son-
dern darum aufzuzeigen, dass „die 
Arbeitsteilung, die nötig war, um so 
reibungslos zu morden – das, was 
Historiker später als das zentrale 
Strukturmerkmal des Holocausts 
bezeichnen werden“, mit einem 
Wort, die in die Mordmaschinerie 
umgesetzte Effizienz den entschei-
denden Unterschied zu anderen 
Massenmordhandlungen darstellte.

Während also für Bauer die 
letztlich dann in Frankfurt an-
geklagten Individuen wesentlich 
als Exempel für das Funktionie-
ren eines perfekt auf die Mordab-
sicht abgestimmten arbeitsteiligen 
Systems vor Gericht standen, er-
liegt der Film in gewisser Hinsicht 
dem Zug zur Individualisierung 
und damit Anthropologisierung 
der Schuldfrage, indem er der Su-
che nach dem KZ-Arzt Josef Men-
gele einen eigenen und in der Be-
deutung stark betonten Handlungs-
strang widmet. Auf die Frage, ob es 
„die Geschichte nicht [schwächt], 
wenn man den großen Verbrecher 
herauspickt, wo es doch eigent-
lich um all die kleinen Rädchen im 
Getriebe geht“, erwidert Riciarel-
li im Interview: „Rein psycholo-
gisch verbeißt sich Radmann [der 
ermittelnde Staatsanwalt im Film, 
E. O.] in Mengele, weil für ihn das 
Schwierige ist, sich der Komplexi-
tät des Schuldthemas zu stellen ist. 
Mengele ist für ihn ein Dämon, den 
kann man sehr leicht hassen. Das 
sagt auch der Generalstaatsanwalt: 
«Was ist mit den anderen? Sind Ih-
nen die nicht dramatisch genug?» 
Da erkennt auch Radmann, dass 
es auch um die anderen geht.. Ich 
denke nicht, dass wir die anderen 
unbedeutend machen.“

Die Opfer lässt der Film über-
wiegend nicht zu Wort kommen. 
Die Darstellung ihrer Aussagen als 
Zeuginnen und Zeugen im Büro der 
Frankfurter Staatsanwaltschaft be-
schränkt sich auf die tonlose Auf-
zeichnung ihrer Mimik während 
ihrer Schilderungen. Das soll beim 
Zuschauer Empathie erzeugen und 
erspart ihm doch die Wahrneh-
mung der schrecklichen Details, 
um die es geht, wenn Deutsche im 
Rassenwahn des Herrenmenschen-

tums andere Mitglieder der Gat-
tung, die sie als „Untermenschen“ 
ohne Recht auf Leben ansehen, zu 
Tode schinden.

Eine Auseinandersetzung mit 
dem Leben Fritz Bauers bleibt den 
Zuschauern ebenfalls erspart. Als 
sozialdemokratischer deutscher Ju-
rist jüdischer Abstammung von den 
Nazis zweimal inhaftiert, das er-
ste Mal länger als ein halbes Jahr 
im Konzentrationslager, beschrieb 
Bauer seine Position im Frankfurt 
der Nachkriegszeit einmal mit dem 
Bonmot, dass er sich „im feind-
lichen Ausland“ befinde, sobald 
er sein Büro verlasse. Der Film 
stellt ihn als unanfechtbare Auto-
rität dar, die aber darüber hinaus 
als Figur konturlos bleibt.

Trotz dieser Abstriche kann 
man den Film empfehlen, gerade 
auch zum Besuch mit Schüler*innen. 
Immerhin ist er in der Zeich-
nung der betreffenden Zeit als 
gelungen anzusehen, er zieht die 
Zuschauer*innen in seinen Bann 
und es gelingt ihm immer wieder, 
durch plötzlich aufblitzende dra-
stische Momente das Entsetzliche 
des Erlebens der Vernichtungslager 
in einer das Publikum ergreifenden 
Weise darzustellen. Für den Besuch 
mit Schüler*innen sollte jedoch auf 
jeden Fall eine entsprechende Ein-
führung bzw. die Einbettung in ei-
nen entsprechenden Unterrichts-
kontext vorgenommen werden. 

Ernst Olbrich

Der GEW Bezirksverband Frank-
furt bedankt sich bei Thomas 
Sachs, der die Landesdelegierten-
versammlung als Präsidiumsmit-
glied zusammen mit seinen Kolle-
gInnen aus den anderen Bezirken 
gut geleitet hat. 


